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Schulverwaltung

Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Grundschulen und weiterer schulrechtlicher Verordnungen 

Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und § 126 Absatz 
1 und 2 des Schulgesetzes (SchulG) vom 24. Januar 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für Bildung 
und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Landesverordnung über Grundschulen vom  
22. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 145), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 17. April 2012 (NBl. 
MBK. Schl.-H. S. 111), wird wie folgt geändert: 

1.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „in der 

Jahrgangsstufe 3“ ersetzt durch die Worte  
„in den Jahrgangsstufen 3 und 4“.  

b)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Die Schulkonferenz kann beschließen, dass 
abweichend von Absatz 2 Satz 3 in den Jahr-
gangsstufen 3 und 4 oder nur in der Jahrgangs-
stufe 4 Notenzeugnisse mit verbaler Ergän-
zung zur Entwicklung der Sach-, Methoden-, 
Sozial- und Selbstkompetenz erteilt werden. 
Ein Beschluss kommt nur zustande, wenn ihm 
die Mehrzahl der gewählten Vertreterinnen und 
Vertreter der Lehrkräfte in der Schulkonferenz 
oder ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
zustimmt.“ 

c)	 Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Zum Ende des ersten Schulhalbjahres der 
Jahrgangsstufe 4 erhalten die Schülerinnen und 
Schüler einen an Kompetenzen orientierten Ent-
wicklungsbericht in tabellarischer Form.“

d)	 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
„(5) Für Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufen 3 und 4, deren Eltern in ein ande-
res Land umziehen, wird auf Antrag zusätzlich 
ein Notenzeugnis ausgestellt.“

2.	 § 7 erhält folgende Fassung: 
„§ 7 

Beratung und Entscheidung der Eltern in der  
Jahrgangsstufe 4 über die Wahl der weiterführenden 

allgemein bildenden Schule 
(1) Die Schule unterrichtet zum Ende des ersten Schul-
halbjahres der Jahrgangsstufe 4 die Eltern über den 
Ablauf des Informations- und Anmeldeverfahrens in den 
weiterführenden allgemein bildenden Schulen. 
(2) In einem individuellen Gespräch beraten die Lehr-
kräfte die Eltern über die weitere schulische Laufbahn 

ihres Kindes. Wesentliche Grundlage des Bera-
tungsgespräches ist der gemäß § 6 Absatz 4 erteilte 
Entwicklungsbericht. Das Beratungsgespräch soll zu 
Beginn des zweiten Schulhalbjahres der Jahrgangs-
stufe 4 stattfinden. 
(3) Die weiterführenden allgemein bildenden Schulen 
informieren die Eltern in Versammlungen über ihre 
Ziele, Anforderungen und Arbeitsweisen. Sie ermög-
lichen zudem den Eltern auf Anfrage eine individuelle 
Beratung. 
(4) Die Eltern entscheiden im Rahmen der Schulwahl 
gemäß § 24 Absatz 1 SchulG darüber, welche Schule 
ihr Kind im Anschluss an die Grundschule besuchen 
soll.“

3.	 Folgender § 8 wird angefügt: 

„§ 8 
Zusammenarbeit der Schulen

Unter Berücksichtigung ihres pädagogischen Auftrages 
arbeiten Grundschulen und die weiterführenden allge-
mein bildenden Schulen zusammen, um den Schülerin-
nen und Schülern einen erfolgreichen Übergang in die 
Sekundarstufe I zu ermöglichen.“ 

4.	 Folgender § 9 wird angefügt: 

„§ 9 
Schlussbestimmung

Diese Verordnung tritt am 1. August 2007 in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des 30. Juli 2017 außer Kraft.“

Artikel 2

Die Landesverordnung über die Orientierungsstufe 
vom 4. Juli 2011 (NBl. MBK. Schl.-H. S. 132) wird wie 
folgt geändert: 

§ 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2014 außer Kraft.“

Artikel 3

Die Landesverordnung zur Verwendung eines Anmel-
descheines vom 23. Februar 2011 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 57) wird wie folgt geändert: 

1.	 § 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2019 außer Kraft.“ 

2.	 Die Anlage zu § 1 Absatz 1 erhält folgende Fas-
sung: 
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„Anmeldeschein zur Anmeldung  
an einer weiterführenden allgemein bildenden Schule  

der Sekundarstufe I  

der/des 

Vor- und Nachname:   ……………………………………………. 

Geburtsdatum:   ………………………. 

Geschlecht:   ………………………..   

Anschrift:   ……………………………………………………………… 

Vor- und Nachname(n) der/des Sorgeberechtigten:  

1.   ……………………………………………………… 

2.   ……………………………………………………… 

Anschrift der/des Sorgeberechtigten (falls abweichend zur Anschrift des Kindes): 

……………………………………………………………………………………………. 

 

 

(Datum)                        (Unterschrift Schulleiter/in)                            (Schulsiegel) 

 

Von den/der/dem Sorgeberechtigten auszufüllen:  

Sie haben zwei Möglichkeiten:  

Unter (A) können Sie die Aufnahme Ihres Kindes an einer Schule Ihrer Wahl be-
antragen. Wenn das Kind an dieser Schule nicht aufgenommen wird, erhalten Sie 
die Anmeldeunterlagen  mit einem schriftlichen Bescheid zurück und können sich 
an eine andere Schule Ihrer Wahl wenden.  

Oder  

Sie geben unter (B) bis zu drei Schulen als Erst-, Zweit- oder Drittwahl an. In die-
sem Fall sind die von Ihnen benannten Schulen berechtigt, die Anmeldeunterlagen 
in der von Ihnen gewünschten Reihenfolge zu übermitteln. Kann keine der be-
nannten Schulen Ihr Kind aufnehmen, ist die zuletzt genannte Schule berechtigt, 
die Anmeldeunterlagen an die zuständige Schulaufsichtsbehörde zu übermitteln. 
Diese teilt Ihnen mit, welche Schule für Ihr Kind gemäß § 24 Absatz 1 Satz 2 
SchulG zuständig ist. Einen schriftlichen Bescheid über die nicht erfolgte Aufnah-
me erteilen Ihnen die Schulen aufgrund eines gesonderten Antrages.  

 

(A)  

Ich/wir beantrage/n die Aufnahme meines/unseres Kindes an folgender Schule 
(bitte Bezeichnung/Name und Ort der Schule angeben):  

…………………………………………………………………………………………… 

Oder 

(B) 

Ich/wir benenne/n als Erst-, Zweit- oder Drittwahl folgende Schulen (bitte jeweils 
Bezeichnung/Name und Ort der Schule angeben): 

Erstwunsch:   …………………………………………………………………………… 

Zweitwunsch:   ………………………………………………………………………….  

Drittwunsch:   …………………………………………………………………………… 

 

 

(Ort / Datum ) ………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………… 
                             (Unterschrift der/des Sorgeberechtigten)“                 



Schule

NBI.MBW.Schl.-H. 2014� 145

Artikel 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Juli  2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft

 

Von den/der/dem Sorgeberechtigten auszufüllen:  

Sie haben zwei Möglichkeiten:  

Unter (A) können Sie die Aufnahme Ihres Kindes an einer Schule Ihrer Wahl be-
antragen. Wenn das Kind an dieser Schule nicht aufgenommen wird, erhalten Sie 
die Anmeldeunterlagen  mit einem schriftlichen Bescheid zurück und können sich 
an eine andere Schule Ihrer Wahl wenden.  

Oder  

Sie geben unter (B) bis zu drei Schulen als Erst-, Zweit- oder Drittwahl an. In die-
sem Fall sind die von Ihnen benannten Schulen berechtigt, die Anmeldeunterlagen 
in der von Ihnen gewünschten Reihenfolge zu übermitteln. Kann keine der be-
nannten Schulen Ihr Kind aufnehmen, ist die zuletzt genannte Schule berechtigt, 
die Anmeldeunterlagen an die zuständige Schulaufsichtsbehörde zu übermitteln. 
Diese teilt Ihnen mit, welche Schule für Ihr Kind gemäß § 24 Absatz 1 Satz 2 
SchulG zuständig ist. Einen schriftlichen Bescheid über die nicht erfolgte Aufnah-
me erteilen Ihnen die Schulen aufgrund eines gesonderten Antrages.  

 

(A)  

Ich/wir beantrage/n die Aufnahme meines/unseres Kindes an folgender Schule 
(bitte Bezeichnung/Name und Ort der Schule angeben):  

…………………………………………………………………………………………… 

Oder 

(B) 

Ich/wir benenne/n als Erst-, Zweit- oder Drittwahl folgende Schulen (bitte jeweils 
Bezeichnung/Name und Ort der Schule angeben): 

Erstwunsch:   …………………………………………………………………………… 

Zweitwunsch:   ………………………………………………………………………….  

Drittwunsch:   …………………………………………………………………………… 

 

 

(Ort / Datum ) ………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………… 
                             (Unterschrift der/des Sorgeberechtigten)“                 
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Entwicklungsbericht zum Übergang an die 
weiterführenden allgemein bildenden Schulen

Erlass des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 
vom 18. Juni 2014 – III 211

1.	 Für den an Kompetenzen orientierten Entwicklungs-
bericht in tabellarischer Form gem. § 6 Abs. 4 der 
Landesverordnung über Grundschulen vom 22. Juni 
2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 145), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 143), ist die im Folgenden abgedruckte 
Vorlage zu verwenden.

2.	 In begründeten Fällen kann die Vorlage in den 
Schuljahren 2014/15 sowie 2015/16 an den Bedarf 
der Schule angepasst werden. Die Änderung ist der 
Schulaufsicht anzuzeigen.

3. 	Durch Beschluss der Schulkonferenz kann der 
Entwicklungsbericht als zusammenfassender 
Bericht über den Entwicklungsstand am Ende des 
1. Halbjahres der Jahrgangsstufe 4 gem. § 6 Abs. 2 
Satz 3 der Landesverordnung über Grundschulen 
Verwendung finden. In diesem Fall sind die Vor-
gaben der Zeugnisverordnung, insbesondere zur 
Festlegung der Kriterien der Leistungsbewertung 
durch die Fachkonferenzen gem. § 3 Abs. 3 Satz 1 
ZVO sowie zu den zusätzlichen Vermerken gem. 
§ 7 ZVO zu berücksichtigen und im Kopf der 
Begriff „Zeugnis“ zu verwenden. Zusätzlich ist 
darauf hinzuweisen, dass das Zeugnis den Entwick-
lungsbericht gem. § 6 Abs. 4 der Landesverord-
nung über Grundschulen umfasst.

3.	 Dieser Erlass tritt am 1. August 2014 in Kraft.
	 Er tritt mit Ablauf des 31. Juli 2019 außer Kraft.

Anl.
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über Regionalschulen 

Vom 18. Juni 2014
Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und § 126 Absatz 1 
und 2 des Schulgesetzes vom 24. Januar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 4. Februar 2014 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 21), verordnet das Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft:

Artikel 1

Die Landesverordnung über Regionalschulen vom  
25. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 147), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 28. Februar 2013 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 60), wird wie folgt geändert: 

1.	 In der Inhaltsübersicht erhält der Abschnitt III fol-
gende Fassung: 

	 „Abschnitt III – Abschlussprüfung für die Bildungs-
gänge zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und zum Erwerb des Mittleren 
Schulabschlusses“

2.	 § 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird gestrichen.
b)	 Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die 

Absätze 1 bis 3. 
c) 	In Absatz 1 wird das Wort „Hauptschulabschlus-

ses“ ersetzt durch die Worte „Ersten allgemein-
bildenden Schulabschlusses“ und das Wort 
„Realschulabschlusses“ wird ersetzt durch die 
Worte „Mittleren Schulabschlusses“. 

3.	 In § 3 Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Haupt-
schulabschlussprüfung“ ersetzt durch die Worte 
„Prüfung zum Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss“. 

4.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neuer Absatz 1 wird eingefügt: 
	 „(1) Schülerinnen und Schüler steigen ohne 

Versetzungsbeschluss von der Jahrgangsstufe 
5 in die Jahrgangsstufe 6 auf. Am Ende der 
Jahrgangsstufe 5 können die Schülerinnen und 
Schüler ein Zeugnis in Form eines Berichtszeug-
nisses erhalten; am Ende der Jahrgangsstufe 6 
ist ihnen ein Notenzeugnis auszustellen. In 
begründeten Ausnahmefällen ist das Wieder-
holen in der Orientierungsstufe durch Entschei-
dung der Klassenkonferenz einmalig möglich. 
Die Wiederholung ist nur zum Schuljahreswech-
sel möglich. Sie ist der Schulaufsichtsbehörde 
anzuzeigen.“

b)	 Die bisherigen Absätze 1 bis 7 werden die 
Absätze 2 bis 8. 

c)	 In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“ und das Wort „Hauptschul-
abschlusses“ wird ersetzt durch die Worte 
„Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses“; 
ferner wird die Angabe „Absatz 2 Satz 2“ ersetzt 
durch die Angabe „Absatz 3 Satz 2“ und  die 
Angabe „Absatz 3 Satz 1“ wird jeweils ersetzt 
durch die Angabe „Absatz 4 Satz 1“. 

d) 	In Absatz 6 werden das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“, die 

Angabe „Absatz 2 Satz 2“ ersetzt durch die 
Angabe „Absatz 3 Satz 2“ und die Angabe 
„Absatz 3 Satz 1“ ersetzt durch die Angabe 
„Absatz 4 Satz 1“. 

e)	 In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“. 

5.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) 	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschluss“, das 
Wort „Hauptschulabschlusses“ wird ersetzt 
durch die Worte „Ersten allgemeinbilden-
den Schulabschlusses“.

bb) 	In Satz 2 wird das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittle-
ren Schulabschlusses“. 

b)	 In Absatz 3 wird das Wort „Realschulabschlus-
ses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren Schulab-
schlusses“ und das Wort „Hauptschulabschluss-
prüfung“ ersetzt durch die Worte „Prüfung zum 
Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schlusses“.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa)	 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Schülerinnen und Schüler, die dem 

Bildungsgang zum Erwerb des Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses zuge-
ordnet waren, steigen in die Jahrgangsstufe 
10 auf, wenn die Leistungen im Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschluss in nicht 
mehr als einem Fach schlechter als befriedi-
gend sind und kein Fach oder Lernbereich 
des Wahlpflichtbereichs mit „mangelhaft“ 
oder „ungenügend“ benotet wurde.“

bb)	 In Satz 3 werden das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mitt-
leren Schulabschlusses“ und die Angabe 
„§ 4 Abs. 6 Satz 2 und 3“ ersetzt durch die 
Angabe „§ 4 Absatz 7 Satz 2 und 3“. 

d)	 In Absatz 5 werden das Wort „Realschulab-
schluss“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschluss“ und das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“. 

e)	 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
	 „(6) Der Mittlere Schulabschuss berechtigt zum 

Übergang in die Oberstufe, wenn die Leistun-
gen in nicht mehr als einem Fach schlechter als 
befriedigend sind und kein Fach oder Lernbe-
reich des Wahlpflichtbereichs mit „mangelhaft“ 
oder „ungenügend“ benotet wurde.“

6.	 § 6 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) 	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“.

bb) 	In Satz 2 wird das Wort das Wort „Real-
schulabschluss“ ersetzt durch die Worte 
„Mittleren Schulabschluss“.
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cc) 	In Satz 3 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschluss“; das Wort „Hauptschul-
abschluss“ wird ersetzt durch die Worte 
„Erste allgemeinbildende Schulabschluss“. 

b)	 In Absatz 2 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ ersetzt durch die Worte „Ersten allge-
meinbildenden Schulabschluss“.

7.	 Der Abschnitt III erhält folgende Fassung: 
	 „Abschnitt III - Abschlussprüfung für die Bildungs-

gänge zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und zum Erwerb des Mittleren 
Schulabschlusses“

8.	 § 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	 „(1) In der Abschlussprüfung soll die Schülerin oder 

der Schüler nachweisen, dass sie oder er das Ziel 
des Bildungsganges erreicht hat. Dieses Ziel wird 
durch die Lehrpläne, die Fachanforderungen  sowie 
durch folgende Beschlüsse der Kultusministerkon-
ferenz (KMK) konkretisiert:
1. Vereinbarung über Bildungsstandards für den 

Mittleren Schulabschluss in den Fächern 
Deutsch, Mathematik und Erste Fremdsprache 
(KMK-Beschluss vom 4. Dezember 2003) sowie 
in den Fächern Biologie, Chemie, Physik (KMK-
Beschluss vom 16. Dezember 2004),

2. Vereinbarung über Bildungsstandards für den 
Hauptschulabschluss in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Erste Fremdsprache (KMK-
Beschluss vom 15. Oktober 2004).

	 Alle Vereinbarungen sind unter www.kmk.org 
einsehbar.“

9.	 In § 8 Absatz 3 werden das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten allge-
meinbildenden Schulabschlusses“ und das Wort 
„Realschulabschlusses“ ersetzt durch die Worte 
„Mittleren Schulabschlusses“. 

10.	 In § 10 Absatz 5 werden das Wort „Hauptschulab-
schlussprüfung“ ersetzt durch die Worte „Prüfung 
zum Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss“ 
und das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt 
durch die Worte „Mittleren Schulabschlusses“. 

11.	 In § 11 Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Haupt-
schulabschlusses“ ersetzt durch die Worte „Ers-
ten allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt durch 
die Worte „Mittleren Schulabschlusses“. 

12.	 In § 12 Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „Haupt- 
oder Realschulabschlusses“ ersetzt durch die 
Worte „Ersten allgemeinbildenden Schulabschlus-
ses oder des Mittleren Schulabschlusses“. 

13.	 In § 14 Absatz 5 Satz 1 werden das Wort „Haupt-
schulabschlusses“ ersetzt durch die Worte „Ers-
ten allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt durch 
die Worte „Mittleren Schulabschlusses“. 

14.	 § 15 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Absatz 3 Satz 3 werden das Wort „Haupt-

schulabschlusses“ ersetzt durch die Worte 
„Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses“ 
und das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt 
durch die Worte „Mittleren Schulabschlusses“.

b)	 Absatz 6 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
	 „Der Schülerin oder dem Schüler wird der 

Abschluss zuerkannt, wenn nicht mehr als eine 
Endnote schlechter als ausreichend ist und 
keine Endnote ungenügend erteilt wird.“

15.	 In § 19 werden die Absätze 2 bis 4 gestrichen; 
der bisherige Absatz 5 wird Absatz 2.  

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Juli  2014 in Kraft.  

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014
P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e

Ministerin  
für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung  
über Gemeinschaftsschulen (GemVO) 

Vom 18. Juni 2014
Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und § 126 Absatz 
1 und 2 des Schulgesetzes (SchulG) vom 24. Januar 
2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für Bildung 
und Wissenschaft:

Abschnitt 1: 
Aufgabe, Aufbau, Aufnahme

§ 1
Aufgabe der Gemeinschaftsschule

(1) Gemeinschaftsschulen sind der individuellen Förde-
rung der Schülerinnen und Schüler verpflichtet, unab-
hängig von den zu erreichenden Schulabschlüssen. 
Die Schul- und Unterrichtsgestaltung orientiert sich 
daher an den Lernvoraussetzungen und Lernprozessen 
der Schülerinnen und Schüler und fördert sie in ihrer 
individuellen Lernentwicklung. Zur Erfüllung dieser 
Aufgabe erarbeitet und beschließt die Schule ein pä- 
dagogisches Konzept als Grundlage allen schulischen 
Handelns und evaluiert dieses regelmäßig.
(2) Kann eine Schülerin oder ein Schüler dem Unter-
richt in deutscher Sprache nicht folgen, wird sie oder 
er in der deutschen Sprache mit dem Ziel gefördert, 
in der Jahrgangsstufe mitzuarbeiten, die ihrem oder 
seinem Alter entspricht.
(3) Die Gemeinschaftsschule führt Schülerinnen und 
Schüler aller Begabungen in einem gemeinsamen 
Bildungsgang zu den Schulabschlüssen der Sekun-
darstufe I oder zur Berechtigung des Übergangs in die 
Oberstufe. Der Bildungsgang wird auf der Grundlage 
der Lehrpläne, der Fachanforderungen und folgender 
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz (KMK) zu den 
Bildungsgängen und Bildungsabschlüssen gestaltet:
1.	 Vereinbarung über die Schularten und Bildungs-

gänge im Sekundarbereich I (KMK-Beschluss vom 
3. Dezember 1993 in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2013),

2.	 Vereinbarung über Bildungsstandards für den 
Mittleren Schulabschluss in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Erste Fremdsprache (KMK-
Beschluss vom 4. Dezember 2003) sowie in den 
Fächern Biologie, Chemie, Physik (KMK-Beschluss 
vom 16. Dezember 2004),

3.	 Vereinbarung über Bildungsstandards für den 
Hauptschulabschluss in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Erste Fremdsprache (KMK-
Beschluss vom 15. Oktober 2004).

Alle Vereinbarungen sind unter www.kmk.org einseh-
bar.

§ 2 
Übergang in die Gemeinschaftsschule

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde setzt jährlich 
die Termine für das Verfahren des Übergangs in die 
weiterführenden Schulen fest. 
(2) Die Eltern melden ihr Kind in dem vorgeschriebe-
nen Zeitraum unter Vorlage des gemäß § 6 Absatz 4 
der Landesverordnung über Grundschulen vom 
22. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 145), zuletzt geän- 
dert durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. Juni 2014 

(NBl. MBW. Schl.-H. S.143), erteilten Entwicklungs- 
berichtes, des Halbjahreszeugnisses der Jahrgangs-
stufe 4 und gegebenenfalls des Lernplans bei einer 
Gemeinschaftsschule an.

§ 3
Aufbau und Organisation

(1) Die Gemeinschaftsschule umfasst die sechs 
Jahrgangsstufen der Sekundarstufe I. Sie kann eine 
Oberstufe führen und gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2 
SchulG mit Grundschulen, Förderzentren und anderen 
Gemeinschaftsschulen organisatorisch verbunden sein. 
Sofern sich eine Oberstufe in der Sekundarstufe II 
anschließt, umfasst diese mit der Einführungsphase 
und der Qualifikationsphase drei Schulleistungsjahre. 
Im Übrigen richtet sich die Ausgestaltung der Ober-
stufe nach den Bestimmungen der Landesverordnung 
über die Gestaltung der Oberstufe und der Abiturprü-
fung in den Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
vom 2. Oktober 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 285), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 18. Juni 2014 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 161).
(2) Der Unterricht findet grundsätzlich für alle Schüle-
rinnen und Schüler gemeinsam statt, wobei den unter-
schiedlichen Leistungsmöglichkeiten der Schülerinnen 
und Schüler vor allem durch Unterricht in binnendiffe-
renzierender Form entsprochen wird.
(3) Über eine Differenzierung nach den Jahrgangsstu-
fen 5 und 6 gemäß der KMK-Vereinbarung über die 
Schularten und Bildungsgänge im Sekundarbereich I, 
einsehbar unter www.kmk.org, entscheidet die Schule 
im Rahmen von § 43 Absatz 1 SchulG auf der Grund-
lage ihres pädagogischen Konzeptes.
(4) Durch die Wahl eines Wahlpflichtfaches wird den 
Schülerinnen und Schülern ab Jahrgangsstufe 7 eine 
individuelle Schwerpunktbildung ermöglicht. Das erste 
Wahlpflichtfach wird vierstündig ab Jahrgangsstufe 7 
erteilt. Ein weiteres zweistündiges Wahlpflichtfach 
oder ein zweistündiger Projektkurs kann ab Jahr-
gangsstufe 9 entsprechend dem Angebot der Schule 
hinzutreten. Ein Anspruch auf die Einrichtung eines 
bestimmten Wahlpflichtfaches besteht nicht. Das ab 
Jahrgangsstufe 7 durchgängig belegte Wahlpflichtfach 
ist Voraussetzung für die Versetzung in die Oberstufe. 
Der Zugang zur Oberstufe über eine Abschlussprüfung 
nach § 7 Absatz 6 bleibt davon unberührt.
(5) Die Berufsorientierung ist integrativer Bestandteil im 
Unterricht aller Fächer und Jahrgangsstufen.
(6) Die Lehrkräfte sollen unabhängig von ihrer jewei-
ligen Befähigung für ein Lehramt in allen Klassen 
und Jahrgangsstufen der Sekundarstufe I eingesetzt 
werden.
(7) Gemeinschaftsschulen sollen als offene Ganztags-
schulen geführt werden.

§ 4
Zusammenarbeit und Durchlässigkeit der Schulen

(1) In Berücksichtigung ihres pädagogischen Auftrages 
arbeiten Grundschulen und die weiterführenden allge-
mein bildenden Schulen zusammen, um den Schülerin-
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nen und Schülern einen erfolgreichen Übergang in die 
Sekundarstufe I zu ermöglichen.
(2) Gemeinschaftsschulen und Gymnasien pflegen 
den Austausch, um die Durchlässigkeit zwischen den 
Schularten zu gewährleisten.

§ 5 
Aufnahme in die Gemeinschaftsschule

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler ist unter der 
Voraussetzung, dass sie oder er die Grundschule bis 
einschließlich Jahrgangsstufe 4 besucht hat, in die 
Gemeinschaftsschule aufzunehmen. Die Aufnahme soll 
zum Schuljahresbeginn erfolgen.
(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Aufnahme in die 
Sekundarstufe I einer Gemeinschaftsschule ausge-
schlossen, wenn eine Schülerin oder ein Schüler 
bereits an einer Schule aus einem der in § 8 genannten 
Gründe entlassen worden ist; wurde eine Schülerin 
oder ein Schüler auf Antrag entlassen, kann eine 
Aufnahme erfolgen, wenn sie pädagogisch sinnvoll 
erscheint. Die Aufnahme in die Oberstufe richtet sich 
nach den Bestimmungen der Landesverordnung über 
die Gestaltung der Oberstufe und der Abiturprüfung in 
den Gymnasien und Gemeinschaftsschulen.
(3) Über die Aufnahme in die Gemeinschaftsschule 
und die Zuweisung zu einer Jahrgangsstufe entschei-
det die Schulleiterin oder der Schulleiter, soweit nicht 
die Schülerin oder der Schüler nach § 24 Absatz 3 
oder 5 SchulG zugewiesen wird. Bei der Zuweisung 
zu einer Jahrgangsstufe soll von der zuletzt besuchten 
Jahrgangsstufe ausgegangen werden.
(4) Übersteigt die Anzahl der Anmeldungen an einer 
Gemeinschaftsschule die von der Schulaufsichtsbe-
hörde festgesetzte Aufnahmemöglichkeit, kann die 
Schule bei der Auswahl Schülerinnen und Schüler aller 
Leistungsstärken angemessen berücksichtigen.

Abschnitt 2: 
Aufsteigen, Leistungsbewertung, Abschlüsse, 

Entlassung

§ 6
Aufsteigen nach Jahrgangsstufen

(1) Das Aufsteigen in die nächste Jahrgangsstufe 
erfolgt außer im Falle des Absatzes 3 Satz 1 ohne 
Versetzungsbeschluss.
(2) Die Schülerinnen und Schüler sollen mit dem 
Aufstieg in die nächste Jahrgangsstufe innerhalb der 
Lerngruppe verbleiben und ein Unterrichtsangebot 
erhalten, das ihrem Leistungsvermögen und Lernstand 
entspricht. Abweichend hiervon entscheidet die Klas-
senkonferenz bei leistungsdifferenzierten Lerngruppen 
zum Schulhalbjahr, ob die Schülerin oder der Schüler 
auf ein niedrigeres oder höheres Anspruchsniveau 
wechselt.
(3) Das Aufsteigen in die Jahrgangsstufe 10 erfolgt 
durch Versetzungsbeschluss der Klassenkonferenz am 
Ende der Jahrgangsstufe 9. Versetzt werden alle Schü-
lerinnen und Schüler, deren Leistungen mindestens 
auf der Anforderungsebene zum Erwerb des Mittle-
ren Schulabschlusses in nicht mehr als einem Fach 
schlechter als ausreichend sind und kein Fach mit 
ungenügend benotet wurde. Wenn diese Bedingung 
nicht erfüllt ist, kann die Klassenkonferenz die Verset-
zung beschließen, wenn sie zu der Auffassung gelangt, 
dass die Schülerin oder der Schüler in der Jahrgangs-

stufe 10 erfolgreich mitarbeiten kann. Schülerinnen 
oder Schüler, die nicht versetzt werden, können die 
Jahrgangsstufe 9 wiederholen.
(4) In begründeten Ausnahmefällen ist in den Jahr-
gangsstufen 5 bis 8 das Überspringen oder einmalig 
das Wiederholen einer Jahrgangsstufe auf Antrag der 
Eltern durch Entscheidung der Klassenkonferenz mög-
lich. Es kann jeweils nur ein vollständiges Schuljahr 
übersprungen oder wiederholt werden.

§ 7 
Leistungsbewertung, Abschlüsse 

und Berechtigungen

(1) Zu jedem Zeugnistermin beurteilt die Klassenkon-
ferenz die fachlichen Leistungen einer Schülerin oder 
eines Schülers. Sie erfasst in ihrem Urteil die Sach-, 
Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz der Schülerin 
oder des Schülers und dokumentiert den Leistungs-
stand unter Berücksichtigung der Leistungen in den 
einzelnen Fächern in einem schriftlichen Zeugnis.
(2) In Notenzeugnissen ist für die Fächer jeweils kennt-
lich zu machen, auf welcher Anforderungsebene die 
Leistungen von Schülerinnen und Schülern erbracht 
worden sind. In Notenzeugnissen findet die Übertra-
gungsskala gemäß § 4 Absatz 3 Nummer 5 der Zeug-
nisverordnung vom 29. April 2008 (NBl. MBF. Schl.-H. 
S. 146), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
18. Juni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 165), Anwen-
dung.
(3) In den Jahrgangsstufen 5 bis 7 erhält die Schülerin 
oder der Schüler Zeugnisse in Form eines Berichts-
zeugnisses. Die Schulkonferenz kann hiervon abwei-
chend beschließen, dass Notenzeugnisse mit verbaler 
Ergänzung zur Entwicklung der Sach-, Methoden-, 
Sozial- und Selbstkompetenz erteilt werden. Ein 
Beschluss kommt nur zustande, wenn ihm die Mehr-
zahl der gewählten Vertreterinnen und Vertreter der 
Lehrkräfte in der Schulkonferenz oder ihrer Stellver-
treterinnen und Stellvertreter zustimmt. Ab der Jahr-
gangsstufe 8 erhält die Schülerin oder der Schüler 
ein Notenzeugnis mit einem schriftlichen Hinweis auf 
den zu erwartenden Abschluss in der Sekundarstufe I 
oder den möglichen Übergang in die Oberstufe auf der 
Grundlage ihres oder seines Leistungsstandes.
(4) Schülerinnen und Schüler, die zum Erreichen des 
für die Prüfung zum Ersten allgemeinbildenden Schul-
abschluss erforderlichen Leistungstandes mehr Zeit 
und einen engeren Praxisbezug benötigen, können die 
Jahrgangsstufen 8 und 9 in einer sich über drei Schul-
jahre erstreckenden flexiblen Übergangsphase durch-
laufen. Über die Einrichtung einer flexiblen Übergangs-
phase entscheidet die untere Schulaufsichtsbehörde 
auf Antrag der Schule, die für die organisatorische und 
inhaltliche Gestaltung verantwortlich ist. Die Entschei-
dung über die Aufnahme in die flexible Übergangs-
phase trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter auf 
Antrag der Eltern.
(5) Schülerinnen und Schüler können auf Antrag den 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss in der Jahr-
gangsstufe 9 durch Teilnahme an der entsprechenden 
Prüfung erwerben. Eine Schülerin oder ein Schüler 
kann durch Beschluss der Klassenkonferenz zur Teil-
nahme an der Prüfung zum Erwerb des Ersten allge-
meinbildenden Schulabschlusses verpflichtet werden, 
wenn die Versetzung in die Jahrgangsstufe 10 nach 
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§ 6 Absatz 3 aufgrund des erreichten Leistungsstandes 
am Ende des ersten Halbjahres der Jahrgangsstufe 9 
gefährdet erscheint. Sofern die Leistungen im Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschluss in nicht mehr als 
einem Fach schlechter als befriedigend sind und kein 
Fach mit mangelhaft oder ungenügend benotet wurde, 
steigt die Schülerin oder der Schüler auch dann in die 
Jahrgangsstufe 10 auf, wenn die Voraussetzungen für 
eine Versetzung nach § 6 Absatz 3 Satz 2 nicht erfüllt 
sind.
(6) Die Schülerinnen und Schüler nehmen in der 
Jahrgangsstufe 10 an einer Prüfung zum Erwerb des 
Mittleren Schulabschlusses teil. Eine Schülerin oder 
ein Schüler ist in die Oberstufe versetzt, wenn die Leis-
tungen im Abschluss, bezogen auf die Anforderungs-
ebene zum Erwerb des Mittleren Schulabschlusses, in 
nicht mehr als einem Fach schlechter als befriedigend 
sind und kein Fach mit mangelhaft oder ungenügend 
benotet wurde, oder wenn die Leistungen im Ganz-
jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 10, bezogen auf 
die Anforderungsebene zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife, in nicht mehr als einem Fach schlech-
ter als ausreichend sind und kein Fach mit ungenügend 
benotet wurde. Sofern an Gemeinschaftsschulen mit 
Oberstufe diese Bedingungen nicht erfüllt sind, kann 
die Klassenkonferenz im Einzelfall die Versetzung 
beschließen, wenn sie zu der Auffassung gelangt, dass 
die Schülerin oder der Schüler in der Oberstufe erfolg-
reich mitarbeiten kann. In diesem Fall trifft die Klassen-
konferenz Maßgaben, wie der Lernerfolg nachgewie-
sen werden muss, und begründet diese schriftlich.
(7) Wenn aufgrund des erreichten Leistungsstandes 
am Ende des ersten Halbjahres der Jahrgangsstufe 10 
einer Gemeinschaftsschule mit Oberstufe zu erwarten 
ist, dass eine Schülerin oder ein Schüler in die Ober-
stufe versetzt werden wird, kann die Klassenkonferenz 
auf Antrag der Eltern sie oder ihn von der Teilnahme an 
der Prüfung zum Erwerb des Mittleren Schulabschlus-
ses befreien. Wird die Schülerin oder der Schüler nicht 
in die Jahrgangsstufe 11 versetzt, kann sie oder er die 
Jahrgangsstufe 10 wiederholen.
(8) Die Schule hat die Eltern oder die volljährige Schü-
lerin oder den volljährigen Schüler vor der Befreiung 
nach Absatz 7 Satz 1 darüber zu unterrichten, dass 
der Mittlere Schulabschluss nur durch erfolgreiche 
Teilnahme an der Abschlussprüfung erworben werden 
kann. Auf Antrag kann die Schule einer Schülerin oder 
einem Schüler, die oder der nach der Versetzung in 
die Jahrgangsstufe 11 und vor Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife oder der Fachhochschulreife (schuli-
scher Teil) die Schule verlässt, nach Maßgabe von 
§ 17 Absatz 7 den mit der Versetzung in die Jahr-
gangsstufe 11 nachgewiesenen Bildungsstand als dem 
Mittleren Schulabschluss gleichwertig feststellen. Die 
Übertragungsskala findet gemäß § 4 Absatz 3 Num-
mer 4 der Zeugnisverordnung Anwendung.
(9) Für den Erwerb und die Zuerkennung der Fach-
hochschulreife und der allgemeinen Hochschulreife 
finden die entsprechenden Regelungen der Landesver-
ordnung über die Gestaltung der Oberstufe und der 
Abiturprüfung in den Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen Anwendung.

§ 8 
Entlassung

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler wird entlassen, 
wenn die in § 18 Absatz 2 und 3 SchulG festgelegten 
Zeiten überschritten werden.
(2) Die Schülerin oder der Schüler wird am Ende der 
Jahrgangsstufe 9 entlassen, 
1.	 wenn sie oder er zweimal erfolglos an der Prüfung 

zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schul-
abschlusses teilgenommen hat, 

2.	 wenn sie oder er an der Prüfung zum Erwerb des 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses 
erfolgreich teilgenommen hat, jedoch weder nach    
§ 6 Absatz 3 in die Jahrgangsstufe 10 versetzt wird 
noch nach § 7 Absatz 5 aufsteigt.

(3) Die Schülerin oder der Schüler wird am Ende der 
Jahrgangsstufe 10 entlassen,
1. 	wenn sie oder er zweimal erfolglos an der Prüfung 

zum Erwerb des Mittleren Schulabschlusses teilge-
nommen hat; hat sie oder er aufgrund der vorge-
henden Beschulung an einem Gymnasium gemäß 
§ 17 Absatz 6, an einer schleswig-holsteinischen 
Ersatzschule oder in einem anderen Bundesland 
noch nicht den Ersten allgemeinbildenden Schul-
abschluss erlangt, kann die Klassenkonferenz ihr 
oder ihm auf der Grundlage der in der Prüfung zum 
Erwerb des Mittleren Schulabschlusses gezeigten 
Leistungen den Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss zuerkennen,

2. 	wenn sie oder er an der Prüfung zum Erwerb des 
Mittleren Schulabschlusses erfolgreich teilgenom-
men hat, die Versetzung in die Oberstufe nach 
§ 7 Absatz 6 jedoch ausgeschlossen ist oder die 
besuchte Gemeinschaftsschule keine  Oberstufe 
führt.

(4) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der eine 
Gemeinschaftsschule mit Oberstufe besucht, ist mit 
der bestandenen Abiturprüfung entlassen.

Abschnitt 3: 
Abschlussprüfung, Zuerkennung des Abschlusses

§ 9 
Zweck und Gliederung der Prüfung

(1) In der Abschlussprüfung soll die Schülerin oder 
der Schüler nachweisen, dass sie oder er das Ziel des 
Bildungsganges erreicht hat. Dieses Ziel wird durch 
die Lehrpläne, die Fachanforderungen  sowie durch 
folgende Beschlüsse der Kultusministerkonferenz 
(KMK) konkretisiert:
1. 	Vereinbarung über Bildungsstandards für den 

Mittleren Schulabschluss in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Erste Fremdsprache (KMK-
Beschluss vom 4. Dezember 2003) sowie in den 
Fächern Biologie, Chemie, Physik (KMK-Beschluss 
vom 16. Dezember 2004),

2.	 Vereinbarung über Bildungsstandards für den 
Hauptschulabschluss in den Fächern Deutsch, 
Mathematik und Erste Fremdsprache (KMK-
Beschluss vom 15. Oktober 2004).

(2) Die Abschlussprüfung besteht aus schriftlichen 
und mündlichen Teilen sowie der Präsentation einer 
Projektarbeit.
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§ 10 
Zeitplan

(1) Die Termine der schriftlichen und der Zeitraum für 
die mündlichen Prüfungen werden von dem für Bildung 
zuständigen Ministerium im Nachrichtenblatt veröffent-
licht.
(2) Die Termine für die mündlichen Prüfungen und für 
die Projektarbeit bestimmt die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses.
(3) Die Erarbeitung und Präsentation der Projektarbeit 
für den Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Ab- 
schlusses findet in Jahrgangsstufe 9, für den Erwerb 
des Mittleren Schulabschlusses im Laufe der Jahrgangs- 
stufen 9 oder 10 statt.

§ 11 
Prüfungsausschuss, Unterausschüsse

(1) Für die Durchführung der Abschlussprüfungen wird 
an der Schule ein Prüfungsausschuss gebildet, dem 
die Schulleiterin oder der Schulleiter oder die Vertre-
terin oder der Vertreter angehören. Den Vorsitz hat die 
Schulleiterin  oder der Schulleiter oder deren Vertre-
tung, sofern nicht eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Schulaufsichtsbehörde den Vorsitz übernimmt. Sie 
oder er beruft drei weitere Mitglieder und bestellt ein 
Mitglied zur Schriftführerin oder zum Schriftführer.
(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Ist ein Mit-
glied für längere Zeit verhindert, kann die oder der Vor-
sitzende ein Ersatzmitglied berufen. Bei Abstimmungen 
sind Stimmenthaltungen nicht zulässig. Entscheidungen 
werden mit Mehrheit getroffen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.
(3) Gegen rechtsfehlerhafte Entscheidungen des 
Prüfungsausschusses muss die oder der Vorsitzende 
Einspruch erheben. Der Einspruch hat aufschiebende 
Wirkung. Über den Einspruch entscheidet die zustän-
dige Schulaufsichtsbehörde.
(4) Die Vorsitzenden der Elternbeiräte der Abschluss-
klassen werden zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Prüfungsausschusses eingeladen. Ist ihre Teilnahme an 
der Beratung entsprechend § 81 des Landesverwal-
tungsgesetzes ausgeschlossen, können sie sich durch 
ein anderes Mitglied des Klassenelternbeirats vertreten 
lassen.
(5) Zur Durchführung der mündlichen Prüfungen bildet 
der Prüfungsausschuss Unterausschüsse. Diese 
bestehen aus einer oder einem Vorsitzenden, der Prü-
ferin oder dem Prüfer und einer weiteren Lehrkraft als 
Schriftführerin oder Schriftführer. Für die Präsentation 
der Projektarbeiten werden weitere Unterausschüsse 
bestehend aus der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
oder einer von ihr oder ihm beauftragten Lehrkraft 
als Vorsitzender oder Vorsitzendem und der Projekt-
betreuerin oder dem Projektbetreuer gebildet. Liegt 
die Projektbetreuung bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter, ist von ihr oder ihm eine Lehrkraft mit der 
Übernahme des Vorsitzes zu beauftragen. Die Unter-
ausschüsse sind beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
anwesend  oder sachgerecht durch andere Lehrkräfte 
vertreten sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden.

§ 12 
Präsentation der Projektarbeit

(1) Die Projektarbeit ist themenorientiert und fächer-
übergreifend anzulegen und als Gruppenarbeit durch-
zuführen. Der individuelle Anteil muss dabei erkennbar 
sein. In Ausnahmefällen kann die Projektarbeit mit 
Genehmigung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
auch als Einzelarbeit durchgeführt werden. Sie umfasst
1. 	die Vorbereitung mit Themenfindung, Gruppen- 

bildung und Projektbeschreibung,
2. 	einen zeitlichen Umfang von mindestens 15 Zeit-

stunden,
3. 	die Präsentation, die eine Vorstellung des Projekts 

und dessen Ergebnis durch die Gruppe und ein 
Gespräch der Gruppe mit den Mitgliedern des 
Unterausschusses gemäß § 11 Absatz 5 Satz 3 ent-
hält.

(2) Die Schülerinnen und Schüler wählen das Thema 
der Projektarbeit und lassen es sich von der betreuen-
den Lehrkraft genehmigen.
(3) Die Projektarbeit soll schriftliche, mündliche und 
praktische Leistungen enthalten.
(4) Die Schülerinnen und Schüler erhalten im 
Anschluss an die Präsentation der Projektarbeit eine 
Bewertung ihres individuellen Anteils an der Projekt- 
arbeit. Die Note ist in das Abschlusszeugnis aufzuneh-
men.
(5) Die Wiederholung einer Projektarbeit ist nur im 
Rahmen der Wiederholung der Abschlussprüfung, 
für die sie erstellt wurde, möglich. Schülerinnen und 
Schüler, die im Rahmen der Prüfung zum Erwerb des 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses bereits 
eine Projektarbeit präsentiert haben, können diese im 
Rahmen ihrer Prüfung zum Erwerb des Mittleren Schul-
abschlusses anrechnen lassen.

§ 13 
Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung zum Erwerb des Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses und zum Erwerb 
des Mittleren Schulabschlusses erfolgt in den Fächern 
Deutsch, erste Fremdsprache und Mathematik. Die 
Aufgaben werden durch das für Bildung zuständige 
Ministerium gestellt.
(2) In der ersten Fremdsprache besteht die schriftliche 
Prüfung aus einem schriftlichen Teil und einem prakti-
schen Teil mit Aufgaben zur mündlichen Sprachkompe-
tenz.
(3) Die Arbeitszeit für die schriftlichen Arbeiten beträgt 
ungeachtet der Vorbereitungszeit jeweils 135 Minuten.
(4) Die schriftlichen Arbeiten werden von der Prüferin 
oder dem Prüfer und einer weiteren Lehrkraft, die die 
Schulleiterin oder der Schulleiter hierzu bestellt hat, 
beurteilt und benotet. Stimmen die Benotungen der 
Arbeiten nicht überein, setzt die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses die Note fest.

§ 14 
Schriftliche Prüfung in einer anderen 

als der ersten Fremdsprache

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler, deren oder dessen 
Herkunftssprache nicht Deutsch ist, kann auf Antrag 
die Arbeit in der ersten Fremdsprache durch eine 
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Arbeit in einer anderen Fremdsprache ersetzen, wenn 
sie oder er
1. 	den Unterricht in einer öffentlichen Schule oder 

Ersatzschule in Deutschland zum ersten Mal im 
Verlauf der Sekundarstufe I besucht,

2. 	weniger als drei vollständige Schuljahre am Unter-
richt in der ersten Fremdsprache teilnimmt und

3. 	wenn die Voraussetzungen für eine Aufgabenstel-
lung im zentralen Verfahren gegeben sind sowie 
geeignete Lehrkräfte als Prüferinnen und Prüfer zur 
Verfügung stehen.

§ 13 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend.
(2) Über den Antrag, der in der ersten Unterrichts-
woche der Jahrgangsstufe der Abschlussprüfung 
zu stellen ist, entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. Sie oder er legt den Antrag zur Prüfung der 
Voraussetzungen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
unverzüglich dem für Bildung zuständigen Ministerium 
vor. Die Schülerinnen und Schüler sind rechtzeitig 
über die Möglichkeit und Folgen der Antragstellung zu 
beraten.
(3) Bei der Festsetzung der Anforderungen sowie der 
Prüfungsnote können fachkundige Prüferinnen und 
Prüfer, die nicht Lehrkräfte sind, in Verantwortung einer 
Lehrkraft mit der Lehrbefähigung für eine moderne 
Fremdsprache mitwirken. Im Übrigen gilt § 13 Absatz 4 
entsprechend.
(4) Die für die Ablegung der Prüfung im Einzelfall 
entstehenden zusätzlichen Kosten für eine An- und 
Abreise zu einem schulfremden Prüfungsort sind von 
der Schülerin oder dem Schüler zu tragen.
(5) Die Note der Prüfung wird anstelle einer Endnote 
in der ersten Fremdsprache bei der Entscheidung 
über die Zuerkennung des Abschlusses gemäß § 17 
Absatz 7 berücksichtigt. Der im Unterricht in der ersten 
Fremdsprache erworbene Kenntnisstand wird ohne 
eine Berücksichtigung bei der Abschlusszuerkennung 
gesondert im Abschlusszeugnis bescheinigt.
(6) Ist eine schriftliche Prüfung nicht möglich, weil die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
nicht erfüllt werden, kann die Schülerin oder der 
Schüler durch Entscheidung des für Bildung zustän-
digen Ministeriums von der Prüfung befreit werden, 
wenn andernfalls beim Erwerb des Ersten allgemeinbil-
denden Schulabschlusses oder des Mittleren Schul-
abschlusses  eine unzumutbare Härte zu befürchten 
wäre. Mit der Befreiung von der Prüfung entfällt die 
Festlegung einer Endnote in der ersten Fremdsprache. 
Absatz 5 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

§ 15 
Vorbereitung der mündlichen Prüfung

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden auf Antrag 
in bis zu zwei Fächern nach eigener Wahl mit Aus-
nahme der ersten Fremdsprache mündlich geprüft. Die 
Antragstellung und die Auswahl des Prüfungsfaches 
für die mündliche Prüfung obliegen bei Minderjähri-
gen deren Eltern, ansonsten der Schülerin oder dem 
Schüler.
(2) Die Noten über die bisherigen Jahresleistungen in 
allen Fächern als Vornoten sowie die Noten der schrift-
lichen Prüfung sind der Schulleiterin oder dem Schul-
leiter mindestens zehn Unterrichtstage vor Beginn der 
mündlichen Prüfung vorzulegen. Die Noten werden den 

Schülerinnen und Schülern sieben Unterrichtstage vor 
Beginn der mündlichen Prüfung mitgeteilt.
(3) Die Anträge und die Auswahl nach Absatz 1 müs-
sen dem Prüfungsausschuss fünf Unterrichtstage vor 
Beginn der mündlichen Prüfung zugegangen sein. Der 
Prüfungsausschuss kann die Schülerin oder den Schü-
ler auch ohne Vorliegen eines Antrages zur Teilnahme 
an mündlichen Prüfungen in bis zu zwei Fächern ver-
pflichten, sofern begründeter Anlass zu der Annahme 
besteht, die Schülerin oder der Schüler könne dadurch 
die Endnote verbessern. Über die Entscheidung des 
Prüfungsausschusses sind die Schülerinnen und Schü-
ler drei bis fünf Unterrichtstage vor Beginn der münd- 
lichen Prüfungen zu unterrichten.

§ 16 
Durchführung der mündlichen Prüfung

(1) Die mündliche Prüfung soll als Gruppenprüfung mit 
drei bis fünf Schülerinnen und Schülern durchgeführt 
werden. Dabei muss der oder dem Einzelnen Gelegen-
heit gegeben werden, angemessene Teile der Aufgabe 
selbstständig zu lösen. Ausschließliches Abfragen von 
Wissensstoff ist nicht zulässig. Die Dauer der münd-
lichen Prüfung richtet sich nach der Größe der Prüf-
gruppe. Pro Teilnehmerin oder Teilnehmer sind 
10 Minuten vorzusehen.
(2) Die Aufgaben sind aus dem Unterricht der 
Abschlussjahrgänge zu wählen. Die Schülerinnen und 
Schüler sind bei der Themenwahl zu beteiligen. Die 
mündliche Prüfung kann fachpraktische Teile enthalten.
(3) Die Vorbereitungszeit beträgt mindestens 20 und 
höchstens 30 Minuten. Notwendige Hilfsmittel sind von 
der Schule zu stellen.
(4) Nach der mündlichen Prüfung setzt der Unteraus-
schuss die Note für die mündlichen Prüfungsleistungen 
fest.
(5) Die Mitglieder des Schulelternbeirates und die 
Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufe 8 in 
Orientierung auf den Ersten allgemeinbildenden Schul-
abschluss und der Jahrgangsstufe 9 in Orientierung auf 
den Mittleren Schulabschluss, insgesamt jedoch nicht 
mehr als drei Personen, können bei den mündlichen 
Prüfungen zuhören, wenn die zu prüfenden Schüle-
rinnen und Schüler zustimmen. Eine Rücknahme der 
Zustimmung ist bis zum Beginn der Prüfung möglich. 
Über die Teilnahme von Lehrkräften der eigenen und 
anderer Schulen als Zuhörerinnen und Zuhörer ent-
scheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.

§ 17 
Festlegung der Endnoten und Zuerkennung 

des Abschlusses

(1) Vornoten sind Endnoten, wenn nicht durch die 
mündliche oder die schriftliche Prüfung oder durch 
beide eine Änderung erfolgt.
(2) In den Fächern, in denen keine mündliche Prüfung 
stattfindet, stellt der Prüfungsausschuss die Endnote 
nach Absatz 1 fest oder legt die Endnote als Ergebnis 
aus der Vornote und der Note für die schriftliche Prü-
fung fest. Liegen in Deutsch oder Mathematik sowohl 
ein schriftliches als auch ein mündliches Prüfungser-
gebnis vor, werden beide Ergebnisse zu gleichen Teilen 
bei der Feststellung der Prüfungsnote berücksichtigt. 
Ergibt das rechnerische Ergebnis der beiden Prüfungs-
teile genau einen Wert von „5“ nach dem Komma, wird 
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zugunsten der Schülerin oder des Schülers gerundet. 
Bei der Festlegung der Endnote werden die Vornote 
und das Prüfungsergebnis im Verhältnis zwei zu eins 
berücksichtigt. Satz 3 findet keine Anwendung.
(3) Der Prüfungsausschuss kann die Prüfung bereits 
nach Abschluss der schriftlichen Prüfung für nicht 
bestanden erklären, wenn sich aus den Vornoten und 
den schriftlichen Arbeiten ergibt, dass die Schülerin 
oder der Schüler die Prüfung nicht mehr bestehen 
kann. In diesem Fall sind die Eltern minderjähriger 
Schülerinnen und Schüler umgehend zu benachrichti-
gen. Wird eine Wiederholung der Prüfung gewünscht, 
nimmt die Schülerin oder der Schüler, die oder der an 
der Prüfung zum Erwerb des Ersten allgemeinbilden-
den Schulabschlusses teilgenommen hat,  ab einem 
von der Schulleiterin oder dem Schulleiter festzuset-
zenden Termin am Unterricht der Jahrgangsstufe 8, 
die Schülerin oder der Schüler, die oder der an der 
Prüfung zum Mittleren Schulabschluss teilgenommen 
hat, am Unterricht der Jahrgangsstufe 9 teil.
(4) Nach der mündlichen Prüfung entscheidet der Prü-
fungsausschuss über die Endnoten in dem jeweiligen 
Prüfungsfach, sofern die Ergebnisse der Prüfung von 
der Vornote abweichen. Bei der Festlegung der End-
note werden die Vornoten und das Prüfungsergebnis 
im Verhältnis zwei zu eins berücksichtigt. Absatz 2 
Satz 3 findet keine Anwendung.
(5) Nach Feststellung aller Endnoten entscheidet 
der Prüfungsausschuss über die Zuerkennung des 
Abschlusses.
(6) Bei Schülerinnen und Schülern, die zur Teilnahme 
an der Prüfung zum Erwerb des Mittleren Schulab-
schlusses von einem Gymnasium an eine Gemein-
schaftsschule wechseln, werden als Vornoten und 
als Note der Projektarbeit die entsprechend von dem 
zuletzt besuchten Gymnasium erteilten Noten berück-
sichtigt. Die Übertragungsskala findet gemäß § 4 
Absatz 3 Nummer 1 der Zeugnisverordnung Anwen-
dung.
(7) Bei der Entscheidung über die Zuerkennung 
des Abschlusses werden die am Ende der letzten 
Jahrgangsstufe  erteilten Noten aller Fächer und 
Wahlpflichtkurse sowie die Note für die Projektarbeit 
berücksichtigt. Zudem werden die zuletzt erteilten 
Noten in den Fächern und Wahlpflichtkursen berück-
sichtigt, die in der vorletzten Jahrgangsstufe oder im 
ersten Halbjahr der letzten Jahrgangsstufe letztmalig 
unterrichtet wurden. Der Schülerin oder dem Schüler 
wird der Abschluss zuerkannt, wenn nicht mehr als 
eine Endnote schlechter als ausreichend ist und keine 
Endnote ungenügend erteilt wird. Dabei wird die Note 
für die Projektarbeit der Endnote eines Faches gleich-
gesetzt.
(8) Das Abschlusszeugnis wird von der Schulleiterin 
oder dem Schulleiter und der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer unterzeichnet.

§ 18 
Verfahren bei Krankheit, Täuschung 

oder Störungen

(1) Erkrankt eine Schülerin oder ein Schüler unmit-
telbar vor oder während der Prüfung, kann sie oder 
er die gesamte Prüfung oder den noch fehlenden Teil 
nachholen. Fühlt sich eine Schülerin oder ein Schüler 
wegen Krankheit unfähig zur Prüfung, kann sie oder 

er dies noch vor jedem Prüfungsteil, jedoch nicht nach 
Bekanntgabe der zu bearbeitenden Aufgabe geltend 
machen. Die Schülerin oder der Schüler hat unverzüg-
lich eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann in 
Zweifelsfällen von der Schülerin oder dem Schüler die 
Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses fordern.
(2) Prüfungsteile, die wegen Krankheit versäumt wer-
den, werden zu einem Termin nachgeholt, den die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt. 
Bereits abgelegte Teile der Prüfung werden bewertet.
(3) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler Teile der 
schriftlichen oder der mündlichen Prüfung aus von ihr 
oder ihm zu vertretenden Gründen oder gibt sie oder 
er die Aufgabe unbearbeitet zurück, werden diese 
Prüfungsteile mit ungenügend bewertet.
(4) Behindert eine Schülerin oder ein Schüler durch 
ihr oder sein Verhalten die Prüfung so schwerwiegend, 
dass es nicht möglich ist, ihre oder seine Prüfung 
oder die anderer Schülerinnen und Schüler ordnungs-
gemäß durchzuführen, kann der Prüfungsausschuss 
für sie oder ihn eine Wiederholung des betreffenden 
Prüfungsteils anordnen oder sie oder ihn von der 
Teilnahme an der weiteren Prüfung ausschließen. 
Gleiches gilt für eine Schülerin oder einen Schüler, die 
oder der täuscht, zu täuschen versucht oder bei einem 
Täuschungsversuch hilft. Die durch den Ausschluss 
entfallenden Prüfungsteile werden mit ungenügend 
bewertet. Der Prüfling setzt die Prüfung bis zur Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses fort.
(5) Bei Ausschluss minderjähriger Schülerinnen und 
Schüler von der Prüfung sind die Eltern unverzüglich zu 
benachrichtigen. Unter den Voraussetzungen des § 31 
SchulG sind auch die Eltern volljähriger Schülerinnen 
und Schüler zu benachrichtigen.

§ 19 
Wiederholung der Prüfung

Jede Schülerin oder jeder Schüler hat das Recht, eine 
nicht bestandene Prüfung nach einem Jahr einmal zu 
wiederholen, sofern sie oder er die zuletzt besuchte 
Jahrgangsstufe nicht bereits zweimal durchlaufen hat.

§ 20 
Niederschriften

(1) Über die Sitzungen des Prüfungsausschusses und 
über den Verlauf der schriftlichen und mündlichen Prü-
fung sind Niederschriften zu fertigen. Die Niederschrif-
ten müssen Angaben enthalten über
1.	 Datum, Beginn und Ende der Prüfung mit Zeitan- 

gaben,
2.	 die Namen der Aufsicht führenden Lehrkräfte mit 

Zeitangaben,
3. 	das Prüfungsfach und die gestellten Aufgaben,
4. 	die Namen der Schülerinnen und Schüler, die den 

Arbeitsraum verlassen haben, mit Zeitangaben,
5.	 den Zeitpunkt, wann die einzelne Schülerin oder der 

einzelne Schüler ihre oder seine Arbeit abgegeben 
hat,

6. 	die Bekanntgabe der Folge von Unregelmäßigkeiten 
nach § 18,

7. 	die Namen und Funktionen der Lehrkräfte, die die 
mündliche Prüfung durchführten,

8. 	das Fach der mündlichen Prüfung, die Art der 
gestellten Aufgaben und die Noten sowie
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9. 	weitere Tatsachen, die zur Beurteilung des Prü-
fungsverlaufs von Bedeutung sind.

(2) Die Niederschriften sind von der oder dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses, bei den schrift-
lichen Prüfungen von den Aufsicht führenden Lehr-
kräften und bei den mündlichen Prüfungen von den 
Mitgliedern des Unterausschusses zu unterschrieben.

Abschnitt 4: 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 21 
Übergangsbestimmung

Für Schülerinnen und Schüler, die nach Maßgabe des 
§ 147 Absatz 5 SchulG einem Bildungsgang zugeord-
net sind, finden die Bestimmungen über die Regional-
schule und die Orientierungsstufe nach § 9 Absatz 3 
und § 42 des Schleswig-Holsteinischen Schulgesetzes 

in der nach der Änderung durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. Januar 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 23, ber. 
S. 48) geltenden Fassung Anwendung.

§ 22 
Schlussbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2014 in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des 30. Juli 2019 außer Kraft. 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 treten § 7 Absatz 3 
und  Absatz 5 Satz 2 am 31. Juli  2015 in Kraft. 
(3) Die Landesverordnung über Gemeinschaftsschulen  
vom  4. Juli 2011 (NBl. MBK. Schl.-H. S. 138) tritt mit 
Inkrafttreten dieser Verordnung außer Kraft. 
(4) Abweichend von Absatz 3 treten § 5 Absatz 3 und 
Absatz 4 Satz 2 der Landesverordnung über Gemein-
schaftsschulen vom  4. Juli 2011 (NBl. MBK. Schl.-H. 
S. 138) mit Ablauf des 30. Juli 2015 außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung  
über die Sekundarstufe I der Gymnasien (Schulartverordnung Gymnasien – SAVOGym)

Vom 18. Juni 2014
Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2, § 126 Absatz 1 
und 2 und § 146 Absatz 2 des Schulgesetzes (SchulG) 
vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber.  
S. 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 
2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministe-
rium für Bildung und Wissenschaft:

§ 1 
Aufbau des Gymnasiums

(1) Das Gymnasium umfasst acht Schulleistungsjahre 
in fünf Jahrgangsstufen und einer anschließenden 
Oberstufe (achtjähriger Bildungsgang). Die Jahr-
gangsstufen 5 und 6 bilden die Orientierungsstufe. 
Die Jahrgangsstufen 7 bis 9 bilden die Mittelstufe. Die 
Jahrgangsstufe 10 bildet gleichzeitig den Abschluss 
der Sekundarstufe I (Jahrgangsstufen 5 bis 10) und die 
Einführungsphase der Oberstufe (Sekundarstufe II). 
Die Oberstufe umfasst diese Einführungsphase und 
eine Qualifikationsphase (Jahrgangsstufen 11 und 12). 
Die Berechtigung zum Besuch der Oberstufe wird 
durch Versetzung in die Einführungsphase (Jahrgangs-
stufe 10) erworben. 
(2) Abweichend von Absatz 1 ist an Gymnasien gemäß 
§ 146 Absatz 2 SchulG ein neunjähriger Bildungsgang 
(neun Schulleistungsjahre in sechs Jahrgangsstufen 
und einer anschließenden Oberstufe) zulässig. Die 
Sekundarstufe I umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 
10. Die Jahrgangstufen 5 und 6 bilden die Orientie-
rungsstufe. Die Jahrgangsstufen 7 bis 10 bilden die 
Mittelstufe. Die Oberstufe (Sekundarstufe II) umfasst 
die Einführungsphase (Jahrgangsstufe 11) und eine 
Qualifikationsphase (Jahrgangsstufen 12 und 13). Die 
Berechtigung zum Besuch der Oberstufe wird durch 
Versetzung in die Einführungsphase (Jahrgangsstufe 
11) erworben. 
(3) An Gymnasien, die nach § 146 Absatz 2 SchulG 
einen acht- und neunjährigen Bildungsgang anbieten, 
darf die Gesamtzahl der Lerngruppen nicht von der 
Zahl abweichen, die ohne das Parallelangebot vor-
zusehen wäre. Bei einem Wechsel des schulischen 
Angebots gemäß § 146 Absatz 2 Satz 3 SchulG vom 
neunjährigen zum achtjährigen Bildungsgang oder 
vom parallelen Bildungsgangangebot zum acht- oder 
neunjährigen Bildungsgang ist sicherzustellen, dass 
mit den Schülerinnen und Schülern nach Versetzung in 
die Oberstufe mindestens zwei Lerngruppen in jeder 
Jahrgangsstufe gebildet werden können.

§ 2 
Übergang in das Gymnasium

(1) Die oberste Schulaufsichtsbehörde setzt jährlich 
die Termine für das Verfahren des Übergangs in die 
weiterführenden Schulen fest. 
(2) Die Eltern melden ihr Kind in dem vorgeschriebe-
nen Zeitraum unter Vorlage des gemäß § 6 Absatz 4 
der Landesverordnung über Grundschulen vom 
22. Juni 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 145), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 18. Ju- 
ni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 143), erteilten Ent-
wicklungsberichtes, des Halbjahreszeugnisses der 
Jahrgangsstufe 4 und gegebenenfalls des Lernplans 
bei einem Gymnasium an.

§ 3 
Aufnahme in das Gymnasium

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler ist unter der 
Voraussetzung, dass sie oder er die Grundschule bis 
Jahrgangsstufe 4 besucht hat, in die Orientierungsstufe 
eines Gymnasiums aufzunehmen.
(2) In den weiteren Jahrgangsstufen kann eine Schüle-
rin oder ein Schüler auf Antrag der Eltern in das Gym-
nasium aufgenommen werden, wenn es pädagogisch 
sinnvoll erscheint und zu erwarten ist, dass sie oder er 
im Gymnasium erfolgreich mitarbeiten kann. Über die 
Aufnahme und die Zuweisung zu einer Jahrgangsstufe 
entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter.
(3) Die Aufnahme soll jeweils zum Schuljahresbeginn 
erfolgen.

§ 4 
Zusammenarbeit und Durchlässigkeit der Schulen

(1) In Berücksichtigung ihres pädagogischen Auftrages 
arbeiten Grundschulen und die weiterführenden allge-
mein bildenden Schulen zusammen, um den Schülerin-
nen und Schülern einen erfolgreichen Übergang in die 
Sekundarstufe I zu ermöglichen.
(2) Gemeinschaftsschulen und Gymnasien pflegen 
den Austausch, um die Durchlässigkeit zwischen den 
Schularten zu gewährleisten.

§ 5 
Orientierungsstufe

(1) In der Orientierungsstufe soll durch Beobachtung 
und Förderung der schulischen und persönlichen 
Entwicklung ermittelt werden, ob die Schülerin oder 
der Schüler voraussichtlich erfolgreich am Gymnasium 
mitarbeiten kann. Dies geschieht in enger Zusammen-
arbeit mit den Eltern.
(2) Schülerinnen und Schüler steigen ohne Verset-
zungsbeschluss von der Jahrgangsstufe 5 in die 
Jahrgangsstufe 6 auf. Am Ende der Jahrgangsstufe 5 
können die Schülerinnen und Schüler ein Zeugnis 
in der Form eines Berichtszeugnisses erhalten. Am 
Ende der Jahrgangsstufe 6 ist ihnen ein Notenzeugnis 
auszustellen.
(3) In begründeten Ausnahmefällen ist das Wieder-
holen einer Jahrgangsstufe in der Orientierungsstufe 
durch Entscheidung der Klassenkonferenz einmalig 
zum Schuljahreswechsel möglich. Auf Empfehlung 
der Klassenkonferenz und mit Zustimmung der Eltern 
ist zum Halbjahreswechsel der Jahrgangsstufe 6 der 
Rücktritt in die Jahrgangsstufe 5 einmalig möglich. 
Beides ist der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen.
(4) In jedem Schulhalbjahr der Orientierungsstufe steht 
die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer den Eltern 
zu einem Einzelgespräch zur Verfügung. Sind Förder-
maßnahmen festgelegt worden, sind diese mit dem 
Kind und den Eltern zu besprechen. Wird ein Lern-
plan geführt, ist dieser mit dem Kind und den Eltern 
zu besprechen, von den Gesprächsteilnehmerinnen 
und -teilnehmern abzuzeichnen und an die Beteiligten 
auszuhändigen.
(5) Auf Antrag der Eltern kann eine Schülerin oder ein 
Schüler des Gymnasiums an einer Gemeinschafts-
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schule aufgenommen werden. Die Aufnahme soll zum 
Schuljahreswechsel erfolgen.
(6) Das Aufsteigen in die Jahrgangsstufe 7 erfolgt 
durch Versetzungsbeschluss der Klassenkonferenz am 
Schuljahresende. Eine Schülerin oder ein Schüler ist 
versetzt, wenn die Leistungen in nicht mehr als einem 
Fach schlechter als ausreichend sind und kein Fach 
mit ungenügend benotet wurde. Wenn diese Bedin-
gung nicht erfüllt ist, kann die Klassenkonferenz die 
Versetzung beschließen, wenn sie zu der Auffassung 
gelangt, dass die Schülerin oder der Schüler im Gym-
nasium erfolgreich mitarbeiten kann. 
(7) Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der trotz 
individueller Fördermaßnahmen gemäß § 7 Absatz 2 
nicht in die Jahrgangsstufe 7 versetzt werden kann, 
ist in die Jahrgangsstufe 7 der Gemeinschaftsschule 
schrägversetzt. Die Schrägversetzung ist schriftlich zu 
begründen und den Eltern gemeinsam mit dem Zeug-
nis zu übermitteln.

§ 6 
Mittelstufe

(1) Das Aufsteigen in die Jahrgangsstufen 8 und 9 
erfolgt ohne Versetzungsbeschluss, sofern nicht die 
Klassenkonferenz den Aufstieg mit einem Vorbehalt 
nach Absatz 2 verbindet. Die Klassenkonferenz kann 
am Ende eines Schuljahres die Empfehlung ausspre-
chen, dass eine Schülerin oder ein Schüler die Jahr-
gangsstufe wiederholt, wenn sie zu der Auffassung 
gelangt, dass sie oder er in der folgenden Jahrgangs-
stufe nicht erfolgreich mitarbeiten kann. Die Eltern 
entscheiden, ob der Empfehlung gefolgt werden soll.
(2) Gelangt die Klassenkonferenz zu der Auffassung, 
dass die erfolgreiche Mitarbeit in der folgenden Jahr-
gangsstufe aufgrund erheblicher fachlicher Mängel 
nicht zu erwarten ist, verbindet sie den Aufstieg in die 
Jahrgangsstufe 8 oder 9 mit dem Vorbehalt, dass die 
Schülerin oder der Schüler zum Schulhalbjahr in die 
zuvor besuchte Jahrgangsstufe zurücktreten muss, 
wenn zu diesem Zeitpunkt weiterhin einer erfolgreichen 
Mitarbeit entgegenstehende erhebliche fachliche Män-
gel gegeben sind. Die Klassenkonferenz legt zusam-
men mit der Entscheidung über den Vorbehalt Förder-
maßnahmen fest. Hat die Schülerin oder der Schüler 
ein Schuljahr aufgrund der Empfehlung nach Absatz 1 
Satz 2 oder ein Schulhalbjahr aufgrund des Rücktritts 
nach Satz 1 wiederholt und gelangt die Klassenkonfe-
renz weiterhin zu der Auffassung, dass eine erfolgrei-
che Mitarbeit aus den in Satz 1 genannten Gründen im 
folgenden Schuljahr nicht zu erwarten ist, wird sie oder 
er in die nachfolgende Jahrgangsstufe der Gemein-
schaftsschule schrägversetzt. Die Schrägversetzung ist 
schriftlich zu begründen und den Eltern gemeinsam mit 
dem Zeugnis zu übermitteln.
(3) Im neunjährigen Bildungsgang werden alle Schüle-
rinnen und Schüler in die Jahrgangsstufe 10 versetzt, 
bei denen eine erfolgreiche Mitarbeit in der folgenden 
Jahrgangsstufe zu erwarten ist. Sofern die erfolgrei-
che Mitarbeit aufgrund erheblicher fachlicher Mängel 
nicht zu erwarten ist, erfolgt die Versetzung mit einem 
Vorbehalt entsprechend Absatz 2 Satz 1. Der durch die 
Versetzung erworbene Erste allgemeinbildende Schul-
abschluss bleibt hiervon unberührt. Absatz 2 Satz 2 bis 
4 findet entsprechende Anwendung.

(4) Im achtjährigen Bildungsgang erfolgt das Aufstei-
gen in die Einführungsphase der Oberstufe (Jahr-
gangsstufe 10) durch Versetzungsbeschluss der 
Klassenkonferenz am Schuljahresende. Eine Schülerin 
oder ein Schüler ist versetzt, wenn die Leistungen in 
nicht mehr als einem Fach schlechter als ausreichend 
sind und kein Fach mit ungenügend benotet wurde. 
Wenn diese Bedingung nicht erfüllt ist, kann die Klas-
senkonferenz die Versetzung beschließen, wenn sie zu 
der Auffassung gelangt, dass die Schülerin oder der 
Schüler in der Oberstufe erfolgreich mitarbeiten kann. 
Schülerinnen und Schüler, die nicht versetzt werden, 
wiederholen die Jahrgangsstufe 9. Die Wiederholung 
ist einmal möglich.
(5) Schülerinnen und Schüler, die im achtjährigen 
Bildungsgang die Jahrgangsstufe 9 wiederholen und 
deren Versetzung in die Einführungsphase aufgrund 
des Zeugnisses zum Schulhalbjahr der Jahrgangs-
stufe 9 erneut gefährdet ist, können auf Antrag der 
Eltern an der Prüfung zum Mittleren Schulabschluss 
in der Jahrgangsstufe 10 der Gemeinschaftsschule 
teilnehmen. Die Vorbereitung der Schülerinnen und 
Schüler auf alle Prüfungsteile sowie die Durchführung 
und Bewertung der Projektpräsentation als Einzelprü-
fung erfolgen durch das besuchte Gymnasium, das 
auch die Noten für das Ganzjahreszeugnis der Jahr-
gangsstufe 9 durch Klassenkonferenzbeschluss zehn 
Unterrichtstage vor Beginn des Prüfungszeitraumes 
festlegt. Danach erfolgt ein Wechsel in die Jahrgangs-
stufe 10 der Gemeinschaftsschule.
(6) Im neunjährigen Bildungsgang erfolgt das Auf-
steigen in die Einführungsphase (Jahrgangsstufe 11) 
durch Versetzungsbeschluss der Klassenkonferenz am 
Schuljahresende. Eine Schülerin oder ein Schüler ist 
versetzt, wenn die Leistungen in nicht mehr als einem 
Fach schlechter als ausreichend sind und kein Fach 
mit ungenügend benotet wurde. Wenn diese Bedin-
gung nicht erfüllt ist, kann die Klassenkonferenz die 
Versetzung beschließen, wenn sie zu der Auffassung 
gelangt, dass die Schülerin oder der Schüler in der 
Oberstufe erfolgreich mitarbeiten kann. Schülerinnen 
und Schüler, die nicht versetzt werden, wiederholen 
die Jahrgangsstufe 10. Die Wiederholung ist einmal 
möglich.
(7) Die Eltern können zum Schuljahresende jeder 
Jahrgangsstufe den Antrag stellen, dass die Schülerin 
oder der Schüler eine Jahrgangsstufe überspringt oder 
aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalles 
eine Jahrgangsstufe wiederholt. Über den Antrag 
entscheidet die Klassenkonferenz. Sie prüft im Übrigen 
zu jedem Zeugnistermin, ob das Überspringen einer 
Jahrgangsstufe empfohlen werden kann.
(8) Gelangt eine Schülerin oder ein Schüler durch das 
Wiederholen einer oder mehrerer Jahrgangsstufen vom 
neunjährigen in den achtjährigen Bildungsgang oder 
vom achtjährigen in den neunjährigen Bildungsgang, 
beschließt die Klassenkonferenz nach Anhörung der 
Eltern, in welcher Jahrgangsstufe die Schullaufbahn 
fortgesetzt wird.
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§ 7 
Förderung und Lernentwicklung

(1) Die Schul- und Unterrichtsgestaltung orientiert sich 
an den Lernvoraussetzungen und Lernprozessen der 
Schülerinnen und Schüler und fördert sie in ihrer indivi-
duellen Lernentwicklung.
(2) Die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer hat sich 
in Abstimmung mit den anderen in der Klasse unter-
richtenden Lehrkräften in regelmäßigen Abständen 
einen Überblick über den Leistungs- und Entwicklungs-
stand der Schülerinnen und Schüler zu verschaffen 
und bei Bedarf individuelle Fördermaßnahmen unter 
Mitwirkung der Schülerin oder des Schülers sowie der 
Eltern einzuleiten oder bereits laufende Maßnahmen 
anzupassen. 
(3) Zu jedem Zeugnistermin beurteilt die Klassenkon-
ferenz die fachlichen Leistungen einer Schülerin oder 
eines Schülers. Sie erfasst dabei in ihrem Urteil die 
Sach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz der 
Schülerin oder des Schülers.
(4) Kann eine Schülerin oder ein Schüler dem Unter-
richt in deutscher Sprache nicht folgen, wird sie oder 
er in der deutschen Sprache mit dem Ziel gefördert, in 
einer Jahrgangsstufe mitzuarbeiten, die ihrem oder sei-
nem Alter und ihren oder seinen Fähigkeiten entspricht.
(5) Die Berufsorientierung ist integratives Element aller 
Fächer und Jahrgangsstufen.

§ 8 
Abschlüsse

(1) Das Abitur bildet den regelmäßigen Abschluss des 
Gymnasiums. 
(2) Die Schülerinnen und Schüler erwerben sowohl 
im achtjährigen als auch im neunjährigen Bildungs-
gang mit der Versetzung in die Jahrgangsstufe 10 den 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss und mit 
der Versetzung in die Jahrgangsstufe 11 den Mittleren 
Schulabschluss.

§ 9 
Entlassung

(1) Für Schülerinnen und Schüler, die die Schule nach 
erstmaligem oder wiederholt erfolglosem Durchlaufen 
der Jahrgangsstufe 9 verlassen, kann die Schule auf 
Antrag den am Ende der Jahrgangsstufe 9 nachge- 
wiesenen Bildungsstand nach Maßgabe von § 17 
Absatz 7 der Landesverordnung über Gemeinschafts-
schulen vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 151) 
als dem Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss 
gleichwertig feststellen. Die Übertragungsskala findet 
gemäß § 4 Absatz 3 Nummer 4 der Zeugnisverordnung 
vom 29. April 2008 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 146), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 165), Anwendung.
(2) Schülerinnen und Schüler im neunjährigen Bil-
dungsgang, die die Jahrgangsstufe 10 ohne Erfolg 
wiederholt haben, werden entlassen. Ihnen kann die 
Schule auf Antrag den am Ende der Jahrgangsstufe 10 
nachgewiesenen Bildungsstand nach Maßgabe von 
§ 17 Absatz 7 der Landesverordnung über Gemein-
schaftsschulen als dem Mittleren Schulabschluss 
gleichwertig feststellen. Die Übertragungsskala findet 
gemäß § 4 Absatz 3 Nummer 4 der Zeugnisverordnung 
Anwendung. Entsprechendes gilt für Schülerinnen und 
Schüler, die auf Antrag nach erstmaligem erfolglosem 
Durchlaufen der Jahrgangsstufe 10 entlassen werden. 
(3) Für Schülerinnen und Schüler im achtjährigen 
Bildungsgang findet § 2 Absatz 6 Satz 2 bis 5 der Lan-
desverordnung über die Gestaltung der Oberstufe und 
der Abiturprüfung an Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen Anwendung.

§ 10 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 31. Juli 2019 außer Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Schul-
artverordnung Gymnasien vom 4. Juli 2011 (NBl. MBK. 
Schl.-H. S. 142) außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über die Gestaltung der Oberstufe und 

der Abiturprüfung in den Gymnasien und Gemeinschaftsschulen
Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und des § 126 
Absatz 1 und 2 des Schulgesetzes (SchulG) vom  
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Gestaltung der Ober-
stufe und der Abiturprüfung in den Gymnasien und 
Gemeinschaftsschulen vom 2. Oktober 2007 (NBl. 
MBF. Schl.-H. S. 285), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 22. Mai 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 173), 
wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)	 In Abschnitt 1 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a Anerkennung der Herkunftssprache“
b)	 Abschnitt 3 erhält die Bezeichnung „Schluss-	

bestimmung“	
c)	 § 25 erhält die Bezeichnung „§ 25 Schluss- 

bestimmung“

2.	 § 1 erhält folgende Fassung:
„§ 1 

Gliederung der Oberstufe

Die Oberstufe gliedert sich in eine Einführungsphase 
und eine Qualifikationsphase. Die Einführungsphase 
umfasst zwei, die Qualifikationsphase vier Schulhalb-
jahre. Im achtjährigen Bildungsgang umfasst die Ober-
stufe die Jahrgangsstufen 10 bis 12, im neunjährigen 
Bildungsgang die Jahrgangsstufen 11 bis 13.“

3.	 § 2 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) 	Das Wort „gymnasialen“ und das Wort 
„gymnasiale“ werden jeweils gestrichen.

bb)	 In Nummer 2 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ ersetzt durch die Wörter „Mittleren 
Schulabschluss“.

b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
	 „(2) Über die Aufnahme entscheidet die Schul-

leiterin oder der Schulleiter. Ein Anspruch auf 
Aufnahme in die Oberstufe eines bestimmten 
Gymnasiums oder einer bestimmten Gemein-
schaftsschule besteht nur auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung gemäß § 43 
Absatz 6 SchulG.“

c)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
	 „(3) Bei beschränkten Aufnahmemöglichkeiten 

ist für die Auswahl unter Bewerberinnen und 
Bewerbern auf den im Abschlusszeugnis des 
Mittleren Schulabschlusses gemäß Absatz 1 
Nummer 2 oder den im Versetzungszeugnis 
gemäß Absatz 1 Nummer 1 erzielten Noten-
durchschnitt abzustellen. Liegen Bewerbungen 
mit Zeugnissen gemäß Absatz 1 Nummer 1 und 
2 vor, sind für die Festlegung des Notendurch-

schnitts bei den Bewerberinnen und Bewerbern 
mit einem Versetzungszeugnis gemäß Absatz 1 
Nummer 1 die erteilten Noten in Anwendung 
der Übertragungsskala nach § 4 Absatz 3 der 
Zeugnisverordnung vom 29. April 2008 (NBl. 
MBF. Schl.-H. S. 146), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 165), auf die Anforderungsebene 
zum Erwerb des Mittleren Schulabschlusses 
anzuheben. Davon unabhängig haben Schülerin-
nen und Schüler, die die schulischen Leistungs-
voraussetzungen für den Zugang zur Oberstufe 
gemäß Absatz 1 erfüllen, auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung gemäß § 43 
Absatz 6 SchulG einen Anspruch auf Aufnahme 
in die Oberstufe des kooperierenden Gymnasi-
ums oder der kooperierenden Gemeinschafts-
schule. Werden Schülerinnen und Schüler der 
kooperierenden Gemeinschaftsschule ohne 
Oberstufe aufgenommen, ist auch Bewerbe-
rinnen und Bewerbern von nicht gemäß § 43 
Absatz 6 SchulG kooperierenden Schulen mit 
einem besseren Notendurchschnitt ein Schul-
platz in der Oberstufe zu gewähren.“

d)	 Folgender neuer Absatz 6 wird eingefügt: 
	 „(6) Die Schülerinnen und Schüler im achtjähri-

gen Bildungsgang erwerben mit der Versetzung 
in die Einführungsphase den Ersten allgemeinbil-
denden Schulabschluss und mit der Versetzung 
in die Qualifikationsphase den Mittleren Schul-
abschluss. Schülerinnen und Schüler im achtjäh-
rigen Bildungsgang, die die Einführungsphase 
ohne Erfolg wiederholt haben, werden entlas-
sen. Ihnen kann die Schule auf Antrag den am 
Ende der Jahrgangsstufe 10 nachgewiesenen 
Bildungsstand nach Maßgabe von § 17 Absatz 7 
der Landesverordnung über Gemeinschafts-
schulen vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. 
S. 151) als dem Mittleren Schulabschluss 
gleichwertig feststellen. Die Übertragungsskala 
findet nach § 4 Absatz 3 der Zeugnisverordnung 
Anwendung. Entsprechendes gilt für Schülerin-
nen und Schüler, die auf Antrag nach erstmali-
gem erfolglosen Durchlaufen der Jahrgangs- 
stufe 10 entlassen werden.“

e)	 Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden die 
Absätze 7 bis 9.  

f)	 Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
	 „Eine Schülerin oder ein Schüler ist versetzt, 

wenn die Leistungen in nicht mehr als einem 
Fach schlechter als ausreichend sind und kein 
Fach mit ungenügend benotet wurde.“

4.	 In § 4 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „gymnasiale“ 
gestrichen.

5.	 In § 6 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „gymnasialen“ 
gestrichen.
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6.	 Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt:  
„§ 6 a 

Anerkennung der Herkunftssprache

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler, deren oder 
dessen Herkunftssprache nicht Deutsch ist, kann auf 
Antrag die Unterrichtsverpflichtung für eine weitere 
Fremdsprache auf grundlegendem Niveau gemäß § 6 
Absatz 2 Nummer 2 durch eine Anerkennungsprüfung 
in der Sprache des Herkunftslandes ersetzen,  
1.	 wenn sie oder er den Unterricht in einer öffent-

lichen Schule oder Ersatzschule in Deutschland 
zum ersten Mal im Verlauf der Sekundarstufe I oder 
der Sekundarstufe II besucht und dadurch aufgrund 
nicht ausreichender Deutschkenntnisse mit der 
Unterrichtsverpflichtung in einer weiteren Fremd-
sprache eine unzumutbare Härte zu befürchten ist, 
und 

2. 	wenn geeignete Lehrkräfte zur Abnahme der Aner-
kennungsprüfung zur Verfügung stehen.

(2) Der Antrag ist bei der Schule vor Aufnahme oder 
Versetzung in die Oberstufe zu stellen. Die Schule legt 
den Antrag unverzüglich der zuständigen Schulauf-
sichtsbehörde zur Entscheidung vor. Die Schülerinnen 
und Schüler sind durch die Schule rechtzeitig über 
die Möglichkeit und die Folgen der Antragstellung zu 
beraten.
(3) Die für die Ablegung der Anerkennungsprüfung im 
Einzelfall entstehenden zusätzlichen Kosten für eine An- 
und Abreise zu einem schulfremden Prüfungsort sind 
von der Schülerin oder dem Schüler zu tragen.  
(4) Wird die Unterrichtsverpflichtung für eine weitere 
Fremdsprache durch Anerkennungsprüfung gemäß 
Absatz 1 ersetzt, ist für die Schülerin oder den Schüler 
die Wahl des sprachlichen Profils (§ 4 Absatz 1 Satz 2) 
ausgeschlossen. Anstelle der weiteren Fremdsprache 
soll sie oder er Unterricht im Fach „Deutsch als Zweit-
sprache“ erhalten.
(5) Die Note der Anerkennungsprüfung wird anstelle 
einer Zeugnisnote in der weiteren Fremdsprache 
gemäß § 2 Absatz 7 Satz 1 bei der Entscheidung über 
die Versetzung in die Qualifikationsphase berücksich-
tigt. Die bestandene Prüfung kann nicht zum Ausgleich 
oder als Ersatz von Minderleistungen in anderen 
Fächern herangezogen werden.  
(6) Wechselt eine Schülerin oder ein Schüler aus 
einem anderen Bundesland in die Oberstufe, gilt die 
Unterrichtsverpflichtung in einer weiteren Fremdspra-

che gemäß § 6 Absatz 2 Nummer 2 auch als erfüllt, 
wenn die Absolvierung eines vierjährigen, in gerade 
Linie aufsteigenden Unterrichts in einer zweiten Fremd-
sprache nachgewiesen werden kann.“ 

7.	 In § 7 Absatz 6 Satz 1, § 11 Absatz 1 Satz 7 und 
§ 16 Absatz 2 Satz 5 wird jeweils das Wort „gym-
nasialen“ oder „gymnasiale“ gestrichen.

8.	 § 20 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Satz 7 werden die Worte und die Angabe 

„gemäß der Anlage 2.1“ gestrichen. 
b)	 Folgender Satz 8 wird angefügt: 
	 „Bei nicht ganzzahligen Werten wird nach 

Multiplikation mit dem Faktor 4 oder 5 gemäß 
der Anlage 2.1 auf ein ganzzahliges Ergebnis 
gerundet; das heißt, ab der Dezimalen 5 wird 
aufgerundet.“ 

9.	 § 23 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „gymnasialen“ 

gestrichen. 
b)	 In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 5“ 

ersetzt durch die Angabe „Absatz 3“. 

10.	§ 25 erhält folgende Fassung:
„§ 25 

Schlussbestimmung

Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des 30. Juli 2018 außer Kraft.“

11.	 In der Anlage 1 werden die Worte „hat sich nach 
Besuch der gymnasialen Oberstufe“ ersetzt durch 
die Worte „hat sich nach Besuch der Oberstufe“. 

12.	 Die bisherigen Anlagen 2.1 und 4 werden durch 
die dieser Verordnung beigefügten Anlagen 2.1 
und 4 ersetzt. 

13.	 In der Anlage 5 werden die Worte „hat in der gym-
nasialen Oberstufe im“ ersetzt durch die Worte 
„hat in der Oberstufe im“. 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2014 in Kraft. Abwei-
chend hiervon treten die Nummern 8 und 12 am  
1. August 2015 in Kraft.  

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014
P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e

Ministerin  
für Bildung und Wissenschaft

Anl.
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 - 5 - Stand: 12.06.14 

Zu 12.: Die Anlage 2.1 erhält folgende Fassung: 

Anlage 2.1 

Bildung eines Prüfergebnisses bei schriftlicher und mündlicher Prüfung 
(Verhältnis 2:1) nach Multiplikation 
5 Prüfungsfächer (Faktor 4) 

 Ergebnis der mündlichen Prüfung 

Er
ge

bn
is

 d
er

 s
ch

rif
tli

ch
en

 P
rü

fu
ng

 

 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 

0 0 1 3 4 5 7 8 9 11 12 13 15 16 17 19 20 

1 3 4 5 7 8 9 11 12 13 15 16 17 19 20 21 23 

2 5 7 8 9 11 12 13 15 16 17 19 20 21 23 24 25 

3 8 9 11 12 13 15 16 17 19 20 21 23 24 25 27 28 

4 11 12 13 15 16 17 19 20 21 23 24 25 27 28 29 31 

5 13 15 16 17 19 20 21 23 24 25 27 28 29 31 32 33 

6 16 17 19 20 21 23 24 25 27 28 29 31 32 33 35 36 

7 19 20 21 23 24 25 27 28 29 31 32 33 35 36 37 39 

8 21 23 24 25 27 28 29 31 32 33 35 36 37 39 40 41 

9 24 25 27 28 29 31 32 33 35 36 37 39 40 41 43 44 

10 27 28 29 31 32 33 35 36 37 39 40 41 43 44 45 47 

11 29 31 32 33 35 36 37 39 40 41 43 44 45 47 48 49 

12 32 33 35 36 37 39 40 41 43 44 45 47 48 49 51 52 

13 35 36 37 39 40 41 43 44 45 47 48 49 51 52 53 55 

14 37 39 40 41 43 44 45 47 48 49 51 52 53 55 56 57 

15 40 41 43 44 45 47 48 49 51 52 53 55 56 57 59 60 

 
4 Prüfungsfächer (Faktor 5) 

 Ergebnis der mündlichen Prüfung 

Er
ge

bn
is

 d
er

 s
ch

rif
tli

ch
en

 P
rü

fu
ng

 

 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 

0 0 2 3 5 7 8 10 12 13 15 17 18 20 22 23 25 

1 3 5 7 8 10 12 13 15 17 18 20 22 23 25 27 28 

2 7 8 10 12 13 15 17 18 20 22 23 25 27 28 30 32 

3 10 12 13 15 17 18 20 22 23 25 27 28 30 32 33 35 

4 13 15 17 18 20 22 23 25 27 28 30 32 33 35 37 38 

5 17 18 20 22 23 25 27 28 30 32 33 35 37 38 40 42 

6 20 22 23 25 27 28 30 32 33 35 37 38 40 42 43 45 

7 23 25 27 28 30 32 33 35 37 38 40 42 43 45 47 48 

8 27 28 30 32 33 35 37 38 40 42 43 45 47 48 50 52 

9 30 32 33 35 37 38 40 42 43 45 47 48 50 52 53 55 

10 33 35 37 38 40 42 43 45 47 48 50 52 53 55 57 58 

11 37 38 40 42 43 45 47 48 50 52 53 55 57 58 60 62 

12 40 42 43 45 47 48 50 52 53 55 57 58 60 62 63 65 

13 43 45 47 48 50 52 53 55 57 58 60 62 63 65 67 68 

14 47 48 50 52 53 55 57 58 60 62 63 65 67 68 70 72 

15 50 52 53 55 57 58 60 62 63 65 67 68 70 72 73 75 
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Zu 12.: Die Anlage 4 erhält folgende Fassung: 

 

Anlage 4 

 

Berechnung der Gesamtqualifikation 

Die Leistungen der vier Schulhalbjahre der Qualifikationsphase und die Leistungen der Abiturprüfung 
werden in ein Verhältnis 2:1 gesetzt. Dabei sind in der Qualifikationsphase (Block I) maximal 600 
Punkte und in der Abiturprüfung (Block II) maximal 300 Punkte zu erreichen. In der 
Gesamtqualifikation sind somit insgesamt höchstens 900 Punkte erreichbar und müssen mindestens 
300 erzielt werden.1 

 

Berechnung des Ergebnisses der Qualifikationsphase (Block I): 

Bei maximal 15 Punkten in einem Fach pro Schulhalbjahr kommen bei einfacher Gewichtung 36 
Schulhalbjahresergebnisse zur Anrechnung, so dass maximal 36 x 15 = 540 Punkte erreichbar sind. 
Damit in Block I 600 Punkte erreichbar sind, ist die Punktsumme mit dem Faktor 40

36
 zu multiplizieren. 

Somit ergibt sich folgende Formel für die Berechnung der Gesamtpunktzahl in Block I: 
 
E I = 

P

S
  40 

 
Dabei sind: 
E I = (Gesamt-)Ergebnis Block I 
P = Erzielte Punkte in den eingebrachten Fächern in vier Schulhalbjahren 
S = Anzahl der Schulhalbjahresergebnisse 
Ein nicht ganzzahliges Ergebnis wird mathematisch gerundet. 
 
Berechnung des Ergebnisses der Abiturprüfung (Block II): 

Im Falle von vier Prüfungsfächern werden die Ergebnisse jedes Faches fünffach, im Falle von fünf 

Prüfungsfächern vierfach gewichtet. So ergibt sich für die Berechnung 

 

 bei 4 Prüfungsfächern 

E II = 5  PF1 + 5  PF2 + 5  PF3 + 5  PF4 

 bei 5 Prüfungsfächern 

E II = 4  PF1 + 4  PF2 + 4  PF3 + 4  PF4 + 4  PF5  

 
Dabei sind: 
E II = (Gesamt-)Ergebnis Block II 
PF = Endergebnis der Prüfung in einem Fach 
 
Bei nichtganzzahligen Werten von PF wird nach Multiplikation mit dem Faktor 4 oder 5 auf ein 
ganzzahliges Ergebnis gerundet, das heißt, ab der Dezimalen 5 wird aufgerundet. 
 
Berechnung des Gesamtergebnisses (E): 
E = E I + E II 
 
1 Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.07.1972 i. d. F. vom 06.06.2013, S. 13, 
http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1972/1972_07_07-Vereinbarung-
Gestaltung-Sek2.pdf) 
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Erteilung von Zeugnissen, 

Noten und anderen ergänzenden Angaben in Zeugnissen
Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und des § 126 
Absatz 1 und 2 des Schulgesetzes (SchulG) vom  
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Zeugnisverordnung vom 29. April 2008 (NBl. MBF. 
Schl.-H. S. 146), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 28. Februar 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 61), 
wird wie folgt geändert: 
1.	 § 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
	 „(1) Im Zeugnis werden Leistungen bewertet, die 

sich an den Anforderungen der Lehrpläne und der 
Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz 
sowie an den Fachanforderungen orientieren und 
deren Beurteilungskriterien den Schülerinnen und 
Schülern verdeutlicht worden sind.“

2.	 § 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
	 „(3) Verschiedene Anforderungsebenen werden in 

Notenzeugnissen 
1.	 bei Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 

Schulabschlusses aufgrund Versetzung in die 
zehnte Jahrgangsstufe an einer weiterführenden 
allgemein bildenden Schule, 

2.	 bei Erwerb des Mittleren Schulabschlusses 
aufgrund Versetzung in die elfte Jahrgangsstufe 
an einem Gymnasium, 

3. 	bei Einbeziehung von an einem Gymnasium 
erteilten Vornoten in die Abschlussprüfung zum 
Mittleren Schulabschluss an einer Gemein-
schaftsschule, 

4.	 bei der Feststellung der Gleichwertigkeit schuli-
scher Leistungen an einer weiterführenden allge-
mein bildenden Schule mit dem Abschluss eines 
anderen Bildungsganges oder einer anderen 
Schulart, 

5.	 bei Gemeinschaftsschulen als Grundlage für die 
Erstellung von Notenzeugnissen 

durch Anwendung folgender Notenskala zur 
Umrechnung erbrachter Leistungen zum Ausdruck 
gebracht:

Übertragungsskala 1 2 3 4 5 6 7 8
Anforderungsebene zum  
Erwerb der allgemeinen  
Hochschulreife

1 2 3 4 5 6 (6) (6)

Anforderungsebene zum  
Erwerb des Mittleren  
Schulabschlusses 

(1) 1 2 3 4 5 6 (6)

Anforderungsebene  
zum Erwerb des Ersten  
allgemeinbildenden 
Schulabschlusses

(1) (1) 1 2 3 4 5 6

Für die Benotung der Leistungen im Fach Sport findet 
die Übertragungsskala keine Anwendung.“
3.	 § 7 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 	
aa)	 Nach dem Wort „Berichten“ und vor den 

Worten „zu vermerken“ wird das Wort „ins-
besondere“ eingefügt. 

bb)	 In Nummer 2 werden das Komma und 
die Worte „, der bis einschließlich der 
Jahrgangsstufe, in der der Mittlere oder 
der Realschulabschluss erworben wird, 
gewährt werden kann“ gestrichen.

cc)	 In Nummer 9 wird das Wort „gymnasiale“ 
gestrichen. 

dd) Folgende Nummer 16 wird angefügt: 
„16. 	In den Zeugnissen der berufsbildenden 

Schulen ist die konsensuale Zuord-
nung zu der entsprechenden DQR/
EQR-Niveaustufe zu vermerken.“

b)	 Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
	 „Bei Schülerinnen und Schülern mit einem son-

derpädagogischen Förderbedarf entfallen die 
Angaben über das Sozialverhalten im Zeugnis, 
soweit aufgrund des Förderbedarfes ein ange-
messenes Sozialverhalten nicht erwartet werden 
kann.“

4.	 § 8 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Absatz 2 Satz 3 werden die Angabe und der 

Klammerzusatz „12. Juni 2007 (NBl. MBF.  
Schl.-H. S. 152)“ ersetzt durch die Angabe und 
den Klammerzusatz „14. August 2012  
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 170), geändert durch  
Artikel 1 der Verordnung vom 18. Juni 2014  
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 196)“.

b)	 In Absatz 3 wird das Wort „gymnasiale“ gestri-
chen.

5.	 § 9 erhält folgende Fassung: 
„§ 9

Übergangs- und Schlussbestimmungen
(1) Für Schülerinnen und Schüler, die gemäß § 147 
Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 SchulG an einer 
Gemeinschafts- oder Regionalschule in Zuordnung zu 
einem Bildungsgang unterrichtet werden, findet § 4 
Absatz 3 der Zeugnisverordnung vom 29. April 2008 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 146 in der aufgrund der Ände-
rung vom 28. Februar 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. 
S. 61) geltenden Fassung Anwendung. Dies gilt nicht 
für die Bezeichnung von Haupt- und Realschulab-
schlüssen. 
(2) Diese Verordnung tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
Sie tritt mit Ablauf des 30. Juli 2018 außer Kraft.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin 

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung zur Änderung der Mindestgrößenverordnung
Vom 23. Juni 2014

Aufgrund des § 52 des Schulgesetzes (SchulG) vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Mindestgrößenverordnung vom 11. Juni 2007 (NBl. 
MBF. Schl.-H. S. 145), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 29. März 2012 (NBl. MBK. Schl.-H. S. 79), 
wird wie folgt geändert: 

§ 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
„§ 1 

Mindestgrößen

(1) Für die allgemein bildenden Schulen und Förder-
zentren gelten folgende Mindestschülerzahlen:

1.	 Grundschulen: mindestens 80 Schülerinnen und 
Schüler; eine Unterschreitung ist im Rahmen der 
Teilnahme an einem Schulversuch gemäß § 138 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 SchulG zulässig,

2.	 Gemeinschaftsschulen: mindestens 240 Schülerin-
nen und Schüler in der Sekundarstufe I, 

3.	 Gymnasien mit achtjährigem Bildungsgang: mindes-
tens 250 Schülerinnen und Schüler in den Jahr-
gangsstufen 5 bis 9, 

4.	 Gymnasien mit neunjährigem Bildungsgang, 
organisatorische Verbindungen von Gymnasien mit 
Gemeinschaftsschulteil: mindestens 300 Schülerin-
nen und Schüler in der Sekundarstufe I, 

5.	 Förderzentren mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
sollen mindestens 1.000 Grundschülerinnen und 
Grundschüler in ihrem Einzugsbereich haben.“ 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel, 23. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin 

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen  

und Nichtschüler sowie für Schülerinnen und Schüler an nicht 
staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen

Vom 18. Juni 2014
Aufgrund des § 140 Absatz 2 und des § 126 Absatz 2 
Nummer 3 des Schulgesetzes (SchulG) vom  
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1

Die Landesverordnung über die Abiturprüfung für 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler sowie für Schü-
lerinnen und Schüler an nicht staatlich anerkannten 
Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 215), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 15. Mai 2013 (NBl. MBW. Schl.-H.  
S. 155), wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Überschrift „Landesverordnung über die Abi-
turprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler 
sowie für Schülerinnen und Schüler an nicht staat-
lich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen 
(APVO-NW)“ wird ersetzt durch die Überschrift 
„Landesverordnung über die Abiturprüfung für 
Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 
nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Wal-
dorfschulen (APVO-EW)“.

2.	 In der Inhaltsübersicht, Überschrift des Abschnitts II 
werden die Worte „Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler“ ersetzt durch das Wort „Externe“.

3.	 § 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Worte „Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler sowie für Prüflinge an nicht staatlich 
anerkannten Ersatzschulen und Waldorf-
schulen“ werden ersetzt durch die Worte 
„Personen, die weder eine öffentliche Schule 
noch eine nach § 116 SchulG anerkannte 
Ersatzschule besuchen, sowie für Schülerin-
nen und Schüler an Waldorfschulen“. 

bb)	 Nach der Angabe „(NBl. MBF. Schl.-H.  
S. 285)“ werden ein Komma und die 
Worte „zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 22. Mai 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. 
S. 173),“ eingefügt.

b)	 In Satz 2 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 
durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

c)	 Satz 3 erhält folgende Fassung:
	 „Für die Abiturprüfung an Beruflichen Gymnasien 

gilt Abschnitt IV, Unterabschnitt 2, der Prüfungs-
verordnung berufsbildende Schulen vom  
14. August 2012 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 173).“

4.	 In der Überschrift des Abschnitts II werden die 
Worte „Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ ersetzt 
durch das Wort „Externe“.

5.	 In § 4 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Prüflinge“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

6.	 § 5 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	 „(4) Die Abiturprüfungskommission ist beschluss-

fähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend 
sind. Im Verhinderungsfall kann die oder der 
Vorsitzende Ersatzmitglieder bestellen. Bei Abstim-
mungen besteht die Pflicht zur Stimmabgabe. 
Entscheidungen werden mit Mehrheit getroffen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des 
Vorsitzenden den Ausschlag.“

7.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 7 und 8 wird das Wort „Prüflin-

gen“ jeweils ersetzt durch die Worte „Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 2 werden die Worte „dem Prüfling“ 

ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder dem Prüfungskandidaten“.

bb)	 In Satz 3 werden die Worte „des Prüflings“ 
ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder des Prüfungskandidaten“.

c)	 In Absatz 5 werden die Worte „ein Prüfling“ ersetzt 
durch die Worte „eine Prüfungskandidatin oder ein 
Prüfungskandidat“. Nach dem Wort „bestimmt“ 
werden die Worte „sie oder“ eingefügt.

d)	 In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „Auf 
seinen Antrag ist ein Prüfling“ ersetzt durch die 
Worte „Auf ihren oder seinen Antrag ist eine 
Prüfungskandidatin oder ein Prüfungskandidat“.

e)	 In Absatz 7 Satz 1 werden die Worte „des Prüf-
lings“ ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder des Prüfungskandidaten“.

f)	 In Absatz 9 Satz 1 werden die Worte „der Prüf-
ling“ ersetzt durch die Worte „die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

g)	 In Absatz 10 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 
durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

8.	 In § 9 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Prüflingen“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

9.	 In § 10 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt durch die 
Worte „Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandi-
daten“.

10.	§ 14 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „der Prüf-

ling“ ersetzt durch die Worte „die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

b)	 In Absatz 4 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 
durch das Wort „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.
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11.	 In § 17 Absatz 1 wird das Wort „Prüflingen“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

12.	 In § 19 Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen.

13.	 Die bisherigen Anlagen 1 bis 7 werden durch die 
dieser Verordnung beigefügten Anlagen 1 bis 7 
ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014
P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e

Ministerin  
für Bildung und Wissenschaft

Anl.
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Anlage 1 

 
MINISTERIUM FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT  

DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

 

Zeugnis 
DER ALLGEMEINEN HOCHSCHULREIFE 

(Zeugnis über eine Externenprüfung) 
 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung als Externenprüfung zugelassen und einer staatlichen 

Abiturprüfungskommission in _____________________________________________überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

• die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der 

Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012), 

• die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 

Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 

• die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 

Anlage 1
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- 2 - 
(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Abiturprüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

 

4.  Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat die Abiturprüfung bestanden und damit die Befähigung zum Studium an einer 

Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland erworben. 

 

 

 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)   Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 

 
Fach Prüfergebnis Prüfung 

Faktor Gesamtergebnis schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)    111  

2.  schriftliches Fach (eA)    111  

3.  schriftliches Fach (eA)    111  

4.  schriftliches Fach     111  

5.  mündliches Fach    4  

6.  mündliches Fach    4  

7.  mündliches Fach   4  

8.  mündliches Fach    4  

Insgesamt   60  
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Anlage 1 a 

 
MINISTERIUM FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT  

DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

 

Zeugnis 
DER ALLGEMEINEN HOCHSCHULREIFE 

(Zeugnis über eine Prüfung als Schülerin oder Schüler einer nicht staatlich 

anerkannten Ersatzschule) 
 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen 

zugelassen und einer staatlichen Abiturprüfungskommission in                                       überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

• die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der 

Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012), 

• die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 

Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 

• die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 

Anlage 1 a
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(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Abiturprüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

 

4.  Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat die Abiturprüfung bestanden und damit die Befähigung zum Studium  an einer 

Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland erworben. 

 

 

 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)   Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 

 
Fach Prüfergebnis Prüfung 

Faktor Gesamtergebnis schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)    111  

2.  schriftliches Fach (eA)    111  

3.  schriftliches Fach (eA)    111  

4.  schriftliches Fach     111  

5.  mündliches Fach    4  

6.  mündliches Fach    4  

7.  mündliches Fach   4  

8.  mündliches Fach    4  

Insgesamt   60  
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Anlage	
  2	
  

	
  

Anlage	
  2	
  

Zu	
  §	
  8	
  

Übersicht	
  über	
  die	
  im	
  Zeugnis	
  der	
  Allgemeinen	
  Hochschulreife	
  erreichbare	
  Höchstzahl	
  von	
  Punkten	
  
in	
  der	
  Externenprüfung	
  

	
   Faktor	
   Gesamtqualifikation	
  
1.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
2.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
3.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
4.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
5.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
6.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
7.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
8.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
Insgesamt	
   60	
   900	
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Anlage 3 

 
MINISTERIUM FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT  

DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

 

Zeugnis 
DER FACHHOCHSCHULREIFE (schulischer Teil) 

(Zeugnis über eine Externenprüfung) 
 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung als Externenprüfung zugelassen und einer staatlichen 

Abiturprüfungskommission in                                                                        überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

• die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der 

Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012), 

• die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 

Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 

• die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 

Anlage 3
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(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Abiturprüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. Das 

Ergebnis, welches nicht in die Gesamtwertung eingeht, ist in Klammern gesetzt. 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

 

4.  Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“ (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat den schulischen Teil der Fachhochschulreife gemäß Ziffer 8.1 der Vereinbarung über 

die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der Gestaltung der 

gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012) erworben. 

 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)   Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 

 
Fach Prüfergebnis 

Gesamtergebnis1 schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)     

2.  schriftliches Fach (eA)     

3.  schriftliches Fach (eA)     

4.  schriftliches Fach      

5.  mündliches Fach     

6.  mündliches Fach     

7.  mündliches Fach    

8.  mündliches Fach     

Insgesamt    
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MINISTERIUM FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT 

DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

 

Zeugnis 
DER FACHHOCHSCHULREIFE (schulischer Teil) 

(Zeugnis über eine Prüfung als Schülerin oder Schüler einer nicht staatlich 

anerkannten Ersatzschule) 
 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen 

zugelassen und einer staatlichen Abiturprüfungskommission in                                   überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

• die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der 

Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012), 

• die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 

Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 

• die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 

Anlage 3 a
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(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Abiturprüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. Das 

Ergebnis, welches nicht in die Gesamtwertung eingeht, ist in Klammern gesetzt. 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

 

4.  Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat den schulischen Teil der Fachhochschulreife gemäß Ziffer 8.1 der Vereinbarung über 

die Abiturprüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler entsprechend der Gestaltung der 

gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II (Beschluss der Kultusministerkonferenz 

vom 13.09.1974 in der Fassung vom 14.12.2012) erworben. 

 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)   Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 

 
Fach Prüfergebnis 

Gesamtergebnis1 schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)     

2.  schriftliches Fach (eA)     

3.  schriftliches Fach (eA)     

4.  schriftliches Fach      

5.  mündliches Fach     

6.  mündliches Fach     

7.  mündliches Fach    

8.  mündliches Fach     

Insgesamt    



Schule

178� NBI.MBW.Schl.-H. 2014

Anlage 4 

Zu §§ 9 und 17 

Tabelle zur Ermittlung der Durchschnittsnote (N) für den Erwerb der Fachhochschulreife (schulischer 
Teil) in der Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an nicht staatlich 
anerkannten Ersatzschulen und an Waldorfschulen aus der Punktzahl (P) nach der Formel 

� � �23 −
�
21 

Punktzahl (P) Durchschnittsnote (N) 
105 - 97 1,0 
96 - 95 1,1 
94 - 93 1,2 
92 - 91 1,3 
90 - 89 1,4 
88 - 87 1,5 
86 - 85 1,6 
84 - 83 1,7 
82 - 81 1,8 
80 - 79 1,9 
78 - 76 2,0 
75 - 74 2,1 
73 - 72 2,2 
71 - 70 2,3 
69 - 68 2,4 
67 - 66 2,5 
65 - 64 2,6 
63 - 62 2,7 
61 - 60 2,8 
59 - 58 2,9 
57 - 55 3,0 
54 - 53 3,1 
52 - 51 3,2 
50 - 49 3,3 
48 - 47 3,4 
46 - 45 3,5 
44 - 43 3,6 
42 - 41 3,7 
40 - 39 3,8 
38 - 37 3,9 
36 - 35 4,0 
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Anlage 5 

(Name der Waldorfschule) 

 

Zeugnis 
DER ALLGEMEINEN HOCHSCHULREIFE 

 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung an Waldorfschulen zugelassen und einer staatlichen 

Abiturprüfungskommission  in                                                              überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen 

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21.02.1980 in der Fassung vom 14.12.2012), 

die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 
Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 
 die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 02. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 

 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 

•

•

•
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(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Abiturprüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. 

 

a.) ohne besondere Lernleistung 

 

b.) mit besonderer Lernleistung 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 
2 Kann gemäß § 14 Absatz 3 der Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008 in der jeweils geltenden Fassung durch die 

Leistung des zweiten Halbjahrs der Jahrgangsstufe 13 ersetzt werden. 

 
Fach Prüfergebnis Prüfung 

Faktor Gesamtergebnis schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)    111  

2.  schriftliches Fach (eA)    111  

3.  schriftliches Fach (eA)    111  

4.  schriftliches Fach     111  

5.  mündliches Fach    4  

6.  mündliches Fach    4  

7.  mündliches Fach 2   4  

8.  mündliches Fach 2   4  

Insgesamt   60  

 
Fach Prüfergebnis Prüfung 

Faktor Gesamtergebnis schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)    10 1  

2.  schriftliches Fach (eA)    10 1  

3.  schriftliches Fach (eA)    10 1  

4.  schriftliches Fach     10 1  

5. besondere Lernleistung   4  

6.  mündliches Fach    4  

7.  mündliches Fach    4  

8.  mündliches Fach 2   4  

9.  mündliches Fach 2   4  

Insgesamt   60  
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4. Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat die Abiturprüfung bestanden und damit die Befähigung zum Studium an einer 

Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland erworben. 

 

 

 

 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)  Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 
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Anlage	
  6	
  

Zu	
  §	
  16	
  

Übersicht	
  über	
  die	
  im	
  Zeugnis	
  der	
  Allgemeinen	
  Hochschulreife	
  erreichbare	
  Höchstzahl	
  von	
  Punkten	
  
für	
  Schülerinnen	
  und	
  Schüler	
  an	
  Waldorfschulen	
  

a)	
  ohne	
  besondere	
  Lernleistung	
  

	
   Faktor	
   Gesamtqualifikation	
  
1.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
2.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
3.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
4.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   11	
   165	
  
5.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
6.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
7.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)1	
   4	
   60	
  
8.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)1	
   4	
   60	
  
Insgesamt	
   60	
   900	
  
	
  

b)	
  mit	
  besonderer	
  Lernleistung	
  

	
   Faktor	
   Gesamtqualifikation	
  
1.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   10	
   150	
  
2.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   10	
   150	
  
3.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (erhöhtes	
  Anforderungsniveau)	
   10	
   150	
  
4.	
  schriftliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   10	
   150	
  
5.	
  besondere	
  Lernleistung	
   4	
   50	
  
6.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   50	
  
7.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)	
   4	
   60	
  
8.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)1	
   4	
   60	
  
9.	
  mündliches	
  Prüfungsfach	
  (grundlegendes	
  Anforderungsniveau)1	
   4	
   60	
  
Insgesamt	
   60	
   900	
  
	
  

1)	
  Kann	
  gemäß	
  §	
  14	
  Absatz	
  3	
  Landesverordnung	
  über	
  die	
  Abiturprüfung	
  für	
  Externe	
  sowie	
  für	
  
Schülerinnen	
  und	
  Schüler	
  an	
  nicht	
  staatlich	
  anerkannten	
  Ersatzschulen	
  und	
  Waldorfschulen	
  vom	
  	
  

Juli	
  2008	
  durch	
  die	
  Leistung	
  des	
  zweiten	
  Halbjahres	
  der	
  Jahrgangsstufe	
  13	
  ersetzt	
  werden.	
  2.
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Anlage 7 

 

(Name der Waldorfschule) 

 

Zeugnis 
DER FACHHOCHSCHULREIFE (schulischer Teil) 

 

Frau/Herr ___________________________________________________________  

geboren am ____________ in ___________________________________________  

wohnhaft in __________________________________________________________  

wurde zur Abiturprüfung an Waldorfschulen zugelassen und einer staatlichen 

Abiturprüfungskommission in                                               überwiesen. 

 

1.  Allgemeine Bestimmungen 

Dem Zeugnis liegen zugrunde: 

 

• die Vereinbarung über die Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen 

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21.02.1980), 

• die Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife und die Vereinbarungen über die 

Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung, 

• die Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler an 

nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008. 

 

Für die Umsetzung der Noten in Punkte gilt: 

 sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

Noten +   1   - +   2   - +   3   - +   4   - +   5   - 6 

Punkte 15   14   13 12   11   10 09   08   07 06   05   04 03   02   01 0 
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(Vor- und Zuname)__________________________________________________________________ 

 

2.  Einzelergebnisse der Prüfung  

Ergebnisse aus Fächern mit erhöhtem Anforderungsniveau sind mit „eA“ gekennzeichnet. Das 

Ergebnis, welches nicht in die Gesamtwertung eingeht, ist in Klammern gesetzt. 

 

3.  Gesamtqualifikation und Durchschnittsnote 

 

Gesamtqualifikation  

Durchschnittsnote  

 

4.  Bemerkungen 

 

Dieses Zeugnis schließt den Nachweis des Latinums/Graecums gemäß „Vereinbarung über 

das Latinum und das Graecum“ (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 22.09.2005) 

ein. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

Frau/Herr ___________________________________________________________________ 

hat den schulischen Teil der Fachhochschulreife gemäß Ziffer 9 der Vereinbarung über die 

Durchführung der Abiturprüfung für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen 

(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21.02.1980 in der Fassung vom 14.12.2012) 

erworben. 

 

(Ort, Datum)  (Siegel)   Die/Der Vorsitzende der 

Prüfungskommission 

                                            
1 Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 

Gesamtergebnis mathematisch gerundet. 
2 Kann gemäß § 14 Absatz 3 durch die Leistung des zweiten Halbjahrs der Jahrgangsstufe 13 ersetzt werden. 

 
Fach Prüfergebnis 

Gesamtergebnis1 schriftlich mündlich 
1.  schriftliches Fach (eA)     

2.  schriftliches Fach (eA)     

3.  schriftliches Fach (eA)     

4.  schriftliches Fach      

5.  mündliches Fach     

6.  mündliches Fach     

7.  mündliches Fach2    

8.  mündliches Fach2     

Insgesamt    

1 ��Ergibt sich im Fall einer ergänzenden mündlichen Prüfung gemäß § 6 Absatz 11 eine halbzahlige Punktzahl, so wird das 
Gesamtergebnis mathematisch gerundet.

2 �Kann gemäß § 14 Absatz 3  der Landesverordnung über die Abiturprüfung für Externe sowie für Schülerinnen und Schüler 
an nicht staatlich anerkannten Ersatzschulen und Waldorfschulen vom 2. Juli 2008 in der jeweils geltenden Fassung durch 
die Leistung des zweiten Halbjahrs der Jahrgangsstufe 13 ersetzt werden.
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des Hauptschulabschlusses 

und des Realschulabschlusses durch Nichtschülerinnen und Nichtschüler sowie 
Schülerinnen und Schüler nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen

Vom 18. Juni 2014
Aufgrund des § 140 Absatz 2 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Februar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet 
das Ministerium für Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb 
des Hauptschulabschlusses und des Realschulab-
schlusses durch Nichtschülerinnen und Nichtschüler 
sowie Schülerinnen und Schüler nicht staatlich aner-
kannter Ersatzschulen vom 15. Februar 2008 (NBl. 
MBF. Schl.-H. S. 109), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 27. Mai 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 176), 
wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Überschrift „Landesverordnung über die Prü-
fung zum Erwerb des Hauptschulabschlusses und 
des Realschulabschlusses durch Nichtschülerinnen 
und Nichtschüler sowie Schülerinnen und Schüler 
nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen (Externen-
PVO)“ wird ersetzt durch die Überschrift „Lan-
desverordnung über die Prüfung zum Erwerb des 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses und 
des Mittleren Schulabschlusses durch Personen 
ohne Schulbesuch sowie Schülerinnen und Schüler 
nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen (Externen-
PVO)“.

2.	 § 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden die Worte „dem Abschluss 

des Bildungsganges Hauptschule oder des 
Bildungsganges Realschule“ ersetzt durch die 
Worte „dem Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss oder dem Mittleren Schulabschluss“.

b)	 Satz 2 wird bis zur Aufzählung wie folgt neu 
gefasst:

	 „Die dazu notwendigen Anforderungen werden 
durch die Lehrpläne, die Fachanforderungen 
sowie durch folgende Beschlüsse der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) konkretisiert:“

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Worte „im Bildungsgang 

Hauptschule oder im Bildungsgang Realschule 
der Abschluss“ ersetzt durch die Worte „der 
Erste allgemeinbildende Schulabschluss oder 
der Mittlere Schulabschluss“.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 3 Nummer 2 wird das Wort „Haupt-

schulabschluss“ ersetzt durch die Worte 
„Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss“ und das Wort „Muttersprache“ 
ersetzt durch das Wort „Herkunftssprache“.

bb)	 In Satz 3 Nummer 3 wird das Wort „Real-
schulabschluss“ ersetzt durch die Worte 
„Mittleren Schulabschluss“ und das Wort 
„Muttersprache“ ersetzt durch das Wort 
„Herkunftssprache“.

4.	 In § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„Hauptschulabschlusses“ ersetzt durch die Worte 
„Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt durch die 
Worte „Mittleren Schulabschlusses“.  

5.	 In § 5 Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Nicht-
schülerinnen und Nichtschüler“ ersetzt durch die 
Worte „Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandi-
daten“ und die Worte „vorbereitet haben“ durch das 
Wort „vorbereiten“. 

6.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Realschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittle-
ren Schulabschlusses“.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Mutterspra-
che“ ersetzt durch das Wort „Herkunftsspra-
che“.

c)	 In Absatz 6 werden die Worte „der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „die Prüfungskandidatin 
oder der Prüfungskandidat“.

7.	 § 8 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschluss“ und 
die Worte „des Prüflings“ ersetzt durch die 
Worte „der Prüfungskandidatin oder des 
Prüfungskandidaten“.

bb)	 In Satz 3 werden die Worte „der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „die Prüfungskandi-
datin oder der Prüfungskandidat“.

b)	 In Absatz 2 wird das Wort „Realschulabschluss“ 
ersetzt durch die Worte „Mittleren Schulab-
schluss“.

c)	 In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Prüflingen“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
oder Prüfungskandidaten“.

8.	 In § 9 Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Realschulab-
schlussprüfung“ ersetzt durch die Worte „Prüfung 
zum Mittleren Schulabschluss“. Die Worte „des 
Prüflings“ werden ersetzt durch die Worte „der Prü-
fungskandidatin oder des Prüfungskandidaten“. Das 
Wort „Hauptschulabschluss“ wird ersetzt durch das 
Wort „Erste allgemeinbildende Schulabschluss“.

9.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungs-
kandidatin oder ein Prüfungskandidat“. Die 
Worte „kann er“ werden durch die Worte 
„kann sie oder er“ ersetzt.
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bb)	 In Satz 2 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungs-
kandidatin oder ein Prüfungskandidat“. Die 
Worte „kann er“ werden durch die Worte 
„kann sie oder er“ ersetzt.

cc)	 In Satz 3 werden die Worte „Der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „Die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Ein Prüf-
ling“ ersetzt durch die Worte „Die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

c)	 In Absatz 4 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskandida-
tin oder ein Prüfungskandidat“. Nach dem Wort 
„von“ werden vor dem Wort „ihm“ die Worte „ihr 
oder“ eingefügt. Nach dem Wort „gibt“ werden 
vor dem Wort „er“ die Worte „sie oder“ einge-
fügt.

d)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Behindert eine Prüfungskandidatin oder ein 
Prüfungskandidat durch ihr oder sein Ver-
halten die Prüfung so schwerwiegend, dass 
es nicht möglich ist, ihre oder seine Prüfung 
oder die anderer Prüfungskandidatinnen 
oder Prüfungskandidaten ordnungsgemäß 
durchzuführen, kann sie oder er durch den 
Prüfungsausschuss von der Teilnahme 
an der weiteren Prüfung ausgeschlossen 
werden.“

bb)	 In Satz 2 werden die Worte „einen Prüfling, 
der“ ersetzt durch die Worte „eine Prü-
fungskandidatin oder einen Prüfungskandi-
dat, die oder der“.

e)	 In Absatz 6 Satz 1 und 2 wird das Wort „Prüf-
linge“ jeweils ersetzt durch die Worte „Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“.

10. § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Worte „Jeder Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „Jede Prüfungskan-
didatin und jeder Prüfungskandidat“.

bb)	 In Satz 2 werden das Wort „Hauptschulab-
schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
die Worte „vom Prüfling“ ersetzt durch die 
Worte „von der Prüfungskandidatin oder 
dem Prüfungskandidaten“.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskandida-
tin oder ein Prüfungskandidat“.

11.	 § 13 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 4 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

b)	 In Nummer 5 werden die Worte „der einzelne 
Prüfling“ ersetzt durch die Worte „die einzelne 
Prüfungskandidatin oder der einzelne Prüfungs-
kandidat“.

12.	 �Die Anlagen 1 bis 4 werden in Form der Anlagen  
1 bis 4 dieser Verordnung neugefasst.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 18. Juni 2014
P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e

Ministerin  
für Bildung und Wissenschaft

Anl.
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Anlage 1  

Zeugnis 
über die Prüfung zum Erwerb des 

Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses 

   
 Vorname(n) und Familienname  

 geb. am  
 

in 
  

 
hat in der Zeit vom  bis zum   

vor dem Prüfungsausschuss beim Schulamt   

die Prüfung nach der Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und des Mittleren Schulabschlusses durch Personen ohne Schulbesuch sowie 
Schülerinnen und Schüler nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen vom 15. Februar 2008 (NBl. MBF. 
Schl.-H. S. 109) abgelegt. 
 

Ihre / Seine Leistungen in der Prüfung waren in 

Deutsch   Biologie  

 Mathematik   Chemie  

 Fremdsprache     Physik  

 Geographie   Technik/Informatik  

 Geschichte   Religion/Philosophie  

 Wirtschaft/Politik     

 
    

  

Bemerkungen: 
(z. B. Vorlage eines Fremdsprachen-Zertifikats gem. GERR) 
 

 

Sie / Er hat die Prüfung bestanden. Dieser Abschluss ist dem Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss 
gleichwertig. 

 

 

, den 

 Dienstsiegel 

 

 Vorsitzende/r des Prüfungsausschusses 

Bewertung der Leistungen: sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6) 

 

Anlage 1
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Anlage 2  

Zeugnis 
über die Prüfung zum Erwerb des 

Mittleren Schulabschlusses 

   
 Vorname(n) und Familienname  

 geb. am  
 

in 
  

 
hat in der Zeit vom  bis zum   

vor dem Prüfungsausschuss beim Schulamt   

die Prüfung nach der Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und des Mittleren Schulabschlusses durch Personen ohne Schulbesuch sowie 
Schülerinnen und Schüler nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen vom 15. Februar 2008 (NBl. MBF. 
Schl.-H. S. 109) sowie auf der Grundlage der Vereinbarung der Kultusminister über den Erwerb des 
Mittleren Schulabschlusses auf dem Wege der Externenprüfung vom 10. Mai 2001 abgelegt. 
 

Ihre / Seine Leistungen in der Prüfung waren in 

Deutsch   Biologie  

 Mathematik   Chemie  

 Fremdsprache     Physik  

 Geographie   Technik/Informatik  

 Geschichte   Religion/Philosophie  

 Wirtschaft/Politik     

 ggf. fächerübergreifende 
Präsentation zum Thema:    

  

Bemerkungen: 
(z. B. Vorlage eines Fremdsprachen-Zertifikats gem. GERR) 
 

 

Sie / Er hat die Prüfung bestanden. Dieser Abschluss ist dem Mittleren Schulabschluss gleichwertig. 
 

 

, den 

 Dienstsiegel 

 

 
Vorsitzende/r des Prüfungsausschusses 

Bewertung der Leistungen: sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6) 

Anlage 2
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Anlage 3  

Bescheinigung 
über die Teilnahme an der Prüfung zum Erwerb des 

Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses 

   
 Vorname(n) und Familienname  

 geb. am  
 

in 
  

 
hat in der Zeit vom  bis zum   

vor dem Prüfungsausschuss beim Schulamt   

die Prüfung nach der Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschlusses und des Mittleren Schulabschlusses durch Personen ohne Schulbesuch sowie 
Schülerinnen und Schüler nicht staatlich anerkannter Ersatzschulen vom 15. Februar 2008 (NBl. MBF. 
Schl.-H. S. 109) abgelegt. 
 

Ihre / Seine Leistungen in der Prüfung waren in 

Deutsch   Biologie  

 Mathematik   Chemie  

 Fremdsprache     Physik  

 Geographie   Technik/Informatik  

 Geschichte   Religion/Philosophie  

 Wirtschaft/Politik     

 
    

  

Bemerkungen: 
(z. B. Vorlage eines Fremdsprachen-Zertifikats gem. GERR) 
 

 

Sie / Er hat die Prüfung nicht bestanden. Sie kann frühestens nach einem Jahr wiederholt werden. 
 

 

, den 

 Dienstsiegel 

 

 Vorsitzende/r des Prüfungsausschusses 

Bewertung der Leistungen: sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6) 

Anlage 3
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Anlage 4  

Bescheinigung 
über die Teilnahme an der Prüfung zum Erwerb des 

Mittleren Schulabschlusses 

   
 Vorname(n) und Familienname  

 geb. am  
 

in 
  

 
hat in der Zeit vom  bis zum   

vor dem Prüfungsausschuss beim Schulamt   

die Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses und 
des Mittleren Schulabschlusses durch Personen ohne Schulbesuch sowie Schülerinnen und Schüler nicht 
staatlich anerkannter Ersatzschulen vom 15. Februar 2008 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 109) sowie auf der 
Grundlage der Vereinbarung der Kultusminister über den Erwerb des Mittleren Schulabschlusses auf dem 
Wege der Externenprüfung vom 10. Mai 2001 abgelegt. 
 

Ihre / Seine Leistungen in der Prüfung waren in 

Deutsch   Biologie  

 Mathematik   Chemie  

 Fremdsprache     Physik  

 Geographie   Technik/Informatik  

 Geschichte   Religion/Philosophie  

 Wirtschaft/Politik     

 ggf. fächerübergreifende 
Präsentation zum Thema:    

  

Bemerkungen: 
(z. B. Vorlage eines Fremdsprachen-Zertifikats gem. GERR) 
 

 

Sie / Er hat die Prüfung nicht bestanden. Sie kann frühestens nach einem Jahr einmal wiederholt werden. 
 

 

, den 

 Dienstsiegel 

 

 
Vorsitzende/r des Prüfungsausschusses 

Bewertung der Leistungen: sehr gut (1), gut (2), befriedigend (3), ausreichend (4), mangelhaft (5), ungenügend (6) 

Anlage 4
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb des 

Hauptschulabschlusses und des Realschulabschlusses an Waldorfschulen
Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 140 Absatz 2 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Februar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet 
das Ministerium für Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Landesverordnung über die Prüfung zum Erwerb 
des Hauptschulabschlusses und des Realschulab-
schlusses an Waldorfschulen vom 15. Februar 2008 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 101), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. Mai 2013 (NBl. MBW. Schl.-H.  
S. 175), wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Überschrift „Landesverordnung über die Prü-
fung zum Erwerb des Hauptschulabschlusses und 
des Realschulabschlusses an Waldorfschulen“ wird 
ersetzt durch die Überschrift „Landesverordnung 
über die Prüfung zum Erwerb des Ersten allge-
meinbildenden Schulabschlusses und des Mittleren 
Schulabschlusses an Waldorfschulen (EMSVO-W)“.

2.	 § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Prüfungskandidatin oder der Prüfungskan-
didat soll in der Prüfung nachweisen, dass sie 
oder er einen dem Ersten allgemeinbildenden 
Schulabschluss oder dem Mittleren Schulab-
schluss gleichwertigen Leistungs- und Bildungs-
stand erreicht hat.“ 

b)	 Satz 2 wird bis zur Aufzählung wie folgt neu gefasst:
„Die dazu notwendigen Anforderungen werden 
durch die Lehrpläne und Fachanforderungen für 
die öffentlichen Schulen sowie durch folgende 
Beschlüsse der Kultusministerkonferenz (KMK) 
konkretisiert:“

3.	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 4 werden die Worte „einem min-

derjährigen Prüfling“ ersetzt durch die Worte 
„minderjährigen Prüfungskandidatinnen oder 
Prüfungskandidaten“.

b)	 In Nummer 5 werden das Wort „gegebenfalls“ 
ersetzt durch das Wort „gegebenenfalls“ und 
das Wort „Muttersprache“ ersetzt durch das 
Wort „Herkunftssprache“.

4.	 In § 3 Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Dem 
Prüfling“ ersetzt durch die Worte „Den Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“. 

5.	 § 6 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Die Erarbeitung und Präsentation der Projekt-
arbeit für den Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schluss findet im Abschlussjahr, für den Mittleren 
Schulabschluss im Abschlussjahr oder in dem 
diesem vorausgehenden Schuljahr statt.“

6.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 werden die Worte „Die Prüflinge“ 

ersetzt durch die Worte „Die Prüfungskandida-
tinnen und Prüfungskandidaten“.

b)	 In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Die Prüf-
linge“ ersetzt durch die Worte „Die Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“.

c)	 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
	 „(5) Prüfungskandidatinnen und Prüfungs-

kandidaten, die im Rahmen des Ersten allge-
meinbildenden Schulabschlusses bereits eine 
Projektarbeit präsentiert haben, können diese 
im Rahmen ihres Mittleren Schulabschlusses 
anrechnen lassen.“

7.	 § 8 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und Prü-
fungskandidaten“. Das Wort „Muttersprache“ wird 
ersetzt durch das Wort „Herkunftssprache“.

b)	 In Absatz 5 werden die Worte „der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „die Prüfungskandidatin 
oder der Prüfungskandidat“.

8.	 § 9 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-

schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
die Worte „der Prüfling“ ersetzt durch die 
Worte „die Prüfungskandidatin oder der 
Prüfungskandidat“.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Realschulabschlus-
ses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“ und die Worte „der Prüf-
ling“ ersetzt durch die Worte „die Prüfungs-
kandidatin oder der Prüfungskandidat“.

cc)	 In Satz 3 werden die Worte „der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „die Prüfungskandi-
datin oder der Prüfungskandidat“.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Prüflingen“ ersetzt 
durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

9.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Prüflingen“ 

ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
oder Prüfungskandidaten“.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Prüflinge“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

c)	 In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Prüflinge“ 
ersetzt durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

10.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 4 wird das Wort „Abschlusszeugnis-

ses“ ersetzt durch das Wort „Abschlusses“.
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b)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-

schlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“ und 
das Wort „Realschulabschlusses“ ersetzt 
durch die Worte „Mittleren Schulabschlus-
ses“.

bb)	 In Satz 2 werden die Worte „Dem Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „Der Prüfungskan-
didatin oder dem Prüfungskandidaten“.

c)	 In Absatz 6 werden die Worte „dem Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „der Prüfungskandidatin 
oder dem Prüfungskandidaten“.

d)	 In Absatz 7 Satz 2 wird das Wort „Realschulab-
schlussprüfung“ ersetzt durch die Worte „Prü-
fung zum Mittleren Schulabschluss“. Die Worte 
„des Prüflings“ werden ersetzt durch die Worte 
„der Prüfungskandidatin oder des Prüfungs-
kandidaten“. Das Wort „Hauptschulabschluss“ 
wird ersetzt durch die Worte „Erste allgemeinbil-
dende Schulabschluss“.

11.	 § 12 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskan-
didatin oder ein Prüfungskandidat“. Nach 
dem Komma werden die Worte „kann er“ 
ersetzt durch „kann sie oder er“.

bb)	 In Satz 2 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungs-
kandidatin oder ein Prüfungskandidat“. Die 
Worte „kann er“ werden durch die Worte 
„kann sie oder er“ ersetzt.

cc)	 In Satz 3 werden die Worte „Der Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „Die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

b)	 In Absatz 3 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskandida-
tin oder ein Prüfungskandidat“. Nach dem Wort 
„von“ werden die Worte „ihr oder“ eingefügt. 
Nach dem Wort „gibt“ werden die Worte „sie 
oder“ eingefügt.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Behindert eine Prüfungskandidatin oder ein 
Prüfungskandidat durch ihr oder sein Ver-
halten die Prüfung so schwerwiegend, dass 
es nicht möglich ist, ihre oder seine Prüfung 
oder die anderer Prüfungskandidatinnen 
oder Prüfungskandidaten ordnungsgemäß 
durchzuführen, kann sie oder er durch den 
Prüfungsausschuss von der Teilnahme an der 
weiteren Prüfung ausgeschlossen werden.“

bb)	 In Satz 2 werden die Worte „einen Prüfling, 
der“ ersetzt durch die Worte „eine Prü-
fungskandidatin oder einen Prüfungskandi-
dat, die oder der“.

d)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

bb)	 In Satz 2 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 
durch die Worte „Prüfungskandidatinnen 
und Prüfungskandidaten“.

12.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Worte „Jeder Prüfling“ 

ersetzt durch die Worte „Jede Prüfungskandida-
tin und jeder Prüfungskandidat“.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskandida-
tin oder ein Prüfungskandidat“.

13.	 § 14 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 4 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

b)	 In Nummer 5 werden die Worte „der einzelne Prüf-
ling“ ersetzt durch die Worte „die einzelne Prüfungs-
kandidatin oder der einzelne Prüfungskandidat“.

14.	 Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Hauptschul-

abschlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“.

b)	 In Satz 2 werden die Worte „Landesverordnung 
über die Prüfung zum Erwerb des Hauptschul-
abschlusses und des Realschulabschlusses 
an Waldorfschulen“ ersetzt durch die Worte 
„Landesverordnung über die Prüfung zum 
Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schlusses und des Mittleren Schulabschlusses 
an Waldorfschulen“.

c)	 In Satz 4 werden die Worte „dem Abschluss 
der Hauptschule“ ersetzt durch die Worte „dem 
Ersten allgemeinbildenden Schulabschluss“.

15.	 Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Realschulab-

schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“.

b)	 In Satz 2 werden die Worte „Landesverordnung 
über die Prüfung zum Erwerb des Hauptschul-
abschlusses und des Realschulabschlusses 
an Waldorfschulen“ ersetzt durch die Worte 
„Landesverordnung über die Prüfung zum 
Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schlusses und des Mittleren Schulabschlusses 
an Waldorfschulen“.

c)	 In Satz 4 werden die Worte „dem Abschluss 
der Realschule“ ersetzt durch die Worte „dem 
Mittleren Schulabschluss“.

16.	 Die Anlage 3 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Hauptschul-

abschlusses“ ersetzt durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses“.

b)	 In Satz 2 werden die Worte „Landesverordnung 
über die Prüfung zum Erwerb des Hauptschul-
abschlusses und des Realschulabschlusses an 
Waldorfschulen“ ersetzt durch die Worte „Landes-
verordnung über die Prüfung zum Erwerb des Ers-
ten allgemeinbildenden Schulabschlusses und des 
Mittleren Schulabschlusses an Waldorfschulen“.

17.	 Die Anlage 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Realschulab-

schlusses“ ersetzt durch die Worte „Mittleren 
Schulabschlusses“.
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b)	 In Satz 2 werden die Worte „Landesverordnung 
über die Prüfung zum Erwerb des Hauptschul-
abschlusses und des Realschulabschlusses 
an Waldorfschulen“ ersetzt durch die Worte 
„Landesverordnung über die Prüfung zum 
Erwerb des Ersten allgemeinbildenden Schulab-

schlusses und des Mittleren Schulabschlusses 
an Waldorfschulen“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. August 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung  
zur Änderung der Landesverordnung über die Fachhochschulreifeprüfung 

(schulischer Teil) für Nichtschülerinnen und Nichtschüler
Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 140 Absatz 2 des Schulgesetzes 
(SchulG) vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H.  
S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
4. Februar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 21), verordnet 
das Ministerium für Bildung und Wissenschaft:

Artikel 1
Die Landesverordnung über die Fachhochschulreife-
prüfung (schulischer Teil) für Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler vom 24. Juni 2009 (NBl. MBF. Schl.-H.  
S. 176) wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Überschrift „Landesverordnung über die 
Fachhochschulreifeprüfung (schulischer Teil) für 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ wird ersetzt 
durch die Überschrift „Landesverordnung über die 
Fachhochschulreifeprüfung für Externe (FHRVO-
E)“.

2.	 In der Inhaltsübersicht werden in der Überschrift 
für Abschnitt II die Worte „Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler“ ersetzt durch das Wort „Externe“.

3.	 § 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Worte „Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ 

werden durch das Wort „Externe“ ersetzt.
b)	 Nach der Angabe „(NBl. MBF. Schl.-H. S. 285)“ 

werden ein Komma und die Worte „zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 22. Mai 2013 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 173),“ eingefügt.

4.	 In der Überschrift von Abschnitt II werden die 
Worte „Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ ersetzt 
durch das Wort „Externe“.

5.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Worte „staatlich anerkannten“ werden 

jeweils durch die Worte „nach § 116 SchulG 
staatlich anerkannten“ ersetzt.

b)	 Die Worte „Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ 
werden ersetzt durch das Wort „Externe“.

6.	 In § 3 Absatz 1 werden die Worte „Nichtschüle-
rinnen und Nichtschüler“ ersetzt durch das Wort 
„Externe“.

7.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „für Nicht-

schülerinnen und Nichtschüler“ gestrichen.
b)	 In Absatz 4 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 

durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

8.	 In § 5 Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „für Nicht-
schülerinnen und Nichtschüler“ gestrichen.

9.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „für Nicht-

schülerinnen und Nichtschüler“ gestrichen.
b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 5 und 6 wird das Wort „gymnasiale“ 
jeweils gestrichen.

bb)	 In Satz 7 und 8 wird das Wort „Prüflingen“ 
jeweils ersetzt durch die Worte „Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 2 werden die Worte „dem Prüfling“ 

ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder dem Prüfungskandidaten“.

bb)	 In Satz 3 werden die Worte „des Prüflings“ 
ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder des Prüfungskandidaten“.

d)	 In Absatz 5 werden die Worte „ein Prüfling“ 
ersetzt durch die Worte „eine Prüfungskandida-
tin oder ein Prüfungskandidat“. Nach dem Wort 
„bestimmt“ werden die Worte „sie oder“ einge-
fügt.

e)	 In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „Auf 
seinen Antrag ist der Prüfling“ ersetzt durch 
die Worte „Auf ihren oder seinen Antrag ist die 
Prüfungskandidatin oder der Prüfungskandidat“.

f)	 In Absatz 7 Satz 1 werden die Worte „des Prüf-
lings“ ersetzt durch die Worte „der Prüfungskan-
didatin oder des Prüfungskandidaten“.

g)	 In Absatz 9 Satz 1 werden die Worte „der Prüf-
ling“ ersetzt durch die Worte „die Prüfungskan-
didatin oder der Prüfungskandidat“.

h)	 In Absatz 10 wird das Wort „Prüflinge“ ersetzt 
durch die Worte „Prüfungskandidatinnen und 
Prüfungskandidaten“.

10. § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift werden die Worte „(schuli-

scher Teil)“ gestrichen.
b)	 In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Prü-

fung“ die Worte „(schulischer Teil)“ eingefügt.
c)	 Folgender Absatz 7 wird angefügt:

„(7) Der berufsbezogene Teil der Fachhoch-
schulreife kann nachgewiesen werden durch
1.	 eine abgeschlossene Berufsausbildung nach 

Bundes- oder Landesrecht oder
2.	 ein einjähriges gelenktes Praktikum, wobei 

einem Praktikum die mindestens einjährige 
kontinuierliche Teilnahme an einer Berufs-
ausbildung nach Bundes- oder Landesrecht 
gleichgestellt ist, oder

3.	 ein freiwillig abgeleistetes soziales oder 
ökologisches Jahr, den Wehr- oder Zivildienst 
sowie den Bundesfreiwilligendienst; abge-
leistete Dienste von unter einem Jahr können 
auf die Dauer eines gelenkten Praktikums 
angerechnet werden.“

11. In § 9 werden die Worte „Nichtschülerinnen und 
Nichtschüler“ ersetzt durch die Worte „Prüfungs-
kandidatinnen und Prüfungskandidaten“.

12. § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Sie 

tritt mit Ablauf des 30. Juli 2019 außer Kraft.“
b)	 Absatz 2 wird gestrichen. 
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13.	 Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Worte „Ministerium für Bildung und Frauen“ 

werden ersetzt durch die Worte „Ministerium für 
Bildung und Wissenschaft“.

b)	 Im Klammereinschub nach den Worten „Zeug-
nis der Fachhochschulreife (schulischer Teil)“ 
werden die Worte „Nichtschülerin oder Nicht-
schüler“ ersetzt durch die Worte „Externe oder 
Externer“.

c)	 Nach den Worten „zur Fachhochschulreifeprü-
fung (schulischer Teil)“ werden die Worte „für 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ ersetzt 
durch die Worte „für Externe“.

d)	 Die Worte „Landesverordnung über die Fach-
hochschulreifeprüfung (schulischer Teil) für 
Nichtschülerinnen und Nichtschüler vom 24. Juni 
2009 (NBl. MBF. S. 176)“ werden ersetzt durch 
die Worte „Landesverordnung über die Fach-
hochschulreifeprüfung für Externe vom 24. Juni 
2009 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 176)“.

14.	 In der Überschrift der Anlage 2 werden die Worte 
„für Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ ersetzt 
durch die Worte „für Externe“.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 31. Juli 2014 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft
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Landesverordnung  
zur Änderung schulrechtlicher Vorschriften für berufsbildende Schulen

Vom 18. Juni 2014

Aufgrund des § 16 Absatz 1 Satz 2 und des § 126 
Absatz 2 Schulgesetz (SchulG) vom 24. Januar 2007 
(GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 4. Februar 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 21), verordnet das Ministerium für Bildung 
und Wissenschaft:

Artikel 1 
Änderung der Berufsschulverordnung

Die Berufsschulverordnung vom 14. August 2012 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 170) wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 Nummer 6 erhält folgende Fassung:
	 „6. in einer Berufseingangsklasse mit dem vorran-

gigen Ziel des Überganges in eine Ausbildung oder 
einen anderen Bildungsgang auch während des 
besuchten Bildungsganges“.

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden die Angabe „Artikel 24 des 

Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2854)“ durch die Angabe „Artikel 22 des 
Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“, 
die Angabe „Artikel 33 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)“ durch 
die Angabe „Artikel 19 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“ und die Angabe 
„Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 324 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407)“ durch die Angabe „Seearbeitsgesetz 
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. II S. 763)“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittleren Schul-
abschluss oder einen diesem gleichwertigen 
Schulabschluss oder die Versetzung in die 
Oberstufe des achtjährigen Gymnasiums“ und 
das Wort „Seemannsgesetz“ durch das Wort 
„Seearbeitsgesetz“ ersetzt.

c)	 In Absatz 3 wird die Angabe „Artikel 15 des 
Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 2592)“ durch die Angabe „Artikel 3 Absatz 7 
des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I 
S. 868)“ ersetzt.

3.	 § 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:
	 „Dabei können in der Stundentafel durch die 

oberste Schulaufsicht Lernfelder zu Lernbereichen 
zusammengefasst werden.“

4.	 § 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	 „(1) Die für Leistungen in fächer- und lernbereichs-

übergreifendem Unterricht erteilten Noten sind wie 
Noten der Fächer und Lernbereiche im Zeugnis 
zu werten. Satz 1 gilt entsprechend, wenn an die 
Stelle der Lernbereiche Lernfelder treten.“

5.	 § 5 wird wie folgt geändert:
a)	 Folgender neuer Absatz 3 wird eingefügt:
	 „(3) In den Bildungsgängen nach § 1 Nummern 

1 und 2 wird in den Abschlusszeugnissen eine 
Durchschnittsnote ausgewiesen, die sich aus 
dem arithmetischen Mittel der Noten der Fächer 
und Lernbereiche des Abschlusszeugnisses 
errechnet. Die Durchschnittsnote wird auf eine 
Stelle nach dem Komma berechnet; es wird 
nicht gerundet. Auf Antrag der Schülerin oder 
des Schülers ist die Durchschnittsnote der 
zuständigen Stelle zur Aufnahme in das Zeugnis 
der Abschlussprüfung zu übermitteln. Zusätz-
lich zu dieser Durchschnittsnote wird in dem 
Bildungsgang nach § 1 Nummer 2 die Durch-
schnittsnote nach § 20 der Prüfungsverordnung 
berufsbildende Schulen vom 14. August 2012 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 173), geändert durch 
Artikel 8 der Verordnung vom 18. Juni 2014 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 196), ausgewiesen.“

b)	 Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 
4 bis 6.

6.	 Folgender § 5 a wird eingefügt:
	 „§ 5 a
	 Abschlüsse für Bildungsgänge nach 

§ 1 Nummer 1 und 2 bei Benotung 
nach Lernfeldern und Fächern

	 (1) Soweit die Benotung nach Lernfeldern und 
Fächern erfolgt, ist das Ziel der Bildungsgänge 
nach § 1 Nummer 1 und 2 erreicht, wenn in allen 
Fächern und Lernfeldern der Stundentafel die 
Leistungen mindestens mit „ausreichend“ bewer-
tet worden sind oder ein Ausgleich nach Absatz 2 
gegeben ist. Der Wahlpflichtbereich gilt als Lern-
feld.

	 (2) Sofern maximal 20 % der Lernfelder des berufs-
bezogenen Bereichs und maximal ein Fach des 
berufsübergreifenden Bereichs mit „mangelhaft“ 
bewertet sind, kann ein Ausgleich durch ein „befrie-
digend“ oder besser bewertetes Lernfeld oder Fach 
erfolgen. Lernfelder und Fächer können einander 
ausgleichen. Das zum Ausgleich herangezogene 
Lernfeld oder Fach muss nach der Stundentafel 
mindestens die gleiche Gesamtstundenzahl wie 
das auszugleichende Lernfeld oder Fach haben. 
Soweit erforderlich, können zum Ausgleich mehrere 
Lernfelder oder Fächer herangezogen werden, die 
zusammen die gleiche Gesamtstundenzahl wie das 
auszugleichende Lernfeld oder Fach haben. „Unge-
nügend“ lautende Endnoten sind nicht ausgleichbar.

	 (3) Die Durchschnittsnote für den Berufsschulab-
schluss errechnet sich als arithmetisches Mittel 
der nach Stundenzahl gewichteten Lernfelder des 
berufsbezogenen Bereichs und der nach Stunden-
zahl gewichteten Fächer des berufsübergreifenden 
Bereichs. Sie wird auf eine Stelle nach dem Komma 
berechnet; es wird nicht gerundet. Auf Antrag 
der Schülerin oder des Schülers ist diese Durch-
schnittsnote der zuständigen Stelle zur Aufnahme in 
das Zeugnis der Abschlussprüfung zu übermitteln.
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	 (4) Zusätzlich zu der Durchschnittsnote nach 
Absatz 3 wird im Bildungsgang nach § 1 Num-
mer 2 eine Durchschnittsnote für die Vergabe von 
Studienplätzen ausgewiesen. Diese errechnet sich 
als arithmetisches Mittel der zweifach gewichteten 
Durchschnittsnote des berufsbezogenen Bereichs 
und den einfach gewerteten Endnoten der Fächer 
des Zusatzunterrichts ohne Gewichtung.

	 (5) Erreicht eine Schülerin oder ein Schüler den 
Abschluss des Bildungsganges nach § 1 Nummer 2 
nicht, richtet sich die Leistungsbewertung und die 
Erteilung eines Abschlusses nach den Anforderun-
gen des Bildungsganges nach § 1 Nummer 1.“

7.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
	 „ (2) In den Bildungsgängen nach Absatz 1 

sind in den Zeugnissen, mit Ausnahme der 
Abschluss- und Abgangszeugnisse, die Fehl-
zeiten aus persönlichen Gründen, getrennt 
nach anerkannten, nicht anerkannten und ohne 
Angabe von Gründen sowie Fehlzeiten aus 
betrieblichen Gründen anzugeben.“

b)	 Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.
c)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 

3 und 4.
d)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
	 „ (3) Ein Abschlusszeugnis in dem Bildungsgang 

nach § 1 Nummer 6 setzt einen mindestens ein-
jährigen Schulbesuch voraus. Abweichend hier-
von wird beim Wechsel in eine Ausbildung oder 
einen anderen Bildungsgang unabhängig von 
der Schulbesuchsdauer ein Abschlusszeugnis 
erteilt. § 5 Absatz 1 und 2 gilt entsprechend.“

8.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird das Wort „ Hauptschulab-

schluss“ durch die Worte „Ersten allgemeinbil-
denden Schulabschluss“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 und 2 werden das Wort 
„Hauptschulabschluss“ durch die Worte „Ersten 
allgemeinbildenden Schulabschluss“ und das 
Wort „Hauptschulabschlusses“ jeweils durch 
die Worte „Ersten allgemeinbildenden Schulab-
schlusses“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:
	 „ (3) Die Abschlusszeugnisse nach Absatz 1 

und 2 erhalten für Schülerinnen und Schüler, 
die ohne den Ersten allgemeinbildenden Schul-
abschluss oder einem diesem gleichwertigen 
Schulabschluss in den Bildungsgang eingetre-
ten sind, den Zusatz: „Mit dem Abschluss wurde 
der Erste allgemeinbildende Schulabschluss 
erworben“.“

d)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 Im einleitenden Halbsatz des Satzes 1 wird 

das Wort „Realschulabschluss“ durch die 
Worte „Mittleren Schulabschluss“ ersetzt.

bb)	 In Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „See-
mannsgesetz“ durch das Wort „Seearbeits-
gesetz“ ersetzt.

cc)	 In Satz 1 Nummer 3 werden nach dem 
Wort „Fremdsprachenkenntnisse“ die 
Worte „in Englisch“ eingefügt.

dd)	 In Satz 2 werden das Wort „Realschul-
abschluss“ durch die Worte „Mittleren 
Schulabschluss oder einem diesem gleich-
wertigen Schulabschluss“ und im Zusatz 
das Wort „Realschulabschluss“ durch die 
Worte „Mittlere Schulabschluss“ ersetzt.

e)	 In Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„Seemannsgesetz“ durch das Wort „Seearbeits-
gesetz“ ersetzt.

Artikel 2 
Änderung der Berufsfachschulverordnung

Die Berufsfachschulverordnung vom 9. Juli 2013 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 213) wird wie folgt geändert:

1.	 § 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	 „(1) Die Berufsfachschule mit dem Ziel der Vermitt-

lung beruflicher Grundqualifikationen und beruflicher 
Orientierung gliedert sich in einen einjährigen oder 
zweijährigen Bildungsgang. Bei Aufnahme in den 
zweijährigen Bildungsgang stellt der Besuch des 
einjährigen Bildungsganges dessen Unterstufe dar. 
Das Ziel des zweijährigen Bildungsganges ist der 
Erwerb des Mittleren Schulabschlusses. Es werden 
folgende Fachrichtungen bestimmt:
1.	 Nahrung und Gastronomie,
2.	 Gesundheit und Ernährung,
3.	 Technik,
4.	 Wirtschaft.“

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Worte „Erste allgemein-
bildende Schulabschluss oder ein diesem 
gleichwertiger Schulabschluss“ ersetzt.

bb)	 In Satz 3 Nummer 2 werden die Angabe 
„Artikel 24 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 2854)“ durch die 
Angabe „Artikel 22 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“ und die 
Angabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 
5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2415)“ 
durch die Angabe „Artikel 19 des Geset-
zes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“ 
ersetzt sowie vor dem Wort „vorweisen“ ein 
Komma und die Angabe „geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. II S. 763),“ eingefügt.

b)	 In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Hauptschul-
abschluss“ durch die Worte „Erste allgemeinbil-
dende Schulabschluss oder ein diesem gleich-
wertiger Schulabschluss“ ersetzt.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nummer 1 wird das Wort „Haupt-
schulabschluss“ durch die Worte 
„Erste allgemeinbildende Schulab-
schluss oder ein diesem gleichwerti-
ger Schulabschluss“ ersetzt.

bbb)	 In Nummer 2 wird das Wort „Real-
schulabschluss“ durch die Worte 
„Mittlere Schulabschluss“ ersetzt.
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bb)	 In Satz 4 wird die Angabe „Artikel 5 Abs. 2 
des Gesetzes vom 20. April 2013 (BGBl. I 
S. 868)“ durch die Angabe „ Artikel 2 
Absatz 36 und Artikel 4 Absatz 21 des 
Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 
S. 3154)“ ersetzt.

d)	 Absatz 8 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:
	 „in der Fachrichtung Sozialwesen eine „mangel-

haft“ oder „ungenügend“ lautende Note in dem 
Lernfeld „Menschen personen- und situations-
gerecht pflegen und betreuen“ und in einem der 
Lernfelder „Geriatrie oder Gesundheits- und 
Krankenpflege oder Pflegewissenschaften oder 
Heilerziehungspflege“ sowie die „Praxiswochen“ 
im 2. und 3. Ausbildungsjahr des dreijährigen 
Bildungsganges und im gesamten zweijährigen 
Bildungsgang nicht ausgeglichen werden kön-
nen.“.

3.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift erhält folgende Fassung:
	 „§ 4
	 Prüfungsfächer, Lernbereiche 

und Lernfelder“
b)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
	 „ (1) Die Fächer, Lernbereiche und Lernfelder 

der schriftlichen Prüfung der mehrjährigen 
Berufsfachschule ergeben sich aus Anlage 1, 
die Bestandteil dieser Verordnung ist.“.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 Der einleitende Halbsatz erhält folgende 

Fassung:
	 „Fächer, Lernbereiche und Lernfelder der 

praktischen Prüfung sind“
bb)	 Folgende neue Nummer 7 wird eingefügt:
	 „7. im Ausbildungsgang „Informationstech-

nische Assistentin“ oder „Informationstech-
nischer Assistent“:

	 Informationstechnisches Praktikum,“
cc)	 Die bisherigen Nummern 7 bis 9 werden 

Nummern 8 bis 10.
dd)	 In Nummer 9 werden die Worte „Sozialpfle-

gerische Praxis“ durch die Worte „Men-
schen personen- und situationsgerecht 
pflegen und betreuen“ ersetzt.

ee)	 In Nummer 10 werden die Worte „Grund-
formen der Gymnastik, Gymnastik mit 
Gerät, Lehrprobe“ durch die Worte „Lehr-
probe sowie mindestens zwei der nachste-
henden Aufgaben: Demonstrationsaufgabe, 
Gestaltungsaufgabe, Leistungsaufgabe“ 
ersetzt.

4.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	 In der Überschrift wird das Wort „Realschulab-

schluss“ durch die Worte „Mittleren Schulab-
schlusses“ ersetzt.

b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Realschulab-

schluss“ durch die Worte „Mittleren Schul-
abschluss“ ersetzt.

bb)	 Satz 3 erhält folgende Fassung:
	 „Für Schülerinnen und Schüler, die ohne 

den Mittleren Schulabschluss oder einen 
diesem gleichwertigen Schulabschluss in 
den Bildungsgang eingetreten sind, erhält 

das Abschlusszeugnis den Zusatz: „Mit 
dem Abschluss des Bildungsganges wurde 
der Mittlere Schulabschluss erworben.“.“

cc)	 In Satz 4 wird die Angabe „28. Februar 1997 
in der Fassung vom 10. Oktober 2006“ 
durch die Angabe „17. Oktober 2013“ 
ersetzt.

c)	 Im einleitenden Halbsatz des Absatzes 2 wird 
das Wort „Realschulabschluss“ durch die Worte 
„Mittlere Schulabschluss“ ersetzt.

d)	 In Absatz 3 werden das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Worte „Erster allgemein-
bildender Schulabschluss oder ein diesem 
gleichwertiger Schulabschluss“ und das Wort 
„Realschulabschluss“ durch die Worte „Mittlere 
Schulabschluss“ ersetzt.

e)	 In Absatz 4 wird das Wort „Realschulabschluss“ 
durch die Worte „Mittleren Schulabschluss“ 
ersetzt.

5.	 In § 7 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittlerer Schulabschluss 
oder einem diesem gleichwertigen Schulabschluss“ 
ersetzt.

6.	 In der Anlage 1 zu § 4 der BFSVO erhalten die 
Nummern 3.14.1 und 3.14.2 folgende Fassung:

	 „3.14.1 im Ausbildungsberuf „Pflegeassistentin“ 
oder „Pflegeassistent“

	 (3-jährig):
Menschen personen- und situationsgerecht
pflegen und betreuen	 (drei)
Geriatrie oder Gesundheits- und  
Krankenpflege oder
Familienpflege oder Heilerziehungspflege	 (zwei)
Deutsch/Kommunikation	 (drei)

3.14.2 im Ausbildungsberuf „Pflegeassistentin“ 
oder „Pflegeassistent“ 
(2-jährig):
Menschen personen- und situationsgerecht
pflegen und betreuen	 (drei)
Geriatrie oder Gesundheits- und  
Krankenpflege oder
Pflegewissenschaften oder 
Heilerziehungspflege	 (zwei)
Mathematik*	 (zwei)
Deutsch/Kommunikation	 (drei)
Englisch*	 (drei)“

Artikel 3 
Änderung der Fachschulverordnung

Die Fachschulverordnung vom 9. Juli 2013 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 220) wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden nach den Worten „betriebliche 

Praxiszeiten“ die Worte „werden als fachprakti-
sche Unterweisung durch theoretischen Unter-
richt im Umfang von mindestens 10 % dieser 
Unterrichtsstunden begleitet“ eingefügt.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Januar 
2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 16), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch Ver-
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ordnung vom 4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 143)“ durch die Angabe „zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 466)“ ersetzt.

c)	 Der einleitende Halbsatz von Satz 4 erhält fol-
gende Fassung:

	 „Zusätzlich sind für die Fachrichtung Heiler-
ziehungspflege neben dem Elementarbereich 
Arbeitsfelder“ 

2.	 § 3 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 1 wird das Wort „Hauptschulab-
schluss“ durch die Worte „Erste allgemein-
bildende Schulabschluss oder ein diesem 
gleichwertiger Schulabschluss“ ersetzt.

bb)	 In Nummer 2 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittlere Schulab-
schluss“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Buchstabe a wird die Angabe „Artikel 24 

des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2854)“ durch die Angabe 
„Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749)“ ersetzt.

bb)	 In Buchstabe b wird die Angabe „Artikel 2 
des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 
(BGBl. I S. 2415)“ durch die Angabe 
„Artikel 19 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749)“ ersetzt.

cc)	 In Buchstabe c werden nach der Klammer 
ein Komma und die Angabe „geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. II S. 763),“ eingefügt.

c)	 Nach dem Absatz 8 wird folgender neuer Ab- 
satz 9 eingefügt:

	 „(9) Die nach Absatz 2 bis 6 nachzuweisenden 
Zeiten der Berufstätigkeit oder des Praktikums 
sind in Vollzeit abzuleisten. Bei Teilzeitbeschäf-
tigung verlängert sich der Zeitraum entspre-
chend.“

d)	 Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10.
e)	 In Absatz 10 Satz 1 wird nach dem Wort „Füh-

rungszeugnis“ das Wort „vorzulegen“ eingefügt.

3.	 In § 4 Nummer 6 werden die Angaben „3.14, 3.15 
und 3.16“ durch die Angabe „3.15, 3.16 und 3.17“ 
und die Angabe „3.17 bis 3.19“ durch die Angabe 
„3.18 bis 3.20“ ersetzt.

4.	 In § 5 Absatz 6 Satz 3 Nummer 1 werden die Worte 
„Heilerziehungspflegerische Theorie und Praxis“ 
durch die Worte „Adressatengerechte Bildungs- 
und Unterstützungsangebote partizipatorisch planen 
und umsetzen sowie Pflegeprozesse gestalten“ 
ersetzt und nach der Angabe „gestalten“ die Worte 
„und die Benotung der Praxiszeiten“ eingefügt.

5.	 § 6 wird wie folgt geändert:
a)	  In Absatz 1 wird die Angabe „28. Februar 2013 

(NBl. MBW. Schl.-H. S. 61)“ durch die Angabe 
„18. Juni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. 
S. 165)“ ersetzt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 Folgender neuer Satz 2 wird eingefügt:
	 „ In die Durchschnittsnote fließen ferner 

gegebenenfalls die Noten der Praxiszeiten, 
die Note der Haus- oder Projektarbeit, die 
Note des Wahlpflichtbereichs und, sofern 
diese belegt wurden, die Noten der Fächer 
des Zusatzunterrichts und der Zusatzprü-
fung ein.“

bb)	  Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 
3 und 4.

cc)	 In Satz 4 wird die Angabe „02. März 2012“ 
durch die Angabe „12. Dezember 2013“ 
ersetzt.

6.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittleren Schul-
abschluss“ ersetzt.

bb)	 Satz 2 erhält folgende Fassung:
	 „Für Schülerinnen und Schüler, die ohne 

den Mittleren Schulabschluss oder einen 
diesem gleichwertigen Schulabschluss in 
den Bildungsgang eingetreten sind, erhält 
das Abschlusszeugnis den Zusatz: „Der 
Mittlere Schulabschluss wurde erworben.“.“

b)	 In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort 
„Realschulabschluss“ durch die Worte „Mittlere 
Schulabschluss“ ersetzt.

7.	 § 8 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 werden folgende Sätze 2 und 3 

angefügt:
	 „Die Noten für die angerechnete Fachpraxis sind 

im Zeugnis als Leistung aus einer Berufsfach-
schulausbildung zu kennzeichnen. Sie fließen 
nicht in die Berechnung der Durchschnittsnote 
ein und können nicht zum Notenausgleich heran-
gezogen werden.“.

b)	 In Absatz 4 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt:

	 „Noten für Fächer, Lernbereiche und Lernfelder, 
die aus einer anderen Fachschulausbildung 
angerechnet werden, werden im Zeugnis als 
Leistung aus einer anderen Fachschulausbil-
dung gekennzeichnet. Sie fließen nicht in die 
Berechnung der Durchschnittsnote ein und 
können nicht zum Notenausgleich herangezogen 
werden.“.

8.	 § 9 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 wird das Wort 

„Realschulabschluss“ jeweils durch die Worte 
„Mittleren Schulabschluss“ ersetzt.

b)	 In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Realschul-
abschluss“ durch die Worte „Mittlerer Schulab-
schluss“ ersetzt.

9.	 Die Anlage 1 zu § 5 Absatz 1 FSVO wird wie folgt 
geändert:
a)	 Die Nummer 2.1 erhält folgende Fassung:
	 „2. 1 Heilerziehungspflege:	
	 Pädagogische Beziehungen gestalten 

und mit Einzelnen und Gruppen 
unterstützend arbeiten		              (vier)
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	 Lebenswelten und individuelle  
Entwicklungsstände wahrnehmen,  
verstehen und Prozesse der  
Inklusion fördern			             (vier)

	 Adressatengerechte Bildungs- und  
Unterstützungsangebote partizipatorisch

	 planen und umsetzen sowie Pflege-
	 prozesse gestalten	                        (fünf)
	 Deutsch/Kommunikation und
	 Sprachbildung*			              (drei)
	 Mathematik***			             (drei)
	 Englisch***			             (drei)“
b)	 Vor dem (*) - Vermerk wird folgender Satz einge-

fügt:
	 „Das Fach Englisch als schriftliches Prüfungs-

fach kann nach Genehmigung durch die oberste 
Schulaufsicht durch das Fach Dänisch als 
fortgeführte Fremdsprache ersetzt werden.“

10.	In Anlage 2 zu § 6 FSVO werden die Worte „der 
bestandenen Abschlussprüfung“ durch die Worte 
„des Abschlusszeugnisses“ ersetzt und nach der 
Klammer „(Name und Ort der Schule)“ wird das 
Wort „vom …“ eingefügt.

Artikel 4 
Änderung der Landesverordnung über das  

Berufliche Gymnasium

Die Landesverordnung über das Berufliche Gymna-
sium vom 30. Mai 2012 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 141) 
wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
	 „ (1) Zum Besuch des Beruflichen Gymnasiums 

sind berechtigt
1. 	Schülerinnen und Schüler mit einem durch 

Prüfung erworbenen Mittleren Schulab-
schluss oder einem diesem gleichwertigen 
Schulabschluss, 
a)	 der nach den Bestimmungen der jeweils 

besuchten allgemein bildenden Schulart 
zum Besuch der Oberstufe berechtigt,

b)	 der in einem Bildungsgang der berufsbil-
denden Schularten erworben wurde und 
dessen Noten in nicht mehr als einem 
Fach schlechter als „befriedigend“ sind,

c)	 der mit einer Externenprüfung erworben 
wurde und dessen Noten in nicht mehr 
als einem Fach schlechter als „befriedi-
gend“ sind,

2.	 Schülerinnen und Schüler, die an einer 
Gemeinschaftsschule oder an einem Gym-
nasium in Schleswig-Holstein in die Ober-
stufe versetzt worden sind; Grundlage für 
die Entscheidung über die Aufnahme ist das 
Zeugnis über die Versetzung in die Ober-
stufe,

3.	 Schülerinnen und Schüler, die den Mitt-
leren Schulabschluss oder einen diesem 
gleichwertigen Schulabschluss durch eine 
abgeschlossene Berufsausbildung erworben 
haben, sofern die Leistungen im Abschluss-
zeugnis der Berufsschule in nicht mehr als 
einem Fach schlechter als „befriedigend“ 
sind,

4.	 Schülerinnen und Schüler, die in einem ande-
ren Bundesland oder an einer Deutschen 
Auslandsschule die Berechtigung für den 
Eintritt in die Oberstufe erworben haben.

Wurde der schulische Abschluss im Ausland 
erworben, ist der Nachweis deutscher Sprach-
kenntnisse auf dem Niveau B2 nach dem 
„Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen: 
lehren, lernen, beurteilen“1) vorzulegen. 
Ein Anspruch auf Aufnahme in ein bestimm-
tes Berufliches Gymnasium besteht nicht; er 
entsteht nur im Rahmen einer Kooperations-
vereinbarung nach § 43 Absatz 6 SchulG. Ein 
Anspruch auf Aufnahme in eine bestimmte Fach-
richtung besteht auch im Rahmen einer Koope-
rationsvereinbarung nicht. Aufgenommen wird 
auch, wer wegen des Wechsels der Wohnung 
aus einem anderen Beruflichen Gymnasium 
wechseln möchte.
(2) Bei beschränkten Aufnahmemöglichkeiten 
ist für die Auswahl unter Bewerberinnen und 
Bewerbern auf den im Abschlusszeugnis des 
Mittleren Schulabschlusses oder eines diesem 
gleichwertigen Schulabschlusses oder den im 
Ganzjahreszeugnis der Jahrgangsstufe 10 erziel-
ten Notendurchschnitt abzustellen. Dabei findet 
die Übertragungsskala gemäß § 4 Absatz 3 der 
Zeugnisverordnung vom 29. April 2008 (NBl. 
MBF. Schl.-H. S. 146), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 165), keine Anwendung. Davon 
unabhängig haben Schülerinnen und Schüler, 
die die schulischen Leistungsvoraussetzungen 
für den Zugang zur Oberstufe gemäß Absatz 1 
erfüllen, auf der Grundlage einer Kooperati-
onsvereinbarung gemäß § 43 Absatz 6 SchulG 
einen Anspruch auf Aufnahme in das kooperie-
rende Berufliche Gymnasium. Werden Schüle-
rinnen und Schüler der kooperierenden Gemein-
schaftsschule ohne Oberstufe aufgenommen, ist 
Bewerberinnen und Bewerbern von nicht gemäß 
§ 43 Absatz 6 SchulG kooperierenden Schu-
len mit einem besseren Notendurchschnitt ein 
Schulplatz in dem kooperierenden Beruflichen 
Gymnasium zu gewähren.“
aa)	 Die Fußnote „1)“ in Absatz 1 Satz 2 wird mit 

dem Text versehen:
	 „Der Gemeinsame Europäische Referenz-

rahmen für Sprachen ist einsehbar im Inter-
net unter www.goethe.de/z/50/commeuro/
deindex.htm“.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 1 werden die Angabe „Arti-

kel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2854)“ durch die Angabe 
„Artikel 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749)“, die Angabe „Artikel 33 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2854)“ durch die Angabe 
„Artikel 19 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749)“ und die Angabe „See-
mannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 
713), zuletzt geändert durch Artikel 324 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407)“ durch die Angabe „Seearbeitsge-
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setz vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
26. Juni 2013 (BGBl. II S. 763)“ ersetzt, 
nach dem Wort „Berufsschulabschluss-
zeugnis“ ein Komma und die Worte „soweit 
während der Berufsausbildung die Pflicht 
zum Berufsschulunterricht bestand,“ ein-
gefügt und das Wort „Realschulabschluss“ 
durch die Worte „Mittlere Schulabschluss 
oder ein diesem gleichwertiger Schulab-
schluss“ ersetzt.

bb)	 In Nummer 2 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittlere Schul-
abschluss oder ein diesem gleichwertiger 
Schulabschluss“ ersetzt.

c)	 Folgender Absatz 4 wird eingefügt:
	 „(4) In das Berufliche Gymnasium können auch 

Bewerberinnen und Bewerber aufgenommen 
werden, deren Mittlerer Schulabschluss die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 1 
nicht erfüllt, sofern sie die Voraussetzungen 
nach Absatz 3 Nummer 1 oder 2 erfüllen und 
ihre Leistungen in nicht mehr als zwei Fächern 
schlechter als „befriedigend“ sind. In diesen 
Fällen wird der Notendurchschnitt nicht gemäß 
Absatz 3 verbessert.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

2.	 In § 3 Absatz 1 werden die Angaben „(11. Jahr-
gangsstufe)“ und „(12. und 13. Jahrgangsstufe)“ 
gestrichen.

3.	 § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 2 Buchstabe b werden nach dem Wort 

„Betriebswirtschaftslehre“ ein Komma und das 
Wort „Rechtslehre“ und nach dem Wort „Volks-
wirtschaftslehre,“ das Wort „Wirtschaftsgeo- 
graphie“ und ein Komma eingefügt.

b)	 In Satz 3 Buchstabe e werden nach dem Wort 
„Elektrotechnik“ ein Komma und das Wort 
„Gestaltungstechnik“ eingefügt.

4.	 In § 6 Absatz 1 Satz 5 Halbsatz 2 wird die Angabe 
„3“ durch die Angabe „4“ ersetzt.

5.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 6 wird die Angabe „2. Okto-

ber 2007 (NBl. MBF. Schl.-H. S. 318), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
22. November 2011 (NBl. MBK. Schl.-H.  
S. 309)“ durch die Angabe „14. August 2012 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 173), geändert durch 
Artikel 8 der Verordnung vom 18. Juni 2014 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 196)“ ersetzt.

b)	 In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „den Jahr-
gangsstufen 12 und 13“ durch die Worte „der 
Qualifikationsphase“ ersetzt.

c)	 In Absatz 6 Satz 2 wird die Zahl „3“ durch die 
Zahl „4“ ersetzt.

d)	 In Absatz 7 wird die Angabe „1 Halbsatz“ gestri-
chen.

6.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 und 3 werden die Angabe „der 

Jahrgangsstufe 12“ jeweils durch die Angabe 

„des zweiten Schulhalbjahres der Qualifikations-
phase“ ersetzt.

b)	 In Absatz 4 wird die Angabe „der Jahrgangs-
stufe 13“ durch die Angabe „des vierten Schul-
halbjahres der Qualifikationsphase“ ersetzt.

Artikel 5 
Änderung der Fachoberschulverordnung

Die Fachoberschulverordnung vom 30. Mai 2012 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 147) wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Realschulab-
schluss“ durch die Worte „Mittlere Schul-
abschluss oder ein diesem gleichwertiger 
Schulabschluss oder die Versetzung in die 
Oberstufe des achtjährigen Gymnasiums“ 
ersetzt.

bb)	 Folgender Satz 2 wird angefügt: 
	 „Wurde der schulische Abschluss im Aus-

land erworben, ist der Nachweis deutscher 
Sprachkenntnisse auf dem Niveau B2 nach 
dem „Gemeinsamen Europäischen Referenz-
rahmen: lehren, lernen, beurteilen“1) vorzu-
legen.“ Der Text der Fußnote lautet: „Der 
Gemeinsame Europäische Referenzrahmen 
für Sprachen ist einsehbar im Internet unter 
www.goethe.de/z/50/commeuro/deindex.
htm.“

b)	 In Absatz 2 Nummer 1 werden die Angabe „Arti-
kel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2854)“ durch die Angabe „Artikel 22 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749)“, die Angabe „Artikel 33 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)“ 
durch die Angabe „Artikel 19 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“ und die Angabe 
„Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. I 
S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 324 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407)“ durch die Angabe „Seearbeitsgesetz 
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. II S. 763)“ ersetzt.

2.	 In § 3 Absatz 1 Nummer 3 werden die Worte „eine 
Fremdsprache“ durch das Wort „Englisch“ ersetzt.

3.	 In § 4 wird die bisherige Fußnote „1)“ Fußnote „2)“.

Artikel 6 
Änderung der Berufsoberschulverordnung

Die Berufsoberschulverordnung vom 30. Mai 2012 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 148) wird wie folgt geändert:

1.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe 

„NBl. MBW. Schl.-H. S. 147)“ ein Komma und 
die Worte „geändert durch Artikel 5 der Verord-
nung vom vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 196),“ eingefügt.



Schule

202� NBI.MBW.Schl.-H. 2014

b)	 In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 
	 „Wurde der schulische Abschluss im Ausland 

erworben, ist der Nachweis deutscher Sprach-
kenntnisse auf dem Niveau B2 nach dem 
„Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen: 
lehren, lernen, beurteilen“1) vorzulegen.“ Der 
Text der Fußnote lautet: „Der Gemeinsame 
Europäische Referenzrahmen für Sprachen 
ist einsehbar im Internet unter www.goethe.
de/z/50/commeuro/deindex.htm.“

c)	 In Absatz 3 Nummer 1 werden die Angabe „Arti-
kel 24 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2854)“ durch die Angabe „Artikel 22 
des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2749)“, die Angabe „Artikel 33 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854)“ 
durch die Angabe „Artikel 19 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)“ und die Angabe 
„Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. 
I S. 713), zuletzt geändert durch Artikel 324 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2407)“ durch die Angabe „Seearbeitsgesetz 
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 868), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 
(BGBl. II S. 763)“ ersetzt.

d)	 In Absatz 4 wird die Angabe „der Jahrgangs-
stufe 13“ durch die Worte „dem zweiten Schul-
leistungsjahr der Qualifikationsphase“ ersetzt.

2.	 § 3 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Nummer 3 werden die Worte „eine 

Fremdsprache“ durch das Wort „Englisch“ 
ersetzt.

b)	 Absatz 3 wird gestrichen; der bisherige Absatz 4 
wird neuer Absatz 3.

c)	 Im Absatz 3 wird die Angabe „2. Oktober 2007 
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 318), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. Novem-
ber 2011 (NBl. MBK. Schl.-H. S. 309)“ durch 
die Angabe „14. August 2012 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 173), geändert durch Artikel 8 der 
Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 196)“ ersetzt.

3.	 § 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt ge- 
ändert:
a)	 Das Wort „Realschulabschlusses“ wird durch 

die Worte „Mittleren Schulabschlusses oder 
eines diesem gleichwertigen Schulabschlusses“ 
ersetzt.

b)	 Vor dem Wort „gymnasialen“ werden die Worte 
„Gestaltung der“ eingefügt und die Angabe 
„9. Februar 2012“ wird durch die Angabe 
„6. Juni 2013“ ersetzt.

c)	 Die bisherige Fußnote „1)“ wird Fußnote „2)“.

4.	 In der Anlage zu § 4 Absatz 1 BOSVO wird die 
bisherige Fußnote „2)“ Fußnote „3)“.

Artikel 7 
Änderung der Versetzungsverordnung  

berufsbildende Schulen

Die Versetzungsverordnung berufsbildende Schulen 
vom 30. Mai 2012 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 151) wird 
wie folgt geändert:

1.	 In § 2 Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort 
„Lernbereich“ die Worte „oder ein Lernfeld“ einge-
fügt.

2.	 § 3 wird wie folgt geändert :
a)	 In Absatz 2 wird die Angabe „vom 22. Juni 2007 

(NBl. MBF. Schl.-H. S. 155), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. Mai 
2012 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 140)“ durch die 
Angabe „vom 9. Juli 2013 (NBl. MBW.  
Schl.-H. S. 213), geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. 
Schl.-H. S. 196)“ ersetzt.

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:
	 „Bei einem Rücktritt gelten die Noten des 

Wiederholungsjahres.“
bb)	 Es wird folgender neuer Satz 4 angefügt:
	 „Die Versetzung in die nächsthöhere Jahr-

gangsstufe ist erneut zu erreichen.“.

Artikel 8 
Änderung der Prüfungsverordnung  

berufsbildende Schulen

Die Prüfungsverordnung berufsbildende Schulen vom 
14. August 2012 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 173) wird 
wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a)	 Abschnitt 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
	 „Abschnitt IV Bestimmungen für Externen-

prüfungen“.
bb)	 In Unterabschnitt 1 wird folgender § 40 

angefügt:
	 „§ 40 - Externenprüfung für Personen mit 

bestandener erster Teilprüfung im Bildungs-
gang der Fachschule, Fachrichtung Sozial-
pädagogik“.

b)	 Die bisherigen §§ 40 bis 51 werden §§ 41 bis 
52.

2.	 In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe 
„(NBl. MBW. Schl.-H. S. 141)“ ein Komma und die 
Worte „geändert durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 18. Juni 2014 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 196)“ 
eingefügt und die Angabe „vom 22. Juni 2007  
(NBl. MBF. Schl.-H. S. 155), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 30. Mai 2012 (NBl. MBW.  
Schl.-H. S. 140),“ durch die Angabe „vom  
9. Juli 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 213), geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. Juni 2014 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 196)“ ersetzt.
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3.	 In § 13 Absatz 1 Satz 5 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und die Angabe „geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 18. Juni 2014 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 196)“ angefügt.

4.	 § 20 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Berufsschu-

len“ das Komma und das Wort „Fachschulen“ 
gestrichen.

b)	 In Satz 2 werden nach den Worten „Noten der 
Fächer“ ein Komma und die Worte „Lernberei-
che und Lernfelder“ eingefügt.

5.	 In § 21 Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 einge-
fügt:
a)	 „Die Nachprüfung ist in dem auf die nicht 

bestandene Prüfung folgenden Schulhalbjahr 
abzulegen.“

b)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

6.	 In der Überschrift des Abschnittes 4 werden die 
Worte „Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ durch 
das Wort „Externenprüfungen“ ersetzt.

7.	 § 35 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im einleitenden Halbsatz des Satzes 1 
werden das Wort „Prüfung“ durch das 
Wort „Externenprüfung“ und die Worte 
„Nichtschülerin oder Nichtschüler“ durch 
die Worte „Teilnehmerin oder Teilnehmer“ 
ersetzt.

bb)	 In Satz 1 Nummer 3 werden die Worte „als 
Schülerin oder Schüler oder Nichtschülerin 
oder Nichtschüler“ gestrichen.

cc)	 In Satz 2 werden die Worte „als Nichtschü-
lerin oder Nichtschüler“ durch die Worte  
„in einer Externenprüfung“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Nichtschü-
lerprüfung“ durch das Wort „Externenprüfung“ 
ersetzt.

8.	 § 36 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Prak-
tikumszeiten“ die Worte „im Umfang von 
mindestens einem halben Jahr“ eingefügt.

bb)	 In Satz 3 Nummer 1 werden die Worte „als 
Schülerin oder Schüler oder Nichtschülerin 
oder Nichtschüler“ gestrichen.

b)	 Folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt:
	 „(5) Für die Zulassung zur Prüfung an der 

Berufsfachschule, Fachrichtung Sozialpädago-
gik, ist der Nachweis beruflicher Erfahrungen 
im Bereich der Kindertageseinrichtungen im 
Elementarbereich nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 2 Kindertagesstättengesetz vom 12. Dezem-
ber 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3. Dezember 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 466), im Umfang von min-
destens eineinhalb Jahren erforderlich; Absatz 3 
Satz 2 bis 6 gilt entsprechend.“

d)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 
6 und 7.

e)	 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „ vom 12. De- 

zember 1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 651), 
zuletzt geändert durch Artikel 18 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 
(GVOBl. Schl.-H. S. 789),“ gestrichen.

bb)	 Folgender neuer Satz 2 wird eingefügt:
	 „Die im Rahmen der Ausbildung zur Sozial-

pädagogischen Assistentin oder zum Sozi-
alpädagogischen Assistenten absolvierten 
Praxiswochen werden angerechnet.“

cc)	 Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 
3 und 4.

dd)	 Satz 3 erhält folgende Fassung:
	 „Der Nachweis in einem Arbeitsfeld kann 

durch das vorgeschriebene Praktikum 
erbracht werden.“

ee)	 In Satz 4 wird das Wort „Sprachförderung“ 
durch das Wort „Sprachbildung“ ersetzt.

ff)	 Folgender neuer Satz 5 wird angefügt: „Die 
Qualifikation kann bis zum 31. März des 
Prüfungsjahres nachgewiesen werden.“

9.	 § 39 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	 „Über die bestandene Externenprüfung stellt das 

für Bildung zuständige Ministerium ein Zeugnis 
aus.“

b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:
	 „ (2) Der Abschluss der Fachschulen der 

Fachrichtungen Heilerziehungspflege und 
Sozialpädagogik setzt die Ableistung eines von 
der begleitenden Fachschule mit mindestens 
„ausreichend“ bewerteten halbjährigen Prakti-
kums voraus. Der Abschluss der Berufsfach-
schulen der Fachrichtungen Sozialpädagogik 
und Sozialwesen setzt die Ableistung eines mit 
mindestens „ausreichend“ bewerteten dreimona-
tigen Praktikums voraus.“.

c)	 In Absatz 3 werden die Worte „erfolgreich 
abgeleistetes vorgeschriebenes“, „erstmaligen“ 
und „einmalige“ gestrichen, nach der Angabe 
„Hausarbeit,“ die Angabe „das/“ eingefügt und 
das Wort „Nichtschülerprüfung“ durch das Wort 
„Externenprüfung“ ersetzt.

10.	 Im Unterabschnitt 1 wird nach § 39 folgender 
neuer § 40 eingefügt:

	 „§ 40 
Externenprüfung von Personen 

mit bestandener erster Teilprüfung 
im Bildungsgang der Fachschule, 

Fachrichtung Sozialpädagogik
	 (1) Personen mit bestandener erster Teilprüfung 

des Bildungsganges der Fachschule, Fachrich-
tung Sozialpädagogik, können zur Externenprü-
fung an der Fachschule, Fachrichtung Sozialpäda- 
gogik, zugelassen werden, wenn sie mindestens 
ein Jahr hauptberuflich in Vollzeit in diesem Beruf 
tätig waren. § 36 Absatz 3 Satz 3 bis 6 sowie 
Absatz 6 gilt entsprechend.

	 (2) Die Externenprüfung beschränkt sich auf das 
halbjährige Praktikum und die Hausarbeit. Die 
staatliche Anerkennung wird verliehen, wenn das 
vorgeschriebene Praktikum und die Hausarbeit 
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mit mindestens der Note „ausreichend“ bewertet 
wurden.“

11.	 Die bisherigen §§ 40 bis 51 werden §§ 41 bis 52.

12.	 In § 41 Absatz 1 Satz 1 werden im einleitenden 
Halbsatz vor dem Wort „Abiturprüfung“ das Wort 
„externe“ eingefügt und die Worte „Schülerin 
oder Schüler“ durch die Worte „Teilnehmerin oder 
Teilnehmer“ ersetzt.

13.	 § 42 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden nach 

dem Wort „Wirtschaft“ die Worte „und gege-
benenfalls in welchem Schwerpunkt“ eingefügt.

b)	 Der bisherige Absatz 2 mit den Worten 
„Dem Zulassungsantrag sind beizufügen:“ 
wird Absatz 3; der bisherige Absatz 3 wird 
Absatz 4.

c)	 In Absatz 3 Nummer 1 wird die Angabe „Nr. 1, 
2 und 4“ gestrichen.

14.	 In § 43 Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
„Abiturprüfung“ das Wort „externen“ eingefügt 
und die Worte „für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler“ gestrichen.

15.	 § 44 Absatz 2 Satz 1erhält folgende Fassung:
	 „Die Abiturprüfung wird in acht Fächern abgelegt, 

von denen im ersten Teil (Prüfungsabschnitt I) vier 
Fächer schriftlich und im zweiten Teil (Prüfungs-
abschnitt II) vier weitere Fächer mündlich geprüft 
werden.“

16.	 In § 45 Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
„Abiturprüfung“ das Wort „externe“ eingefügt und 
die Worte „für Nichtschülerinnen und Nichtschü-
ler“ gestrichen.

17.	 § 46 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 wird vor dem Wort „münd-

lichen“ das Wort „gegebenenfalls“ eingefügt.
b)	 Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen.

18.	 § 47 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	 „Über die bestandene externe Abiturprüfung 

stellt das für Bildung zuständige Ministerium 
ein Zeugnis aus.“

b)	 In Absatz 7 Satz 1 werden vor dem Wort „Abi-
turprüfung“ das Wort „externe“ eingefügt und 
die Worte „für Nichtschülerinnen und Nicht-
schüler“ gestrichen.

19.	 § 49 wird wie folgt geändert:
a)	 Im einleitenden Halbsatz des Absatzes 1 Satz 1  

wird vor dem Wort „ Abiturprüfung“ das Wort 
„externe“ eingefügt.

b)	 In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „24. Okto-
ber 2008“ durch die Angabe „6. Juni 2013“ 
ersetzt.

Artikel 9 
Inkrafttreten und Übergangsregelung

(1) Die Verordnung tritt am 31. Juli 2014 in Kraft. 
(2) Für Schülerinnen und Schüler, die vor dem Schul-
jahr 2014/15 in den Bildungsgang eingetreten sind, 
finden die Artikel 2, 3, 7 und 8 keine Anwendung. Die 
Berufsfachschulverordnung vom 9. Juli 2013 (NBl. 
MBW. Schl.-H. S. 213) und die Fachschulverordnung 
vom 9. Juli 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 220) sind 
dann mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei Erfüllung 
der in den Verordnungen jeweils geregelten Voraus-
setzungen statt des Realschulabschlusses der Mittlere 
Schulabschluss erworben wird.
(3) Artikel 2 Nummer 6 findet keine Anwendung für 
Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2014/15 
in die Berufsfachschule nach § 1 Absatz 3 Nummer 
14 BFSVO eintreten. Die schriftliche Prüfung erfolgt in 
den Fächern und Lernbereichen nach Nummer 3.14.1 
bzw. nach 3.14.2 der Anlage 1 der Berufsfachschulver-
ordnung vom 9. Juli 2013 in der vom 1. August 2013 
(NBl. MBW. Schl.-H. S. 213) geltenden Fassung. 
(4) Artikel 3 Nummer 9 a) findet keine Anwendung für 
Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2014/15 
in die Fachschule nach § 1 Absatz 2 Nummer 2.1 ein-
treten. Die schriftliche Prüfung erfolgt in den Fächern, 
Lernbereichen und Lernfeldern nach Nummer 2.1 der 
Anlage 1 der Fachschulverordnung vom 9. Juli 2013 in 
der vom 1. August 2013 (NBl. MBW. Schl.-H. S. 220) 
geltenden Fassung. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
Kiel, 18. Juni 2014

P r o f .  D r.  Wa l t r a u d  We n d e 
Ministerin  

für Bildung und Wissenschaft



Schule

NBI.MBW.Schl.-H. 2014� 205

Fachanforderungen für die Fächer 
Deutsch, Englisch, Mathematik und 
das Fach Naturwissenschaften
Erlass des Ministeriums für Bildung und 
Wissenschaft vom 1. Juli 2014 - III 403

Aufgrund des § 126 Absatz 3 des Schulgesetzes 
bestimmt das Ministerium für Bildung und Wissen-
schaft Folgendes:
Die Fachanforderungen für die Fächer Deutsch, 
Englisch und Mathematik (Sekundarstufe I und Sekun-
darstufe II) treten zum Schuljahr 2014/15 in Kraft. 
Sie gelten an allgemein bildenden Schulen und lösen 
die bislang geltenden Lehrpläne ab. Dabei gelten die 
Fachanforderungen Sekundarstufe I ab dem Schuljahr 
2014/15 für Jahrgangsstufe 5 aufwachsend und die 
Fachanforderungen Sekundarstufe II für die Einfüh-
rungsphase der Oberstufe aufwachsend.
Die Fachanforderungen für das Fach Naturwissen-
schaften (Sekundarstufe I) treten zum Schuljahr 
2014/15 in Kraft. Sie gelten an Gemeinschaftsschulen 
und lösen den bislang geltenden Lehrplan ab. Dabei 
gelten sie ab dem Schuljahr 2014/15 für Jahrgangs-
stufe 5 aufwachsend.
Die bislang geltenden Lehrpläne für die Fächer 
Deutsch, Englisch und Mathematik sowie das Fach 
Naturwissenschaften gelten auslaufend weiter; sie tre-
ten jahrgangsstufenweise bis zum Ende des Schuljah-
res 2018/19 (Sekundarstufe I) bzw. 2015/16 (Sekun-
darstufe II) außer Kraft.
Die Fachanforderungen werden bis zum 31. Juli 2014 
auf dem Lehrplanportal des Landes (http://lehrplan.
lernnetz.de) veröffentlicht.

Richtlinie zur Sicherheit im Unterricht
Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung 
und Wissenschaft vom 17. Juni 2014 – III 326

Die bisherigen „Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht“ 
laut Empfehlung der Kultusministerkonferenz vom 
09.09.1994 in der Fassung vom 28.03.2003 und der 
Runderlass der MBWFK vom 6. Januar 2004 – III 44 – 
sind von einer hierzu eingesetzten Arbeitsgruppe der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister (KMK) überar-
beitet worden und liegen nunmehr in einer aktualisier-
ten Fassung vom 27.02.2013 vor. Nach Abschluss des 
bundesweiten Abstimmungsprozesses zwischen der 
KMK und der Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV) wird hiermit die Beachtung der Richt- 
linien in der neuen Fassung und der zugrunde liegen-
den gesetzlichen Regelungen und Vorschriften ver- 
bindlich.

Die Richtlinie zur Sicherheit im Unterricht wendet sich 
vor allem an Schulleiterinnen und Schulleiter sowie an 
die Lehrkräfte im naturwissenschaftlichen Unterricht 
und den Fächern Technik, Arbeitslehre, Hauswirtschaft 
und Kunst sowie in den allgemein bildenden Fächern 
berufsbildender/beruflicher Schulen. Darüber hinaus 
gibt es andere Unterrichtsveranstaltungen, in denen 
Tätigkeiten ausgeübt werden, bei denen diese Richt- 
linie anzuwenden ist.

Die ständige Weiterentwicklung von Sicherheitsvor-
schriften macht es erforderlich, dass sich alle Verant-
wortlichen auch unabhängig von der Beschlusslage 
zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Sicherheits-
richtlinien auf dem jeweils aktuellen Stand der Bestim-
mungen halten. Weiterhin wird auf die einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften der Unfallkasse Nord bzw. 
die Veröffentlichungen der DGUV verwiesen.

Der Schutz vor stoffbedingten Schädigungen, insbe-
sondere die Vorbeugung, bedeutet keinesfalls Verzicht 
auf Unterrichtsexperimente. Nach wie vor kommt 
dem Experiment und den praktischen Schülerarbeiten 
eine zentrale Bedeutung im Unterricht zu. Zweck der 
Bestimmungen ist es, die Menschen vor Gesundheits-
gefahren und die Umwelt vor stoffbedingten Schä-
digungen zu schützen. Die Lehrkräfte werden daher 
auch aufgefordert zu prüfen, ob für den jeweiligen 
Unterricht Stoffe mit geringerem gesundheitlichen 
Risiko eingesetzt werden können bzw. inwieweit durch 
bestimmte Versuchsanordnungen der Entsorgungsum-
fang verringert werden kann. Die Verantwortung für die 
sachgerechte Entsorgung von Sonderabfällen trägt der 
Schulleiter bzw. die Schulleiterin.

Das IQSH und die Unfallkasse Nord werden wie bisher 
Fortbildungsveranstaltungen zu sicherheitsbezogenen 
Themen durchführen.

Diese Bekanntmachung wird ab dem 1. August 2014 
wirksam.
Gleichzeitig tritt der Runderlass vom 6. Januar 2004 – 
III 44 – außer Kraft.

Die Richtlinie ist im Bildungsportal unter Schulrecht / 
Sicherheit im Unterricht eingestellt. 

Der Pflicht, vor der Durchführung eines Experiments in 
der Schule eine Gefährdungsbeurteilung vorzunehmen, 
können die Schulen nachkommen, indem sie die von 
den Schulbuchverlagen angebotenen Sammlungen von 
Gefährdungsbeurteilungen nutzen.
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Organisatorische Verbindung, Namensgebung

Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft vom 6. Juni 2014 - III 21 i.V.

Die Grundschule mit Förderzentrumsteil der Gemeinde Sylt in Sylt, Schule St. Nicolai, und die Schule der 
Gemeinde Sylt in Sylt, Grundschule am Nordkamp, werden zum 1. August 2014 organisatorisch verbunden. Die 
neue Schule führt die Bezeichnung Grundschule mit Förderzentrumsteil der Gemeinde Sylt in Sylt.

Lehrpläne für die Berufsbildenden Schulen

Erlass des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft vom 1. August 2014 – III 404

Gemäß § 126 Abs. 3 des Schulgesetzes werden für die Berufsbildenden Schulen die nachstehenden Lehrpläne 
erlassen. Die Lehrpläne treten am 1. August 2014 in Kraft. Gleichzeitig werden die nachstehend aufgeführten 
Lehrpläne außer Kraft gesetzt. Für Schülerinnen und Schüler, die sich im Schuljahr 2013/14 bereits in diesem 
Bildungsgang befunden haben, gelten die bisherigen Lehrpläne weiter.

Neue Lehrpläne ab 01.08.2014 Lehrpläne, die für diese Schularten außer Kraft treten

Berufsschule
–  Wirtschaft/Politik
–  Mathematik*

–  Wirtschaft/Politik 2013
–  Mathematik 1995

Berufsfachschule I
–  Evangelische Religion –  Evangelische Religion 2013

Berufsfachschule III
–  Energietechnik*
–  Wirtschaft/Politik*
–  Mathematik*

Fachoberschule
–  Deutsch*
–  Mathematik*

–  Deutsch 2012
–  Mathematik 2012

Berufsoberschule
–  Deutsch* –  Deutsch 2012

Berufliches Gymnasium 
–  Mechatronik
–  Mathematik
–  Umwelttechnik
–  Technik und Management*
–  Biologietechnik*
–  Betriebswirtschaftslehre mit Rechnungswesen und 

Controlling*
–  Wirtschaftsinformatik*

–  Mechatronik 2013
–  Mathematik 2013
–  Umwelttechnik 2013

–  Betriebswirtschaftslehre mit Rechnungswesen 2008

Fachschule
–  Deutsch
–  Druck und Medientechnik
–  Heilerziehungspflege*
–  Elektromobilität*
–  Englisch*
–  Mathematik*

–  Deutsch 2013
–  Druck und Medientechnik 2013

–  Englisch 1987
–  Mathematik 1987

* für ein Jahr zur Erprobung
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1. Gymnasien

1.1 Stormarnschule Ahrensburg Koordinatorin / 
Koordinator für 
schulfachliche 
Aufgaben mit den 
Schwerpunkten der 
unterrichtsüber- 
greifenden 
Schulgestaltung 
und -entwicklung, 
insbesondere 
Organisation und 
pädagogische 
Gestaltung im  
Bereich der  
Ausbildung der  
Studienreferen- 
darinnen und 
-referendare 
sowie Planung 
und Koordination 
von schulinternen 
Fortbildungen

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 269 ff.

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum  
1. August 2014.
Auf die Erprobungs-
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein  
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 312
Postfach 7124
24171 Kiel

1.2 Gymnasium Altenholz Altenholz Leiterin / Leiter der 
Orientierungsstufe

siehe Aufgaben- 
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 266 ff.

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung  
und Einweisung  
in die Planstelle  
nach Vorliegen  
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 315
Postfach 71 24
24171 Kiel

Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung  
der Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der
Besetzung

Bewerbung an das
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1.3 Jungmannschule Eckernförde Leiterin / Leiter der 
Orientierungsstufe

siehe Aufgaben- 
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 266 ff.

A 15 Aufgabenüber-
tragung zum 
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs-
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 315
Postfach 7124
24171 Kiel

1.4 Heinrich-Heine- 
Schule

Heikendorf Koordinatorin / 
Koordinator für 
schulfachliche 
Aufgaben mit den 
Schwerpunkten: 
Aus- und Fort-
bildung, Schulent-
wicklung und 
Öffentlichkeitsarbeit

siehe Aufgaben- 
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 269 ff.

A 15 Aufgabenüber- 
tragung zum  
1. August 2014  
bzw. zum nächst-
möglichen Zeit-
punkt.
Auf die Erprobungs-
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 313
Postfach 7124
24171 Kiel

1.5 Theodor-Storm-Schule Husum stellvertretende 
Schulleiterin /
stellvertretender 
Schulleiter

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 266 ff.

A 15 Z Aufgabenüber- 
tragung zum 
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr. 
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein 
III 314
Postfach 7124
24171 Kiel

Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung  
der Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der
Besetzung

Bewerbung an das
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1.6 Max-Planck-Schule Kiel stellvertretende 
Schulleiterin / 
stellvertretender 
Schulleiter

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 266 ff.

A 15 Z Aufgabenüber- 
tragung zum  
1. August 2015.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20  
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 313
Postfach 71 24
24171 Kiel

1.7 Klaus-Groth-Schule Neu-
münster 

Leiterin / Leiter der 
Oberstufe

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 266 ff.

A 15 Aufgabenüber- 
tragung zum  
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs-
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung  
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 31
Postfach 7124
24171 Kiel

1.8 Ludwig-Meyn-
Gymnasium

Uetersen Koordinatorin /  
Koordinator für  
schulfachliche  
Aufgaben mit den  
Schwerpunkten der  
unterrichtsüber- 
greifenden Schulge- 
staltung und -ent- 
wicklung,  
insbesondere 
Durchführung von 
Schulentwicklungs- 
tagen, Umsetzung 
und Entwicklung von 
Präventionskonzept,  
BNE und Zukunfts- 
schule sowie  
Koordination und 
Begleitung des 
Inklusionsvorhabens 

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl.  
7/1998 S. 269 ff.

A 15 Aufgabenüber- 
tragung zum 
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 312
Postfach 7124
24171 Kiel

Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung  
der Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der
Besetzung

Bewerbung an das
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1.9 Gymnasium Wentorf Wentorf bei 
Hamburg  

Koordinatorin/ 
Koordinator für 
schulfachliche 
Aufgaben mit den 
Schwerpunkten 
Koordination 
der curricularen 
Entwicklung, 
der Aus- und 
Fortbildung sowie 
des Schulfahrten-
programms

siehe Aufgaben-
beschreibung NBl. 
7/1998 S. 269 ff.

A 15 Aufgabenüber- 
tragung zum 
nächstmöglichen 
Zeitpunkt.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20  
Abs. 2 Nr. 3 LBG  
wird hingewiesen.  
Sie beträgt im 
Schulbereich ein  
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Ministerium für  
Bildung und  
Wissenschaft des 
Landes  
Schleswig-Holstein
III 312
Postfach 7124
24171 Kiel

2. Berufsbildende Schulen/RBZ

2.1 Regionales 
Berufsbildungs-
zentrum Technik der 
Landeshauptstadt Kiel
Rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen 
Rechts

Kiel stellvertretende 
Schulleiterin / 
stellvertretender 
Schulleiter*)

A 15 Z Aufgabenüber- 
tragung zum  
1. Februar 2015. 
Auf die Erprobungs-
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein 
Jahr. 
Beförderung und 
Einweisung  
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Regionales Berufs- 
bildungszentrum 
Technik der  
Landeshauptstadt 
Kiel
Rechtsfähige  
Anstalt des öffent-
lichen Rechts
Geschwister-
Scholl-Straße 9 
24143 Kiel

2.2 Berufsbildungs-
zentrum Rendsburg-
Eckernförde

Rendsburg Leitung / 
Koordination der 
Abteilung für 
Sozialpädagogik 
und abteilungsüber- 
greifende  
Aufgaben**)

A 15 Aufgabenüber- 
tragung zum  
1. Februar 2015.
Auf die Erprobungs- 
zeit gemäß § 20 
Abs. 2 Nr. 3 LBG 
wird hingewiesen. 
Sie beträgt im 
Schulbereich ein  
Jahr.
Beförderung 
und Einweisung 
in die Planstelle 
nach Vorliegen 
der laufbahn- und 
haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen.

Berufsbildungs- 
zentrum Rends-
burg-Eckernförde
Kieler Straße 30
24768 Rendsburg

	

Ausschreibung der Funktionsstellen

Schule Ort Bezeichnung  
der Stelle

Bes.-Gr. Zeitpunkt der
Besetzung

Bewerbung an das

*)	 Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle beim Regionalen  
Berufsbildungszentrum Technik der Landeshauptstadt Kiel, Geschwister-Scholl-Straße 9 in 24143 Kiel anfordern.

	 Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen)  
Voraussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin / Studienrat) erfüllen.

**) 	 Interessierte Bewerberinnen und Bewerber können das spezielle Anforderungsprofil dieser Stelle beim Berufsbildungs-
zentrum Rendsburg-Eckernförde, Kieler Straße 30 in 24768 Rendsburg anfordern.

	 Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis müssen die fachlichen und pädagogischen (ausbildungs- und prüfungsmäßigen)  
Voraussetzungen für die Einstellung in das Beamtenverhältnis (Studienrätin / Studienrat) erfüllen.
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Koordinatorenstellen für schulfachliche Aufgaben an Regional- und Gemeinschaftsschulen

An den Regional- und Gemeinschaftsschulen werden weitere Stellen von Konrektorinnen und Konrektoren als 
Koordinatorinnen und Koordinatoren für schulfachliche Aufgaben ausgeschrieben. 
In der nachfolgenden Auflistung wird jeweils eine Kernaufgabe der künftigen Koordinatorinnen und Koordinatoren 
genannt; zur Festlegung des jeweiligen Aufgabenprofils im Detail sind innerhalb des Schulleitungsteams entspre-
chende Absprachen zu treffen. Zur Orientierung kann dabei die Aufgabenbeschreibung unter Ziffer VII (3) des 
Erlasses vom 18. Mai 1998 - III 4 - 0332.3 (NBl. MBWFK. Schl.-H. S. 266) verwendet werden.
Den Schulen steht für die Wahrnehmung der Koordinierungsfunktionen gemäß § 7 des Leitungszeiterlasses 
(Erlass des Ministeriums für Bildung und Kultur zur Bemessung des schulischen Zeitbudgets für die Wahrneh-
mung von Leitungsaufgaben sowie für die pädagogische Arbeit und für Schulentwicklung vom 31. August 2010, 
NBl. MBK. Schl.-H. S. 277) ein Zeitbudget zur Verfügung. 
Für die ausgeschriebenen Koordinatorenstellen können sich grundsätzlich Lehrkräfte der an der jeweiligen Schul-
art vertretenen Laufbahnen bewerben; Lehrkräfte mit der Laufbahnbefähigung für Sonderschulen kommen jedoch 
nur für die Koordination des Förderzentrumsteils in Frage. Die Auswahlentscheidungen werden jeweils nach 
Eignung und Leistung getroffen; die Laufbahn der Bewerberinnen und Bewerber ist dabei ohne Belang. 
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden schwerbe-
hinderte Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht zwischen weiblichen und männlichen Beschäftigten zu errei-
chen. Frauen werden daher bei gleichwertiger Qualifikation im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten vorrangig 
berücksichtigt.
Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. Auf die Vorlage 
von Lichtbildern/Bewerbungsfotos verzichten wir ausdrücklich und bitten daher, hiervon abzusehen. 
Nach Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber erfolgt zunächst die Übertragung der Aufgaben. Beförderung 
und Einweisung in die Planstelle werden nach einer Erprobung gemäß § 20 Abs. 2 Nr. 3 LBG und bei Vorliegen 
der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen vorgenommen.
Bitte achten Sie auf die nachstehenden allgemeinen Hinweise, die entsprechend anzuwenden sind.
Bewerbungen sind über das zuständige Schulamt auf dem Dienstwege an das Ministerium für Bildung und Wis-
senschaft des Landes Schleswig-Holstein - III 21 - zu richten. 
Die Schulen, für die Sie sich bewerben, werden von hier aus über die eingegangenen Bewerbungen informiert.

Schulart : Gemeinschaftsschule

Schule
Ort

Bezeichnung 
der Stelle
Bes.-Gruppe

Zeitpunkt der
Besetzung

Aufgabe/Koordination Bewerbungen 
an das

Schule Altstadt
Gemeinschafts-
schule der Stadt 
Rendsburg

Koordinatorin /
Koordinator

A 13  
(GH-Laufbahn)
A 14  
(RS-Laufbahn)
A 14 Z  
(Gym-Laufbahn)

1. Februar 2015 Koordination der pädagogi-
schen und organisatorischen 
Gestaltung der Arbeit in den 
Jahrgangsstufen 5 und 6

Ministerium für 
Bildung und 
Wissenschaft
III 21
Brunswiker 
Straße 16-22
24105 Kiel

Gemeinschafts-
schule Ossen-
moorpark  
in Norderstedt

Koordinatorin / 
Koordinator

A 13  
(GH-Laufbahn)
A 14  
(RS-Laufbahn)
A 14 Z  
(Gym-Laufbahn)

1. Februar 2015 Koordination der pädagogi-
schen und organisatorischen 
Gestaltung der Arbeit in den 
Jahrgangsstufen 5 bis 7

Ministerium für 
Bildung und 
Wissenschaft 
III 21
Brunswiker 
Straße 16-22
24105 Kiel

Wilhelm-Wisser-
Schule 
Gemeinschafts-
schule  
in Eutin

Koordinatorin / 
Koordinator

A 13 Z  
(GH-Laufbahn)
A 14 Z  
(RS-Laufbahn)
A 15  
(Gym-Laufbahn)

1. August 2014 Koordination der pädagogi-
schen und organisatorischen 
Gestaltung der Arbeit in den 
Jahrgangsstufen 9 und 10

Ministerium für 
Bildung und 
Wissenschaft
III 21
Brunswiker 
Straße 16-22
24105 Kiel



Allgemeine Verwaltungs- und Personalangelegenheiten

212� NBI.MBW.Schl.-H. 2014

Schule
Ort

Bezeichnung 
der Stelle
Bes.-Gruppe

Zeitpunkt der  
Besetzung

Aufgabe / Koordination Bewerbungen 
an das

Grund- und 
Gemeinschafts-
schule Kisdorf

2. Ausschreibung

Koordinatorin / 
Koordinator

A 12 Z  
(GH-Laufbahn)
A 13 Z  
(RS-Laufbahn)
A 14 Z  
(Gym-Laufbahn)

1. August 2014 Koordination schulfachlicher 
und schulorganisatorischer 
Aufgaben

Ministerium für 
Bildung und 
Wissenschaft
III 21
Brunswiker 
Straße 16 -22
24105 Kiel

Schulart: Regionalschule

Schule
Ort

Bezeichnung 
der Stelle
Bes.-Gruppe

Zeitpunkt der  
Besetzung

Aufgabe / Koordination Bewerbungen 
an das

Friedrich-Hebbel-
Regionalschule
Wesselburen  
(ab 1. August 
2014 Gemein- 
schaftsschule)

Koordinatorin /
Koordinator

A 12 Z  
(GH-Laufbahn)
A 13 Z  
(RS-Laufbahn)

1. August 2014 Koordination schulfachlicher 
und schulorganisatorischer 
Aufgaben

Ministerium für 
Bildung und 
Wissenschaft
III 21
Brunswiker 
Straße 16-22
24105 Kiel
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Ausschreibung der Schulleiterstellen

Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

1. Grundschulen

1.1 Pestalozzischule
Am Kamp 1
24536 Neumünster

2. Ausschreibung

Schulleiter/in 

A 13  
(GH-Laufbahn)

171 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	zweizügige Grundschule mit 
auslaufendem Regionalschul-
teil (ab Jahrgangsstufe 7)

–	jahrgangsübergreifender Un-
terricht in der Eingangsphase, 
vier Lerngruppen in den Jahr-
gangsstufen 1 / 2

–	jahrgangsübergreifender Un-
terricht in vier Lerngruppen 
den Jahrgangsstufen 3 / 4

–	starke Individualisierung des 
Unterrichts

–	0ffene Ganztagsschule Mon-
tag bis Freitag mit Mittag- 
essen, Hausaufgabenbetreu-
ung und einem AG-Angebot 
bis 16.00 Uhr

–	Schulsozialarbeit
–	Betreute Grundschule
–	Teilnahme an dem Projekt 

„Mathe macht stark“ und  
voraussichtlich „Lesen macht 
stark“ im Grundschulbereich

–	offenes und kooperatives  
Kollegium

–	enge Zusammenarbeit mit 
dem Förderzentrum im  
Rahmen der integrativen Be-
schulung und Prävention

–	enge Vernetzung mit den Kitas 
bezüglich Übergang Kita – 
Schule

–	gute räumliche Ausstattung 
(Nawi-Raum, Musikraum mit 
Bühne, Werkraum, Lehr-
küche, Schüler- und Lehrer-
bücherei, zwei Sporthallen, 
Sportplatz)

–	Internetanschluss und Compu-
ter in allen Klassen, ein großer 
und zwei kleine Computer-
räume 

Schulamt der Stadt  
Neumünster
Großflecken 59
24334 Neumünster

1.2 Theodor-Heuss-
Schule
Rendsburger  
Landstraße 127 d
24113 Kiel

Schulleiter/in

A 14

380 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	vierzügige Grundschule
–	aufgeschlossenes und enga-

giertes Kollegium
–	gute räumliche Ausstattung: 

Musikraum als Bühne nutzbar, 
Werkraum, zwei PC-Räume, 
Schulbibliothek, Laptops für 
die Klassenräume

–	erprobtes Konzept zum indivi-
duellen Fördern und Fordern

–	erfahrene Ausbildungsschule
–	enge und erfolgreiche Zusam-

menarbeit mit dem zuständi-
gen Förderzentrum

–	Schulsozialarbeiter vor Ort

Schulamt Kiel
Andreas-Gayk- 
Straße 31
24103 Kiel

→
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

–	Streitschlichter/innen, Klas-
senpaten

–	verschiedene Präventionspro-
gramme (Theaterpädagogik, 
„Fit und stark“, schulische 
Beratungssysteme, „Gemein-
sam ohne Streit“

–	Enrichment-Stützpunkt-Schule
–	Zukunftsschule
–	Sinusschule
–	zertifizierte SHiB-Schule 

(4+1-Konzept)
–	vielfältiges, aktives Schul- 

leben, konstruktive Eltern-
arbeit, Schulförderverein

–	Schüleraustausch mit der 
Deutschen Schule in Stock-
holm

–	enge Zusammenarbeit mit 
Kooperationspartnern (Ki-
tas, Sportvereinen, Betreute 
Grundschule, Hort, Ämter)

1.3 Grundschule des 
Amtes Hohner  
Harde
Dorfstraße 8
24805 Hamdorf

3. Ausschreibung

Schulleiter/in

A 13

169 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	zweizügige Grundschule
–	ansprechende Anlage mit zwei 

Schulhöfen
–	auf dem Weg zur Offenen 

Ganztagsschule
–	Betreute Grundschule
–	gute räumliche und sachliche 

Ausstattung (Kunst-, Musik-, 
Werkraum, Lehrküche, Turn-
halle

–	aufgeschlossenes, engagier-
tes Kollegium

–	vielfältiges Schulleben – mehr-
fach ausgezeichnet als Zu-
kunftsschule

–	Radfahrfrüherziehung in den 
Jahrgangsstufen 1 und 2

–	viele jahreszeitbezogene Akti-
vitäten und Projekte

–	Pädagogische Insel mit festem 
Einsatz einer Schulsozialarbei-
terin

–	enge Zusammenarbeit mit 
Kitas und Förderzentrum

–	aufgeschlossener Schulträger
–	aktive, das Schulleben mitge-

staltende Elternschaft
–	Elterninitiative für gesundes 

Schulfrühstück
–	engagierter Schulförderverein

Schulamt des Kreises 
Rendsburg-Eckern-
förde
Kaiserstraße8
24768 Rendsburg

1.4 Gorch-Fock-Schule
Sauerstraße 16
24340 Eckernförde

2. Ausschreibung

Schulleiter/in 

A 13 Z

268 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	dreizügige Grundschule
–	SHiB-Schule im Anerken-

nungsverfahren 
–	enge Kooperation mit Förder-

zentrum und benachbarten 
weiterführenden Schulen

–	Schulsozialarbeit

Schulamt des Kreises 
Rendsburg-Eckern-
förde
Kaiserstraße8
24768 Rendsburg
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

–	Kooperation mit außerschuli-
schen Einrichtungen

–	zwei Schulhöfe, u.a. mit Nie-
derseilgarten, Spielgeräten

–	gute räumliche und sächliche 
Ausstattung

–	PC-Raum und Laptops
–	ehrenamtliche Hausaufgaben-

betreuung
–	Nachmittagsbetreuung am 

Standort
–	vielfältiges Schulleben, Pro-

jektwochen, Vollversammlung, 
Teilnahme an Wettbewerben

–	Schulentwicklungsgremium 
aus Eltern und Lehrkräften

–	kooperativer Schulträger
–	aufgeschlossene, engagierte 

Eltern
–	aktiver Förderverein

1.5 Grundschule  
Hafenstraße
Hafenstraße 1-3
25336 Elmshorn

2. Ausschreibung

Schulleiter/in

A 13 Z (GH-
Laufbahn)

261 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	dreizügige verlässliche 
Grundschule, Stadtschule 
mit Kindern aus allen sozialen 
Schichten

–	multiprofessionelles Mitar-
beiterteam (Lehrerinnen, 
Sonderpädagoginnen, Bera-
tungslehrerin, Sozialarbeiterin, 
Erzieherinnen, Integrations-
helferinnen)

–	enge Vernetzung in der Schul-
leitung und mit Mitarbeiterin-
nen und Betreuungskräften

–	Betreuung von 7.00 bis 17.00 
Uhr mit eigenem pädagogi-
schem Konzept in enger Ver-
netzung zum Schulvormittag

–	unterrichtsunterstützende 
Maßnahmen durch Betreu-
ungskräfte 

–	integrative Arbeit in allen  
Klassen und in der Betreuung, 
auf dem Weg zur inklusiven 
Schule

–	integrative Tagesgruppe in der 
Betreuung

–	Ausbildung in Schule und  
Betreuung

–	zertifizierte Präventionsschule, 
prozessorientiertes Förderkon-
zept

–	enge Kooperation zwischen 
schulinterner Beratungslehre-
rin und Schulsozialarbeiterin

–	gefestigte Strukturen zum 
sozial-emotionalen Lernen, 
u.a. Klassenrat, Teamgeister, 
Schülerforum

–	etablierte Beteiligungskultur

Schulamt des Kreises 
Pinneberg
Kurt-Wagner- 
Straße 11
25337 Elmshorn
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

–	Beteiligung der Betroffenen 
vor Ort: Kinder, Eltern und 
Mitarbeiterinnen

–	Verbindlichkeit und Nachhal-
tigkeit der gemeinsam ent-
wickelten Absprachen

–	forschendes Lernen (For-
scherhaus) und Lernen mit 
Tieren (Außenvoliere), ganz-
heitliches Lernen

–	verlässliche und konstruktive 
Zusammenarbeit mit dem 
Schulträger

–	enge Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Förderzentren

–	Zusammenarbeit mit externen 
Institutionen

–	125 Jahre alte Schule, Gebäu-
de nach Schulbauvorstellun-
gen des späten 19. Jahrhun-
derts erbaut

1.6 Grundschule des 
Schulverbandes 
Medelby
Hauptstraße 4
24994 Medelby

2. Ausschreibung

Schulleiter/in

A 13

97 Schüler/
innen

zum nächst-
möglichen 
Zeitpunkt

–	engagiertes und innovations-
freudiges Kollegium 

–	jahrgangsübergreifendes  
Lernen in den Jahrgangsstufen 
1 bis 3 nach einem Stufen- 
modell (zurzeit drei Klassen)

–	Integration und Inklusion in 
allen Jahrgangsstufen 

–	gelingende Kooperation mit 
dem Förderzentrum 

–	Offene Ganztagsschule mit  
Frühbetreuung ab 7.00 Uhr 
und Nachmittagsangebot bis 
15.30 Uhr sowie ganzheitlich 
orientierten Projekten

–	enge Einbindung der Schul-
sozialarbeiterin in die päda-
gogische Arbeit am Vor- und 
Nachmittag

–	Ausbildungsschule 
–	gute Kooperation mit der be-

nachbarten Kindertagesstätte 
sowie außerschulischen Ein-
richtungen (Kirche, Sportver-
ein)

–	Sporthalle und großer Sport-
platz

–	gute sächliche Ausstattung 
–	unterstützender Schulträger
–	vielfältiges Schulleben 
–	engagierte Elternschaft und 

aktiver Förderverein

Schulamt des Kreises 
Schleswig-Flensburg
Flensburger Straße 7
24837 Schleswig
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

2. Förderzentren

2.1 Geschwister-Scholl-
Schule
Förderzentrum 
Schwerpunkt  
Lernen
Birkenallee 44
25436 Uetersen

Sonderschul- 
rektor/in 

A 14 Z

1. August 
2014

–	Förderzentrum mit interner 
Beschulung (78 Schüler/innen 
in fünf Lerngruppen und im 
Schultraining, 140 Schüler/
innen integrativ)

–	regionales sonderpädagogi-
sches Unterstützungssystem 
für sieben Grundschulen, zwei 
Regionalschulen und eine Ge-
meinschaftsschule sowie die 
umliegenden Kitas

–	23 Sonderpädagoginnen/ 
Sonderpädagogen

–	für berufsbegleitende Hilfen 
zuständige Sozialarbeiterin

–	positive Arbeitsatmosphäre, 
gute kollegiale Zusammen-
arbeit 

–	gute und enge Zusammen-
arbeit mit Eltern, Schulträgern 
sowie Leitungen und Kollegien 
der Regelschulen und Kitas

–	pädagogische Unterstützung 
durch Erzieherinnen

–	Offener Ganztag an vier 
Wochentagen mit Betreuung 
durch eine Erzieherin sowie 
AG-Angebote durch außer-
schulische Mitarbeiter

–	schuleigener Mittagstisch im 
angeleiteten Hauswirtschafts-
unterricht

–	sehr gute räumliche Ausstat-
tung

–	gut ausgebautes System 
schulischer Erziehungshilfe 
(Beratung, Tandem, Schul-
koordination, Prävention, 
Vernetzung auf regionaler und 
Kreisebene)

–	Maßnahme „kooperatives 
Schultraining“ in Zusammenar-
beit mit der Jugendhilfe

–	Sprachintensivmaßnahme in 
Kooperation mit einer Grund-
schule

–	enge Zusammenarbeit mit 
außerschulischen Kooperati-
onspartnern

–	Präventionskonzept mit ab-
gestimmten Maßnahmen der 
schulischen Gewaltprävention, 
Suchtprävention und Sexual-
pädagogischen Prävention

Schulamt des Kreises 
Pinneberg
Kurt-Wagner-Straße11
25337 Elmshorn
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

2.2 Raboisenschule
Förderzentrum mit 
dem Schwerpunkt 
Geistige  
Entwicklung
Raboisenstraße 43
25336 Elmshorn

2. Ausschreibung

Sonderschul-
rektor/in

A 15

133 Stamm-
schüler/innen

1. August 
2014

–	15 Klassen in der Stamm-
schule

–	integrative und präventive, im 
Ausbau befindliche Maßnah-
men; zurzeit an einer Grund- 
und einer Gemeinschafts-
schule

–	Offenes Ganztagesangebot 
(durch die Lebenshilfe)

–	Computerraum mit Internet-
zugang

–	unterstützte Kommunikation
–	nach Kompetenzen zusam-

mengesetzte Deutsch und 
Mathematikkurse

–	Angebot eines Lernbüros zur 
individuellen und intensiven 
Förderung der kognitiven Fä-
higkeiten einzelner Schüler/
innen

–	intensive Berufsorientierung 
mit Werkstatttagen und  
Berufspraktika

–	Förderkonzepte für Schüler/in-
nen mit intensivem Assistenz-
bedarf

–	enge Zusammenarbeit mit 
dem BIS Autismus

–	aktive Schülervertretung
–	Ausbildungsschule
–	vielseitiges Schulleben mit 

Sportveranstaltungen (Hand- 
und Fußball, Special Olym-
pics), Projektwochen und 
Festen

–	engagierte Elternarbeit und 
aktiver Förderverein

–	Kooperation mit den Kinder-
tagesstätten, Regelschulen 
und FöZ im Kreis 

–	Agentur für Arbeit und Integra-
tionsfachdienst

–	mit den Werkstätten für behin-
derte Menschen in Pinneberg, 
Elmshorn und Glückstadt

–	mit verschiedenen Tagesför-
derstätten der Lebenshilfe und 
der Diakonie

–	mit den Landesförderzentren 
Sehen und Hören in Schleswig

Schulamt des Kreises 
Pinneberg
Kurt-Wagner-Straße11
25337 Elmshorn
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

2.3 Helene-Dieckmann-
Schule
Förderzentrum im 
Schwerpunkt  
Lernen 
für Altenholz –  
Gettorf – Krons- 
hagen
Klausdorfer  
Straße 74
24161 Altenholz

2. Ausschreibung

Sonderschul-
rektor/in

A 14

Förderzentrum 
ohne eigene 
Schüler/innen,
103 Schüler/
innen in Integra-
tionsklassen, 
Prävention und 
Beratung an 18 
Partnerschulen

1. Februar 
2015

–	regionales sonderpädagogi-
sches Unterstützungssystem 
für die Regionen Altenholz, 
Gettorf und Kronshagen mit 
insgesamt zwölf Grundschul-
standorten, drei Gemein-
schafts- bzw. Regionalschul-
standorten, drei Gymnasien

–	vorschulische Sprachheilarbeit
–	gemeinsamer Unterricht in 

gleichberechtigten Teams in 
34 Klassen

–	präventive Fördermaßnahmen 
an allen Partnerschulen

–	Leseintensivmaßnahmen in 
jeder Region

–	Hörschule
–	Projekt „Familie in Schule“ 

(FiSch)
–	Beratung schulische Erzie-

hungshilfe
–	Streitschlichter/innenausbildung
–	Betreuung von Flexklassen an 

zwei Standorten Ausbildungs-
schule

–	Zusammenarbeit an allen 
Standorten mit Schulsozialar-
beit, Jugend- und Eingliede-
rungshilfe, Schulträgern

–	engagierte, in Teamarbeit er-
fahrene Kolleginnen und Kol-
legen mit Qualifikation in den 
Fachrichtungen L, S, E, G

–	regelmäßige kollegiumsinterne 
Fortbildungen und Schulent-
wicklungstage

–	Schulleitung im Team und 
enge Zusammenarbeit mit 
dem ÖPR

–	kooperativer Schulträger
–	eigenständiger Verwaltungs-

sitz mit täglich besetztem 
Sekretariat, eigenständige 
Haushaltsmittel

–	gute Sachausstattung mit  
Arbeitsmaterialien

Schulamt des Kreises 
Rendsburg-Eckern-
förde
Kaiserstraße8
24768 Rendsburg

→
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

3. Regionalschulen

3.1 Regionalschule 
Wesselburen
(ab 1. August 2014 
Gemeinschafts-
schule)
Dohrnstraße 1
25764 Wesselburen

stellvertretende
Schulleiterin / 
stellvertretender 
Schulleiter

A 13 
(GH-Laufbahn)

oder

A 14 
(RS-Laufbahn)

276 Schüler/
innen 

1. August 
2014

–	zweizügige Regionalschule im 
fünften Jahr

–	Offene Ganztagsschule mit 
Mittagsverpflegung

–	kooperatives, engagiertes 
Kollegium

–	gute Zusammenarbeit mit 
Elternhäusern und Schulträger

–	enge Verknüpfung mit hiesigen 
Wirtschaftsbetrieben u. a. 
durch Kooperationen

–	iPad-Klasse
–	Integrationsklassen, effektive 

Zusammenarbeit mit dem 
Förderzentrum (im Hause)

–	Umweltschule
–	Ausbildungsschule
–	Schulsanitätsdienst
–	gut funktionierende 

Schulsozialarbeit mit 
etabliertem Rückraumkonzept

–	reger Austausch mit 
Kolleginnen und Kollegen 
des BBZ im Rahmen der 
Kooperation

Schulamt des Kreises 
Dithmarschen
Stettiner Straße30
25746 Heide

3.2 Schule im  
Augustental
Grund- und  
Regionalschule
(ab 1. August 2014 
Grund- und Gemein- 
schaftsschule)
Augustental 29
24232 Schön- 
kirchen

stellvertretende 
Schulleiterin /
stellvertretender 
Schulleiter

A 13 Z (GH-
Laufbahn)

oder

A 14 Z (RS-
Laufbahn)

589 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	zwei- bis dreizügige Grund- 
und Regionalschule

–	ab Schuljahr 2014/15 Grund- 
und Gemeinschaftsschule

–	engagiertes Kollegium
–	Schulsozialarbeit
–	gute sachliche Ausstattung
–	zwei gut ausgestattete PC-

Räume
–	zwei Sporthallen, großzügige 

Außensportanlagen
–	Schwimmunterricht in Jahr-

gangsstufe 3 und 5
–	aktive Pausengestaltung durch 

attraktiven Pausenhof
–	sehr aktives Schulleben (Pro-

jektwochen, Schul- und Sport-
feste, Wandertage)

–	angeschlossene offene Ganz-
tagsschule

–	gute Zusammenarbeit mit der 
Elternschaft und den Kinder-
tagesstätten

–	konstruktive Zusammenarbeit 
mit dem Schulträger

–	aktive Unterstützung durch 
den Förderverein

–	Kooperation mit verschiede-
nen Vereinen

Schulamt des Kreises 
Plön
Heinrich-Rieper- 
Straße 6
24306 Plön
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

3.3 Klaus-Groth-Schule
Grund- und  
Regionalschule
(ab 1. August 2014 
Grund- und Ge-
meinschaftsschule)
Winterbeker  
Weg 45
24114 Kiel

stellvertretende 
Schulleiterin /
stellvertretender 
Schulleiter

A 13 (GH-Lauf-
bahn)

oder

A 14 (RS- Lauf-
bahn)

508 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	ein- bis vierzügige Regional-
schule und ein- bis zweizügige 
Grundschule

–	kooperatives und engagiertes 
Kollegium 

–	vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit den Eltern

–	konstruktive Zusammenarbeit 
mit dem Schulträger

–	21 Klassen, Integrationsklas-
sen

–	Flex-Klasse in enger Zusam-
menarbeit mit dem JAW

–	Ausbildungsschule mit zertifi-
zierten Ausbildungslehrkräften

–	sehr gute Fachraumausstat-
tung zum Teil mit Activeboards 
(Biologie und Physik neu 
2012)

–	Sporthallen und -platz
–	sehr gute Computerausstat-

tung mit Intranet und eigenem 
Domainserver ISERV, Festnetz 
und WLAN

–	sehr gute Sachausstattung
–	Französisch als zweite Fremd-

sprache
–	Berufsorientierungskonzept 

mit Kooperationspartnern in 
Kiel

–	Sinusschule
–	Projekt Klasse 2000 und Flö-

tenprojekt in der Grundschule
–	Lehrbücherei mit Bibliotheks-

programm
–	Lesestunde, Grundschullese-

stube, Schülerbücherei mit 
Ausleihe

–	Nzl und MMS
–	Mercatorprojekt in den Jahr-

gangsstufen 5 und 6
–	Methodentraining nach Enger
–	Schulsozialpädagogik
–	Betreute Grundschule

Schulamt Kiel
Andreas-Gayk- 
Straße 31
24103 Kiel



Allgemeine Verwaltungs- und Personalangelegenheiten

222� NBI.MBW.Schl.-H. 2014

Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

4. Gemeinschaftsschulen

4.1 Gemeinschafts-
schule  
Ossenmoorpark
Poppenbütteler 
Straße 230
22851 Norderstedt

Schulleiter/in 

A 14 Z (GH-
Laufbahn)

oder

A 15 (RS-Lauf-
bahn)

oder

A 15 Z (Gym-
Laufbahn)

393 Schüler/
innen

1. Februar 
2015

–	vorwiegend dreizügige Ge-
meinschaftsschule

–	teamorientierte Leitungs- 
struktur

–	Offene Ganztagsschule ge-
meinsam mit dem Lise-Meit-
ner-Gymnasium im Hause

–	Schulsozialarbeit
–	Mensa, Lernlabor, Aula und 

gute Fachraumausstattung
–	C - Sportanlage und zwei drei-

teilige Sporthallen
–	Ausleihbibliothek mit pädago-

gischer Fachkraft
–	Teilnahme an SINUS
–	umfangreiches Berufsorien-

tierungscurriculum in Zusam-
menarbeit mit der Nordersted-
ter Bildungsgesellschaft

–	integrative Beschulung in Jahr-
gangsstufe 5 bis 9

–	Kooperation mit dem Lise-
Meitner-Gymnasium im Hause

–	Kooperation mit dem Förder-
kreis Ossenmoorpark

–	Energiesparschule
–	Ausbildungsschule
–	Zukunftsschule

Schulamt des Kreises 
Segeberg
Hamburger Straße 30
23795 Bad Segeberg

4.2 James-Krüss-Schule
Gouverneur-Maxse-
Straße 649
27498 Helgoland

Schulleiter/in

A 13 Z (GH-
Laufbahn)

oder

A 14 Z (RS-
Laufbahn)

oder

A 15 Z (Gym-
Laufbahn)

85 Schüler/
innen

1. August 
2014

–	einzügige Grund- und Ge-
meinschaftsschule

–	eine auslaufende Realschul-
klasse 

–	jahrgangsübergreifender Un-
terricht in allen Klassen

–	sehr gut ausgestattete Fach-
räume

–	Whiteboards in allen Klassen
–	Schulsozialarbeiter
–	einsatzfreudiges und aufge-

schlossenes Kollegium mit 
neun Lehrkräften

–	engagierte und konstruktive 
Elternarbeit

–	intensive Zusammenarbeit mit 
dem Schulträger

–	vielfältige Kooperation mit 
außerschulischen Partnern, 
insbesondere des Alfred-We-
gener-Institutes für Meeresfor-
schung

–	enge Zusammenarbeit mit 
dem Kindergarten und der 
evangelischen Kirchengemein-
de

–	naturwissenschaftliche Pro-
jekttage in allen Jahrgangs-
stufen

Schulamt des Kreises 
Pinneberg
Kurt-Wagner-Straße 11
25337 Elmshorn

→
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Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das

–	jährliche Salz- und Süßwas-
sertage in Jahrgangsstufe 4

–	Helgoländisch-Unterricht in 
der Grundschule

–	Offene Ganztagsschule mit 
Mensabetrieb

–	Hausaufgabenbetreuung
–	vielfältiges Nachmittags- 

kursangebot
–	aktive Unterstützung der Ge-

meinde bei der Wohnungs-
suche

4.3 Kurt-Tucholsky-
Schule
Gemeinschafts- 
schule mit gym- 
nasialer Oberstufe 
der Stadt Flensburg 
in Flensburg

2. Ausschreibung

Schulleiter/in

max. A 16

ca.1.300 Schü-
ler/innen 

(Die angegebe-
ne Besoldungs-
gruppe kann nur 
erreicht werden, 
wenn die haus-
haltsrechtlichen 
und laufbahn-
rechtlichen Vor-
aussetzungen 
erfüllt sind.)

1. August 
2014

–	Gemeinschaftsschule mit 
gymnasialer Oberstufe

–	Offener Ganztagsbetrieb mit 
Mensa und Cafeteria

–	in der Sekundarstufe I sechs-
zügig

–	in der Sekundarstufe II fünfzügig
–	Inklusionsklassen im 5. und 6. 

Jahrgang, aufwachsend
–	binnendifferenzierender Un-

terricht als durchgängiges 
Unterrichtsprinzip in allen Jahr-
gängen

–	ca. 100 Lehrkräfte aller 
Lehrerlaufbahnen

–	durchgängig Unterricht im 
90-Minuten-Rhythmus

–	kontinuierliche Schulentwick-
lung im Rahmen von Steuer-
gruppenarbeit (unter Betei-
ligung von Eltern, Schüler/
innen und Lehrkräften)

–	Lehrerraumprinzip ab Jahr-
gangsstufe 6

–	Profile ab Jahrgangsstufe 5
–	bilingualer Unterricht von Jahr-

gangsstufe 7 bis 13
–	Arbeit mit zwei Schulhunden 

als Therapiebegleithunde
–	Bündelung von Aktivitäten und 

Projekten in Vorhabenwochen
–	enge Zusammenarbeit mit der 

Universität Flensburg
–	Europaschule
–	Comeniusprojektschule
–	Austauschmaßnahmen mit 

Frankreich, Dänemark, Spani-
en, China, Kanada, Brasilien

–	Ausbildungsschule mit 
schulinternem Netzwerk

–	Stützpunktschule Enrichment
–	Kompetenzzentrum und Netz-

werkschule LdE
–	Berufsorientierung in allen  

Jahrgangsstufen
–	Kooperationspartner Schule/

Wirtschaft

Ministerium für  
Bildung und Wissen-
schaft des Landes 
Schleswig-Holstein 
III 32
Postfach 7124
24171 Kiel

→
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–	Berufseinstiegsbegleiter
–	Ausstattung von mehr als der 

Hälfte der Klassenräume mit 
Activeboards

–	WLAN im gesamten Schulge-
bäude

–	Doppelsporthalle und großer 
Sportplatz, Beachvolleyball- 
und Handballplatz

–	Naturwissenschaftstrakt mit elf 
Fachräumen und umfangrei-
cher Sammlung

–	Schulwald
–	großer Kunst- und Techniktrakt

4.4 Grund- und Ge-
meinschaftsschule 
Sandesneben, 
Grund- und Ge-
meinschaftsschule 
mit gymnasialer 
Oberstufe des Am-
tes Sandesneben/
Nusse i.E.

Schulleiter/in

Bewerberinnen 
und Bewerber 
mit Lehrbefä-
higung Grund- 
und Hauptschu-
le, Realschule 
oder Gymna-
sium

bei Vorliegen 
der laufbahn-
rechtlichen Vor-
aussetzungen  
max. A 15 Z

ca. 800 Schü-
ler/innen

zum nächst-
möglichen 
Zeitpunkt

–	in der Grundschule fast durch-
gängig vierzügig

–	in der Sekundarstufe I drei- 
bis vierzügig

–	Beginn des Aufwuchses der 
gymnasialen Oberstufe im 
Schuljahr 2014/15 mit natur-
wissenschaftlichem und ge-
sellschaftswissenschaftlichem 
Profil

–	Offene Ganztagsschule
–	Schulsozialarbeit
–	Zukunftsschule
–	55 Lehrkräfte
–	sehr engagiertes Kollegium
–	sehr gut kooperierendes 

Schulleitungsteam
–	in der Sekundarstufe I Spa-

nisch als zweite Fremdspra-
che im Aufbau

–	vielfältiges Schulleben mit 
periodischen Veranstaltungen 
wie Literaturtagen, Zirkuspro-
jekt, Projektwochen, Waldju-
gendspielen, Weihnachtsfest, 
Lauftag und Präventionspro-
jekten

–	sehr engagierte und der Schu-
le zugetane Elternschaft

–	großzügiger und an der Förde-
rung der Schule interessierter 
Schulträger

–	gute Zusammenarbeit mit  au-
ßerschulischen Partnern wie 
z. B. den umliegenden Kinder-
tageseinrichtungen und dem 
Förderzentrum Ratzeburg

–	großzügige Ausstattung: kind-
gerechte Pausenhöfe, großzü-
gige Sportanlagen, komplett 
neuer naturwissenschaftlicher 
Trakt (Inbetriebnahme August 
2014)

–	neue IT-Einrichtung mit zwei 
IT-Räumen, WLAN in Vorbe-
reitung

Ministerium für  
Bildung und Wissen-
schaft des Landes 
Schleswig-Holstein 
III 32
Postfach 7124
24171 Kiel

Schule Bezeichnung 
der Stelle  
Bes.-Gruppe
Schüleranzahl

Zeitpunkt 
der  
Besetzung

Schulprofil Bewerbungen an das
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Allgemeine Hinweise

Bei Interesse an einer Bewerbung um eine Schulleiterstelle im Bereich der Grund-, Regional- und Gemeinschafts-
schulen sowie der Förderzentren können ein detailliertes Schulprofil bei der Schule und „Hinweise zur Anfertigung 
und zum Verfahren der dienstlichen Beurteilung“ bei den Schulämtern angefordert werden.
Bewerbungen sind mit einer tabellarischen Darstellung des beruflichen Werdegangs innerhalb eines Monats nach 
Erscheinen des Nachrichtenblattes vorzulegen. Bewerberinnen und Bewerber, die sich bereits im Landesdienst 
befinden, haben ihre Bewerbung auf dem Dienstweg vorzulegen.
Die Landesregierung fordert ausdrücklich Frauen auf, sich zu bewerben. Bei gleichwertiger Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung werden Frauen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung ein. Daher werden schwer-
behinderte Bewerberinnen und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. Auf die Vorlage 
von Lichtbildern/Bewerbungsfotos verzichten wir ausdrücklich und bitten daher, hiervon abzusehen.
Bei der Besetzung von Schulleiterstellen dürfen Bewerberinnen und Bewerber der betroffenen Schule gemäß  
§ 39 Absatz 2 Satz 3 Schulgesetz (SchulG) nur berücksichtigt werden, wenn besondere Gründe dafür vorliegen.
Richtet sich die Zuordnung einer Stelle zu einer Besoldungsgruppe nach der Schülerzahl, ist die endgültige Ein-
stufung von der Entwicklung dieser Zahl abhängig. Maßgeblich ist die im Haushaltsplan ausgewiesene Planstelle / 
Stelle. Daneben müssen die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sein.
Gemäß § 49 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG Schl.-H.) wird der Hauptpersonalrat (Lehrer) über 
die Schulleiterwahlvorschläge unterrichtet, gegebenenfalls wird die Hauptschwerbehindertenvertretung beteiligt.
Die Einsichtnahme des Personalrates in Bewerbungsunterlagen richtet sich nach § 49 Absatz 2 Satz 1 und 2 
MBG Schl.-H.. Dienstliche Beurteilungen sind dem Personalrat auf Verlangen der Beschäftigten gemäß § 49 
Absatz 3 Satz 2 MBG Schl.-H. zugänglich zu machen. Auf das Antragsrecht nach § 51 Absatz 4 MBG Schl.-H. 
wird hingewiesen.
Eine Schulleiterstelle wird erneut ausgeschrieben, wenn nach der ersten Ausschreibung keine Bewerbung bezie-
hungsweise eine nicht ausreichende Zahl qualifizierter Bewerbungen vorliegt.
Schulleiterstellen werden für zwei Jahre im Beamtenverhältnis auf Probe vergeben (§ 5 Landesbeamtengesetz – 
LBG). Für alle anderen Funktionsstellen im Schulbereich wird eine Erprobungszeit von einem Jahr festgesetzt 
(§ 20 Absatz 2 Nummer 3 LBG).
Die Aufgabenübertragung bei den Konrektoren- und Koordinatorenstellen für Grund-, Regional- und Gemein-
schaftsschulen sowie der Förderzentren erfolgt zum angegebenen Termin. Beförderung und Einweisung in die 
Planstelle erfolgen nach Vorliegen der laufbahn- und haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.
Besuchen Sie unseren Online-Stellenmarkt Schule für Lehrkräfte unter
www.lehrerstellen-online.schleswig-holstein.de.
Die aktuellen Stellenausschreibungen des IQSH finden Sie unter www.iqsh.schleswig-holstein.de.

Ministerium für Bildung und Wissenschaft

Im Ministerium für Bildung und Wissenschaft des 
Landes Schleswig-Holstein ist zum nächstmöglichen 
Termin in der Abteilung III 4 die Stelle

einer Referatsleiterin / 
eines Referatsleiters

für das Referat III 41 „Berufsbildende Schulen“ zu 
besetzen.
Das Aufgabengebiet umfasst neben der Leitung 
des Referates u.a. Grundsatzfragen der beruflichen 
Bildung, Aufgaben der Qualitätssicherung, Fragen der 
Aus- und Fortbildung von Lehrkräften an den Regi-
onalen Berufsbildungszentren bzw. berufsbildenden 
Schulen, die Gestaltung und Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung auch im europäischen Kontext und 
einer inklusiven Bildung  sowie die Schulaufsicht über 
mehrere Regionale Berufsbildungszentren bzw. berufs-
bildende Schulen. Die Tätigkeit umfasst weiterhin die 
Mitarbeit in institutionellen Gremien sowie in interminis-
terielle Arbeitsgruppen, insbesondere zur Umsetzung 
des Handlungskonzeptes Schule & Arbeitswelt sowie 
des regionalen Übergangsmanagements.
Erwartet werden analytische und konzeptionelle Fähig-
keiten sowie Innovationsbereitschaft; Kenntnisse der 
schulischen, pädagogischen, rechtlichen und adminis-
trativen Gegebenheiten in Schleswig-Holstein sind von 
Vorteil.
Erforderlich sind ferner die Fähigkeit zu einer team-
orientierten, motivierenden Personalführung und die 

Bereitschaft, komplexe Arbeitszusammenhänge fach-
übergreifend und kooperativ zu lösen.
In Betracht kommen nur Bewerberinnen und Bewer-
ber mit der Befähigung für das Lehramt an Berufsbil-
denden Schulen und einer mindestens sechsjährigen 
Dienstzeit seit der Anstellung. Voraussetzung sind 
ferner Erfahrungen in der Schulleitung, in der Schulver-
waltung und/oder in der Schulaufsicht.
Bei Erfüllung der personalwirtschaftlichen und beam-
tenrechtlichen Voraussetzungen ist eine Besoldung bis 
Besoldungsgruppe A 16 SHBesO möglich, Beschäf-
tigten wird ein Sonderdienstvertrag zunächst analog 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 15 SHBesO, 
später analog der Endstufe A 16 SHBesO angeboten.
Die Landesregierung Schleswig-Holstein setzt sich 
für die Beschäftigung von Menschen mit Behinderung 
ein. Daher werden schwerbehinderte Bewerberinnen 
und Bewerber bei entsprechender Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. 
Teilzeitbeschäftigung ist grundsätzlich möglich.
Ihre Bewerbung mit tabellarischem Lebenslauf unter 
Angabe bisheriger Tätigkeiten richten Sie bitte inner-
halb eines Monats nach Erscheinen des Nachrich-
tenblattes  an das Ministerium für Bildung und Wis-
senschaft, Personalreferat III 111, Brunswiker Straße 
16-22, 24105 Kiel.
Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen 
mit Migrationshintergrund bewerben. Auf die Vorlage 
von Lichtbildern/Bewerbungsfotos verzichten wir aus-
drücklich und bitten daher, hiervon abzusehen.
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Für Rückfragen zu den Aufgabenbereichen steht Ihnen 
Herr Krause (Tel. 0431 988-2510) zur Verfügung. Bei 
Fragen zur personalrechtlichen Seite wenden Sie sich 
bitte an Frau Jürgens (Tel. 0431 988-2390).

Mitarbeit in den Fachkommissionen der Fächer 
Biologie, Chemie und Physik zur Erarbeitung von 
Fachanforderungen für die Sekundarstufe I und II

Die Fachkommissionen sollen in den Schuljahren 
2014/15 sowie 2015/16 die Fachanforderungen für die 
Sekundarstufe I und für die Sekundarstufe II formulie-
ren. Die Arbeit wird unter der Leitung der jeweiligen 
Fachaufsicht in drei Fachkommissionen stattfinden, für 
jedes Fach bestehend aus der Landesfachberatung 
und je zwei Lehrkräften aus einem Gymnasium und 
einer Lehrkraft aus einer Gemeinschaftsschule mit 
Oberstufe. 
Gesucht werden Lehrkräfte der Fächer Biologie, Che-
mie und Physik mit der Befähigung für das Lehramt an 
Gymnasien. Es können sich nur unbefristet im Schul-
dienst Schleswig-Holstein tätige Lehrkräfte bewerben.
Von den Mitgliedern der Fachkommissionen werden 
neben einem breiten unterrichtspraktischen Hinter-
grund in der Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II 
zudem Erfahrungen mit der Erstellung schulinterner 
Fachcurricula zur Umsetzung der Anforderungen des 
Lehrplans erwartet. Wünschenswert sind Erfahrun-
gen im kompetenzorientierten Unterricht sowie in der 
Durchführung von Abiturprüfungen in dem jeweiligen 
Fach.
Für die Arbeit in den Fachkommissionen wird den Mit-
gliedern ein Ausgleich von zwei Jahreswochenstunden 
gewährt. Die Tätigkeit ist bis zum 31. Juli 2016 befris-
tet, sie kann verlängert werden. 
Die Landesregierung ist gesetzlich verpflichtet, 
Schwerbehinderte zu beschäftigen. Schwerbehin-
derte Bewerberinnen und Bewerber werden daher bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt. Wir 
begrüßen es zudem ausdrücklich, wenn sich Men-
schen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. 
Auf die Vorlage von Lichtbildern/Bewerbungsfotos ver-
zichten wir und bitten daher darum, hiervon abzusehen. 
Interessierte Lehrkräfte werden gebeten, ihre Bewer-
bung mit den üblichen Anlagen innerhalb von vier 
Wochen nach Erscheinen dieser Ausschreibung auf 
dem Dienstweg zu richten an das Ministerium für Bil-
dung und Wissenschaft, - III 40 - , Brunswiker Straße 
16-22, 24105 Kiel.

Mitarbeit in der Fachkommission des Faches 
Griechisch für die Sekundarstufe I und II 
für die allgemein bildenden Schulen

Die Kommission soll im Schuljahr 2014/15 die Fachan-
forderungen des Faches Griechisch für die Sekun-
darstufen I und II an Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen erarbeiten. Die Arbeit wird unter der Leitung 
der Fachaufsicht Griechisch in einer Fachkommission 
stattfinden, bestehend aus der Landesfachberatung, 
einem Studienleiter und jeweils einer Lehrkraft aus den 
Schularten. Es können sich nur unbefristet im Schul-
dienst Schleswig-Holstein tätige Lehrkräfte bewerben.

Von den Mitgliedern der Fachkommission werden 
neben einem breiten unterrichtspraktischen Hinter-
grund in der Sekundarstufe I und II zudem Erfahrun-
gen mit der Erstellung schulinterner Fachcurricula zur 
Umsetzung der Anforderungen des Lehrplans erwartet. 
Wünschenswert sind Erfahrungen im kompetenzorien-
tierten Unterricht.
Für die Arbeit in der Fachkommission wird den Mit-
gliedern ein Ausgleich von zwei Jahreswochenstunden 
gewährt. Die Tätigkeit ist bis zum 31. Juli 2015 befris-
tet, sie kann verlängert werden. 
Die Landesregierung ist gesetzlich verpflichtet, 
Schwerbehinderte zu beschäftigen. Schwerbehin-
derte Bewerberinnen und Bewerber werden daher bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt. Wir 
begrüßen es zudem ausdrücklich, wenn sich Men-
schen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. 
Auf die Vorlage von Lichtbildern/Bewerbungsfotos ver-
zichten wir und bitten daher darum, hiervon abzusehen.
Interessierte Lehrkräfte werden gebeten, ihre Bewer-
bung mit den üblichen Anlagen innerhalb von vier 
Wochen nach Erscheinen dieser Ausschreibung auf 
dem Dienstweg zu richten an das Ministerium für  
Bildung und Wissenschaft, – III 40 –, Brunswiker 
Straße 16-22, 24105 Kiel.

Mitarbeit in der „Kommission zentrale 
Abschlussprüfungen im Fach Englisch 
an Beruflichen Gymnasien“

Im Ministerium für Bildung und Wissenschaft des Lan-
des Schleswig-Holstein wird für die Aufgabenerstel-
lung für die zentralen Abschlussprüfungen in Englisch 
an Beruflichen Gymnasien zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt 

eine Lehrkraft
zur Nachbesetzung der „Kommission zentrale 
Abschlussprüfungen im Fach Englisch an Beruflichen 
Gymnasien“ gesucht.
Es können sich nur unbefristet im Schuldienst Schles-
wig-Holstein beschäftigte Lehrkräfte bewerben. Ihre 
Aufgaben als Mitglied der Kommission sind:
–	Erstellung der Aufgaben für die zentralen Abschluss-

prüfungen am Beruflichen Gymnasium auf der Basis 
von den Schulen eingereichter Vorschläge

–	gegenseitige Beratung mit den entsprechenden 
Gremien der allgemein bildenden Gymnasien bei der 
Aufgabenerstellung

–	Fragen der technischen und organisatorischen 
Umsetzung 

–	Zusammenstellung und Auswertung der Ergebnisse
–	die Evaluation und Weiterentwicklung des Verfahrens
und erwartet werden: 
–	Facultas im Fach Englisch
–	Erfahrungen in der Umsetzung des Lehrplanes für 

die Sekundarstufe II BG, Englisch auf grundlegen-
dem und erhöhtem Anforderungsniveau, Schleswig-
Holstein insbesondere im Abitur

–	wünschenswert sind Erfahrungen in der Aufgabener-
stellung für die Abiturprüfung

–	fundierte Kenntnisse im Umgang mit Standard Office 
Programmen

Für diese Tätigkeit wird die Lehrkraft im Schuljahr 
2014/15 mit 4,5 Ausgleichsstunden aus dem Landes-
pool vom Unterricht freigestellt. 
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Das Ministerium für Bildung und Wissenschaft strebt 
an, dass möglichst viele verschiedene Schulen und 
Fachrichtungen in der Kommission vertreten sind.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
schwerbehinderter Menschen ein. Daher werden 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Die Landesregierung ist bestrebt, ein Gleichgewicht 
zwischen weiblichen und männlichen Beschäftigten in 
der Landesverwaltung zu erreichen. Frauen werden 
daher bei gleichwertiger Qualifikation im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten vorrangig berücksichtigt.
Wir begrüßen es zudem ausdrücklich, wenn sich Men-
schen mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. 
Auf die Vorlage von Lichtbildern/Bewerbungsfotos ver-
zichten wir und bitten daher darum, hiervon abzusehen.
Interessierte Lehrkräfte werden gebeten, ihre Bewer-
bungen auf dem Dienstweg unter Angabe ihrer Ausbil-
dung und bisheriger Erfahrungen in der Lehrplanarbeit 
und in den genannten Bereichen sowie eines kurzen 
Lebenslaufes innerhalb eines Monats nach Erscheinen 
des Nachrichtenblattes zu richten an:
Ministerium für Bildung und Wissenschaft des Landes 
Schleswig Holstein
Referat Berufsbildende Schulen (III 412)
Brunswiker Straße 16-22
24105 Kiel
Nach Bewerbungsschluss eingehende Bewerbungen 
können nicht berücksichtigt werden. Bewerbungen, die 
nicht auf dem Dienstweg eingegangen sind, können 
ebenfalls nicht berücksichtigt werden.

Kreisfachberaterinnen und Kreisfachberater 
für Natur- und Umwelterziehung/Bildung 
für nachhaltige Entwicklung (BNE)

In den Kreisen Rendsburg-Eckernförde, Schleswig-
Flensburg, Segeberg und Herzogtum Lauenburg sowie 
in der kreisfreien Stadt Flensburg sind zum 1. August 
2014

die Kreisfachberaterinnen und Kreisfachberater  
für Natur- und Umwelterziehung/Bildung für  

nachhaltige Entwicklung
vom Ministerium für Bildung und Wissenschaft neu zu 
berufen.
Die Berufungen erfolgen zunächst für ein Schuljahr. 
Bewerbungen von Lehrkräften aller Schularten sind 
innerhalb eines Monats nach Erscheinen dieses Nach-
richtenblatts an das jeweilige Schulamt des Kreises / 
der kreisfreien Stadt zu richten.   
Die Kreisfachberaterinnen und Kreisfachberater für 
Natur- und Umwelterziehung/Bildung für nachhaltige 
Entwicklung unterstützen die Schulaufsichtsbehörden 
und Schulen im Rahmen der ihnen zugewiesenen 
Beratungs- und Koordinierungsaufgaben; sie unterste-
hen der Fachaufsicht des Schulamtes. Zu den Aufga-
ben der Kreisfachberaterinnen und Kreisfachberater im 
Rahmen der Natur- und Umwelterziehung/Bildung für 
nachhaltige Entwicklung gehören insbesondere
–	die Unterstützung der Schulen bei der Erfüllung 

ihres Auftrages, Verständnis für Natur und Umwelt 
zu schaffen und die Bereitschaft zu wecken, an der 
Erhaltung der Lebensgrundlagen von Pflanzen, Tie-
ren und Menschen mitzuwirken (§ 4 Abs. 4 SchulG),

–	die Beratung und Unterstützung der Lehrkräfte, der 
Schulleitungen und der Schulaufsicht,

–	die Kooperation mit Schulträgern, Elternbeiräten, 
Schülervertretungen, Umwelt- und Naturschutzver-
bänden, entwicklungspolitischen Initiativen sowie 
weiteren außerschulischen Bildungspartnern,

–	die Planung und Durchführung schulischer sowie 
schul- und schulartübergreifender Veranstaltungen 
und Projekte,

–	die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen,
–	die Organisation eines kontinuierlichen Fortbildungs-

angebots aus dem Bereich BNE,
–	die Einwerbung und Beratung von Schulen sowie 

Mitwirkung im Auszeichnungsverfahren im Rahmen 
der Initiative „Zukunftsschule.SH–Heute etwas für 
morgen bewegen“,

–	die Durchführung der Veranstaltungen zur Projektprä-
sentation und Auszeichnung der Zukunftsschulen, 

–	die Beratung und Unterstützung von Schulen bei der 
Verankerung des Ziels der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung im Rahmen der Schulentwicklung, in 
Schulprogrammen und Schulportraits,

–	die Unterstützung der Bildung von Netzwerken.
Soweit ausschließlich Bewerbungen aus dem Zustän-
digkeitsbereich des Schulamtes vorliegen, unterbreitet 
dieses dem Ministerium für Bildung und Wissenschaft 
eine abschließend mit dem Bezirkspersonalrat (BPR) 
abgestimmte Empfehlung für die Berufung. Liegen 
auch Bewerbungen aus anderen Schularten vor, so 
wird das Verfahren unter Einbeziehung des Schulamtes 
und Beteiligung des Hauptpersonalrats (HPR-L) im 
Ministerium für Bildung und Wissenschaft durchge-
führt.
Für die Tätigkeit als Kreisfachberaterin oder Kreisfach-
berater für Natur- und Umwelterziehung/Bildung für 
nachhaltige Entwicklung werden 4 (Stadt Flensburg, 
Kreis Rendsburg-Eckernförde und Kreis Schleswig-
Flensburg) bzw. 5 (Kreis Segeberg und Kreis Herzog-
tum Lauenburg) Ausgleichsstunden gewährt.
Die Landesregierung setzt sich für die Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen ein. Schwerbehin-
derte Bewerberinnen und Bewerber werden daher bei 
entsprechender Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Ausdrücklich begrüßen wir es, wenn sich Menschen 
mit Migrationshintergrund bei uns bewerben. Auf die 
Vorlage von Lichtbildern/Bewerbungsfotos verzichten 
wir ausdrücklich und bitten daher, hiervon abzusehen.

Universität Flensburg

An der Universität Flensburg ist am Berufsbildungs-
institut Arbeit und Technik (biat) zum nächstmöglichen 
Termin 
eine halbe Planstelle einer Abgeordneten Lehrkraft  

(BesGr. A 13 / 14)
zu besetzen.
In Frage kommen im Schuldienst stehende Lehrerinnen 
und Lehrer der Beruflichen Fachrichtung Elektrotechnik 
oder Informationstechnik, die die zweite Staatsprüfung 
der Laufbahn für Studienrätinnen und Studienräte an 
Beruflichen Schulen abgelegt haben und über Berufs-
erfahrungen verfügen. Die Tätigkeit an der Universität 
soll sich vor allem auf den berufsübergreifenden Wan-
del und die Entwicklungen in der elektro- und informati-
onstechnischen Berufsbildung beziehen.
Erwartet wird, dass die Bewerberinnen und Bewerber 
ein besonderes Interesse an der Auseinandersetzung 
mit berufsbildenden und berufswissenschaftlichen 
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Fragen haben. Es besteht die Möglichkeit, sich weiter 
zu qualifizieren (Promotion).
Zu den Hauptaufgaben der Stelleninhaberin/des Stel-
leninhabers gehören:
–	Mitwirkung in der Lehre im Studiengang „Master of 

Vocational Education“ mit einer Lehrverpflichtung von 
acht Lehrveranstaltungsstunden

–	Entwicklung neuer Studiengangs- und Ausbildungs-
konzepte

–	Evaluation und Begleitung des Studiengangs
–	Beratung und Betreuung der Studierenden im Studi-

engang und den Praktika
–	Zusammenarbeit mit anderen Hochschulen und Insti-

tutionen der Berufsbildung.
Die Abordnung erfolgt zunächst für zwei Jahre. Sie 
kann danach um weitere zwei Jahre verlängert werden 
(§ 67 Abs. 2 HSG).
Die Universität Flensburg möchte in ihren Beschäf-
tigungsverhältnissen die Vielfalt der Biografien und 
Kompetenzen fördern. Ausdrücklich begrüßen wir 
es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund 
bei uns bewerben. Personen mit einer Schwerbehin-
derung werden bei entsprechender Eignung vorran-
gig berücksichtigt. Die Universität Flensburg strebt 
in allen Beschäftigtengruppen eine ausgewogene 
Geschlechterrelation an und lädt einschlägig qualifi-
zierte Frauen besonders ein, sich auf die hier ausge-
schriebene Stelle zu bewerben; Frauen werden bei 
gleicher Eignung vorrangig berücksichtigt.
Fachauskünfte erteilt Prof. Dr. A. Willi Petersen, Tele-
fon 0461 805-2155, E-Mail: awpetersen@biat.uni-flens-
burg.de. Weitere Auskünfte erteilt Frau Katzka, Telefon 
0461 805-2824.
Bewerbungen mit aussagekräftigen Unterlagen sind 
innerhalb von vier Wochen nach Erscheinen dieses 
Nachrichtenblattes auf dem Dienstweg zu richten an 
das Präsidium der Universität Flensburg, z. H. Frau 
Katharina Katzka, persönlich/vertraulich, Kennziffer 
021421, Postfach 29 54, 24919 Flensburg.
Auf die Vorlage von Lichtbildern/Bewerbungsfotos 
verzichten wir ausdrücklich und bitten daher, hiervon 
abzusehen.

Bundesverwaltungsamt

Die folgenden Stellen für Schulleiterinnen oder Schul-
leiter sind zu besetzen:

Deutsche Schule Santa Cruz de Tenerife, Spanien
Besetzungsdatum:			   01.02.2015
Bewerbungsende:			   29.08.2014
Integrierte Begegnungsschule mit bikulturellem  
Schulziel
Klassenstufen: 1 bis 12
Schülerzahl: 533
Abitur (Reifeprüfung) 
Abschlüsse der Sekundarstufe I
Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II
Bes.Gr. A 15 / A 16 bzw. die entsprechende Entgelt-
gruppe des TV-L
Gute Spanischkenntnisse sind gewünscht.

Deutsche Schule der Borromäerinnen Kairo, Ägypten 
Besetzungsdatum:			   01.08.2015
Bewerbungsende:			   29.08.2014
Integrierte Begegnungsschule mit bikulturellem  
Schulziel

Klassenstufen: 1 bis 12
Schülerzahl: 603
Abitur (Reifeprüfung)
Abschlüsse der Sekundarstufe I
Sekundarabschluss des Landes
Fachhochschulprüfung
Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II
Bes.Gr. A 15 / A 16 bzw. die entsprechende Entgelt-
gruppe des TV-L
Gute Englischkenntnisse sind erwünscht.

Deutsche Schule Porto, Portugal
Besetzungsdatum:			   01.08.2015
Bewerbungsende:			   29.08.2014
Integrierte Begegnungsschule mit bikulturellem  
Schulziel
Klassenstufen: 1 bis 12
Schülerzahl: 509
Abitur (Reifeprüfung) 
Abschlüsse der Sekundarstufe I
Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II
Bes.Gr. A 15 / A 16 bzw. die entsprechende Entgelt-
gruppe des TV-L
Portugiesischkenntnisse sind gewünscht.

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. 
Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen 
Einrichtungen im Gastland wird erwartet.
Formulare für die Bewerbung stehen im Internet unter 
www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung.
Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach 
auf dem Dienstweg über Heimatschulbehörde und 
Kultusministerium/ Senatsverwaltung des Landes an 
das Bundesverwaltungsamt - Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen (ZfA) - zu richten. Eine weitere 
Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleichzeitig 
an das im Kultusministerium / in der Senatsverwaltung 
des Landes zuständige Mitglied des Bund-Länder-Aus-
schusses für schulische Arbeit im Ausland (BLASchA) 
zu senden.
Um direkte Übersendung einer Durchschrift des 
Bewerbungsschreibens, eines ausgefüllten Fragebo-
gens, eines Lebenslaufs und der letzten dienstlichen 
Beurteilung an die ZfA (als Vorabinformation) wird 
gebeten.
Nur fristgerecht eingehende Bewerbungen können 
berücksichtigt werden.
Die vollständigen Bewerbungsunterlagen müssen 
spätestens vier Wochen nach Ablauf der Bewerbungs-
frist auf dem Dienstweg in der ZfA vorliegen. Die ZfA 
entscheidet über Förderung der Stelle aus Bundesmit-
teln (Vermittlung).
Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der 
Ausschreibung angegebene Besoldungs-/Entgelt-
gruppe innehaben. Soweit Bewerberinnen und Bewer-
ber diese Voraussetzungen noch nicht erfüllen, sind 
im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann möglich, 
wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrge-
nommen wurden, die im Inland zur Einweisung in die 
ausgeschriebene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingrup-
pierung in die vergleichbare Entgeltgruppe führen kön-
nen. Hierzu ist eine ausdrückliche Empfehlung für die 
Tätigkeit als Schulleiterin oder Schulleiter im Ausland 
durch den Dienstherrn erforderlich.
Bitte beachten Sie im Einzelnen die jeweils gültigen 
Verfahrenswege und Bewerbungsmodalitäten Ihres 
Bundeslandes.


